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A m  August des vermittelten Ja h re s  hielten w ir uns berufen, zur 
Zerstreuung der dichten Nebel von Irrthü m ern  und Täuschungen 
beizutragen, welche sich um die Schleswig-Holsteinische Sache ge­
lagert hatten , diese in ihrem wesentlichen und unvergänglichen 
I n h a l t ,  in  ihrer w ahren Bedeutung für die Deutschen D inge zu 
beleuchten. W ir suchten klar zu machen, daß es sich bei derselben 
nicht vorzugsweise oder gar ausschließlich um fürstliches Erbrecht 
handelt, daß sie mit der W ahrung  von S tan d es-In te re sse n  und 
B orurtheilen  nichts gemein hat, daß es ein Stück Deutschen Volks­
thum s von der gesundesten und lebenskräftigsten A rt ist, an welches 
die D iplom atie die mörderische A rt gelegt. W ir sprachen die E r­
w artung  a u s ,  daß die Sachsen, Angeln und Friesen, welche in 
alter Zeit ein nicht G eringes gethan , das Volk und den S ta a t  
von E ngland gründen zu helfen, noch K raft genug besäßen, um 
auf ihrem eigenen Boden vernünftiger Freiheit und Selbstregierung 
eine S tä tte  zu sichern, um auch ferner eine nicht unrühmliche S telle  
in  den Kämpfen für Die W iedergeburt der deutschen N ation  zu 
behaupten. Seitdem  ist kaum ein J a h r  verflossen und schon kann 
kein Unbefangener zweifeln, daß, wenn die Schlesw ig-H olsteiner 
rachsüchtig w ären , sie die S orge um ihre Rache ihren m annig­
fachen Feinden selbst überlassen könnten.

W ir behaupteten, daß der Dänische Gesammtstaat nach den 
Ideen  König C hristian 's VIII., gegen welchen die Herzogthümer
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bis zum Ausbruch des Krieges mit W ort und in S chrift sich 
gew ehrt, eine moralische und politische Unmöglichkeit sei, daß die 
neue Schöpfung der Europäischen Cabinetspolitik fortfahren werde, 
diese Unmöglichkeit aller W elt klar zu machen, bis endlich das 
Gebäude trotz aller morschen S tü tzen , die m an demselben zu geben 
versuche, in  sich zusammenstürzen werde. D ie Geschicke vollziehen 
sich schneller, a ls  wahrscheinlich Viele geglaubt haben. E ine  A u s­
sicht gäbe es, so meinten w ir ferner, dem Gesammtstaat noch für- 
einige Zeit unter dem Einfluß jener Politik  ein sieches D asein zu 
fristen, wenn es nämlich möglich w äre , irr den sämmtlichen Theilen 
der Dänischen Monarchie den A bsolutism us wieder herzustellen, 
die Volksvertretung in Dänemark und den H erzog tüm ern  auf 
das N iveau berathender Versammlungen herabzudrücken, die H err­
schaft des Dänischen Volks über die S chlesw ig-H olsteiner in 
die H ände eines unumschränkten K önig - Herzogs zurückzugeben, 
welcher Energie und M acht genug besäße, die rohen Leidenschaften 
des ersteren zu bändigen; w ir hoben aber auch hervor, weshalb 
dies unmöglich sei. I n  der Noth der Zeit und während die ge­
meinschaftliche Verfassung n u r noch in  den allgemeinen Umrissen 
der Königlichen Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  1852 vorlag, 
erklärte die Holsteinische S tändeversam m lung des Ja h re s  1853, 
a ls  der E n tw urf der Specialverfassung für das Herzogthum H o l­
stein, jedoch mit A usnahm e derjenigen Bestim mungen, die sich 
auf die sogenannten gemeinschaftlichen Angelegenheiten bezogen, 
zur ständischen B erathung  gelangt w a r, daß die Gesammtrepräsen- 
tation  aus verschiedenartig und ungleichmäßig vertretenen N atio na­
litäten regelmäßig kein einmüthiges Zusammenwirken, sondern ver­
möge der nicht wegzuläugnenden N atu r der Verhältnisse eine 
N eigung zu Uebergriffen von S e iten  der M a jo ritä t, und von 
S e iten  der schwächeren N ationalitä t durch Anschluß an die M in o ­
ritä t eine negative, verhindernde Thätigkeit zur Folge haben 
werde; daß daher einer G esam m tvertretung, geschehe sie n un  nach 
Kopfzahl oder nach budgetmäßiger Berechnung, m ithin einer M a ­
jorität mit schwankendem und regelmäßig ungünstigem Zahlenver- 
hältniß der Inbegriff der höchsten G ü te r , die N atio na litä t, nicht
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preisgegeber werden dürfe. D am it w ar eine constilutionelle V er­
fassung des G esam m tstaats, aber noch nicht der Gesammtstaat 
selber fü r inmöglich erklärt. D a s  dem Absolutismus zugeneigte 
M inisterium  Oersted verkannte denn auch, soweit die W ahrung  
des Dänischen Uebergewichts im Gesammtstaat dies zuließ, nicht 
die Richtigkeit der von der Holsteinischen Versammlung vorge­
tragenen Arsicht und beschränkte in der Verfassung vom 26. J u l i  
1854 die beschließende Befugniß des für die Gesammtmonarchie 
zu errichtenden R eichsraths auf die gemeinschaftlichen S teue rn  und 
S taa tsa n le ih e n , sowie auf V eränderungen in der gemeinschaftlichen 
Verfassung. I n  den dem K önig deshalb von dem M inisterium 
unterbreiteten M otiven heißt es: E ine hinreichende Stütze zur
Aufrechthaltung einer M onarchie, wie die Dänische, glaube das 
M inisterium  in einer eigentlichen konstitutionellen Verfassung nach 
treuerem M uster wenigstens zur Zeit nicht finden zu können. E s  
seien vielmehr, wenn eine solche gemeinschaftliche Verfassung unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen ins Leben trä te , die größten 
G efahren für die Monarchie zu fürchten, und zwar vermöge der 
noch vorhandenen S p a n n u n g  zwischen den beiden N ationalitäten , 
von denen die eine der anderen nicht so überlegen sei, daß eine 
U nterordnung, zu welcher eine eigentliche konstitutionelle Verfassung 
führen müßte, mit der Gerechtigkeit sowohl a ls  mit den dem 
A usland gegenüber vorhandenen Verpflichtungen würde bestehen 
können.

Wenngleich die Oerstedsche Verfassung die Abhängigkeit der 
Herzogthümer von den, im Gesammtstaat nach allen Rich­
tungen sich geltend machenden, Dänischen Interessen vollkom­
men sicherte, so scheiterte doch dieselbe an dem Widerstand des 
Reichstags. D a s  M inisterium  Scheel publicirte dann nach V er­
ständigung mit dem letzteren, aber durchaus hinter dem Rücken 
der Herzogthüm er, die Verfassung vom 2. O ctober 185 5 , in 
welcher die Herrschaft der D änen  durch erweiterte Befugniß deS 
Reichsraths einen noch formaleren Ausdruck erhielt.

E s  ist von Jnreresse, von dem Verfasser der Betrachtungen
i*
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über den Dänischen G esam m tstaat*), in  welchem w ir ein M itglied 
der Holsteinischen Ständeversam m lung zu erkennen glauben, zu 
erfahren, in welchem Lichte ihm der Gesammtstaat jetzt erscheint. 
I n  der mit K larheit und Schärfe abgefaßten Schrift werden an 
der H and  der seit 1853 gemachten E rfahrungen die G ründe ent­
wickelt, weshalb jene politische Schöpfung in das Reich der U n­
möglichkeit gehöre. D ie F rage , welches Verfahren eine zur P r ü ­
fung der gemeinsamen Verfassung berufene Ständeversam m lung 
einschlagen w ürde, wird dahin beantw ortet, daß sie ohne Zweifel 
und vor allen D ingen  wegen Erschöpfung aller bisherigen ver­
fassungsmäßigen M ittel ihre gerechte Beschwerde über die bisherige 
V erw altung dem Deutschen B unde vortragen, und sodann eine 
Deduction über die Unmöglichkeit des Gesammtstaats folgen lassen 
werde. M it Bezug auf das V otum  der Ständeversam m lung von 
1853 heißt e s , daß der V orw urf absolutistischer N eigungen von 
Jedem  bereitwillig werde zurückgenommen w erden, welcher es ver­
stehe, einen Nothschrei von einem mit freier Selbstbestimmung 
gefaßten Antrage zu unterscheiden. E s  ist die W ahrnehm ung er­
freulich, wie die Erkenntniß bei den jetzigen öffentlichen M änn ern  
in den H erzog tü m ern  sich befestigt, daß es eine falsche S te llun g  
ist, in welche sie gerathen, wenn ste, Angesichts der Untröstlichkeit 
der augenblicklichen Zustände, durch kleine Künste und mit H ülfe 
des A bsolutism us wenigstens ein erträglicheres Loos für die 
nächste Zeit dem Lande bereiten w ollen, wenn sie es gar für mög­
lich h a lten , in Dänem ark eine einflußreiche P a rte i zu finden, 
welche geneigt w äre , ihnen auf halbem W ege entgegen zu kommen, 
während sie dort unter allen P a rte ie n , welche sich geltend zu 
machen das Vermögen haben , n u r unversöhnliche Feinde zu finden 
erw arten dürfen. Ih re  einzige W affe ist augenblicklich die W ah r­
heit; diese ohne Rückhalt auszusprechen, wenn Reden Pflicht wird, 
ist nicht allein ehrenhaft, sondern auch klug. D enn  mit kleinen 
M itte ln  und P allia tiven  ist den H erzog tü m ern  einmal nicht zu 
helfen; die Frage bleibt immer dieselbe, wie vor dem Jah re  1848

• )  Betrachtungen u. d. Dänischen G esam m tstaat. M ärz 1857.  H am burg.



und während des Krieges, ob die Schlesw ig-H olsteiner selbst oder 
die D än en  H erren  im Lande sein sollen. Diese Frage allein ist 
dem Volke verständlich, nnd sie vor aller W elt offen zu halten, 
w ird wenigstens Demjenigen von großer B edeutung erscheinen, 
welcher nicht an  die Ewigkeit der jetzigen Cabinetspolitik in Europa 
g laubt und ferner der M einung  ist, daß nichts aus das Volk 
einen entnervenderen Einfluß ü b t, a ls sich in einer unklaren W elt 
von Illusionen  und Velleitäten zu bewegen, zum Trost für eine 
getäuschte H offnung eine neue Täuschung entgegen zu nehmen. 
D ie  B ew ohner der Herzogthümer sind von klarem Verstände und 
starken N erven, sie sind überdies durch eine harte Schule gegangen, 
es ist nicht unwahrscheinlich, daß sie noch härter werden geprüft 
w erden, und Diejenigen laden eine große V erantw ortung  auf sich, 
welche die schöne im Volke vorhandene K raft durch falsche B e­
handlung zu schwächen sich nicht entsehn. M a n  braucht nicht zu 
fürchten, daß dasselbe die W ahrheit zu ertragen nicht im S tande 
w äre; jedenfalls ist nicht daran zu zweifeln, daß M ä n n e r , welche 
sich von jeder Welle schaukeln lassen, um wie Schaum  auf der 
Oberfläche zu treiben, bis der S tu rm  sie alle begräbt, keine A u s­
sicht haben, sich bei ihm für die D auer Achtung und Einfluß zu 
sichern.

E ine andere nicht uninteressante literarische Erscheinung neue­
sten D a tu m s behandelt das P rinc ip  der G aran tien  für die Herzog­
th ü m er* ). I r re n  w ir nicht, so hat diese Schrift einen M a n n  
zum Verfasser, der früher zu den eifrigen A nhängern C hristian 's VIII. 
gehörte und es sich angelegen sein ließ, für dessen gerechte und 
volksbeglückende Gesammtstaatsideen in den Herzogthümern P a rte i 
zu machen. W enn w ir sein jetziges System  der G aran tien  auch 
für ebenso unausfüh rbar halten , a ls das P rogram m  des verstor­
benen K ö n ig s, so ist es doch erfreulich, von dem Verfasser zu 
erfahren, daß er jenen Gesammtstaat jetzt für durchaus unmöglich 
hält. E s  liegt außerhalb des Bereichs dieser S ch rift, näher auf

*) Ueber das P rincip  der G aran tien  für die H erzogthüm er Holstein und 
Lauenburg nebst S c h lesw ig . H am burg 1 8 5 7 .
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die Ideen  des gewiß wohlmeinenden A utors einzugehen, dem es 
geschieht wie allen D o c trin a irs , daß sie die Rechnung ohne den 
W irth  machen. W ir führen n u r beispielsweise a n , daß er bei den 
D änen  eine unparteiische, vorurtheilsfreie und gerechte Auffassung 
der Verhältnisse, eine gesunde Politik  a ls  Leitstern ihres V erh al­
tens gegen die Herzogthümer für möglich h ä lt, daß er die R eali- 
sirung der sogenannten Skandinavischen Idee a ls  unausbleiblich, 
die S tif tu n g  einer großen Deutsch-Skandinavischen Union und die 
G aran tie  derselben für die Verfassungsbestimmungen in der D ä ­
nischen Monarchie a ls  leicht ausführbar betrachtet, daß er der 
M einung  ist, es werde auf keine Schwierigkeiten stoßen, durch 
Ausschüsse der Dänischen und der Schlesw ig-H olstein-Lauenburgi- 
schen Volksvertretung die nothwendig gemeinschaftlich bleibenden 
Angelegenheiten in E iner Versammlung berathen zu lassen, und 
im Fall keine Einigkeit erzielt werde, dem König-Herzog a ls  u n ­
umschränkten Fürsten die Entscheidung anheimzustellen. Aus dem 
bezeichneten Wege werde A ussöhnung, Friede und gesammelte 
K raft zurückkehren, eine neue Periode werde grade in der D ä n i­
schen Monarchie das kräftige, natürliche und gesunde Bindeglied 
der Deutsch-Skandinavischen U nion darstellen. W ir werden u n s  
später über die Skandinavische Frage des W eitern äußern ; wer 
sieht aber nicht, daß der Verfasser der G ara n tien , wenn ihm gleich 
der Gesammtstaat C hristian 's VIII. abhanden gekommen, doch noch 
weit davon entfernt ist, die Lage der D inge unbefangen zu be­
trachten, daß er mit berechtigten oder unberechtigten Volksleiden­
schaften wie mit geduldigen Zahlen rechnet, daß er es für möglich 
h ä lt, die Geschichte der letzten zehn Jah re  in den Fluchen des Lethe 
zu versenken, daß es ihm leicht erscheint, große Völkerallianzen zu 
bilden, die, wenn überhaupt möglich, nur auf den Trüm m ern 
eines T heils der bestehenden Europäischen O rdnungen  errichtet 
werden können? W ir begegnen in  dem Verfasser wieder einem 
der vom Jah re  1848 her nur zu wohl bekannten Deutschen D oc­
trinairs, welche durch die Nichtigkeit ihrer Theorie über eine neue 
S taa tsb ild un g  in Deutschland, oder durch die der Idee der Freiheit 
inwohnende K raft unserm V aterlande eine andere Gestalt glaubten



geben zu können, ohne zu bedenken, daß ohne materielle M acht­
mittel ebensowenig S ta a te n  geschaffen oder umgestaltet a ls Schlachten 
gew onnen werden.

Vielleicht ist keine Scene mehr geeignet, die S tim m ung  über 
die Unmöglichkeit des Gesammtstaatö, wie sie auch in beit konser­
vativsten Kreisen herrscht, so anschaulich zu machen a ls diejenige, 
welche sich mit dem G rafen R eventlow -Jersbeck am 20. April 
1856 in  der neunundzwanzigsten S itzung des Reichsraths zutrug. 
D er patriotische M a n n  hatte sich erhoben, um für den A ntrag 
einer Anzahl von M itgliedern au s  Schlesw ig-H olstein und Lauen­
burg zu sprechen, welcher sich an die B ehauptung knüpfte, daß 
die Verfassung des Gesammtstaatö vom 2. October 1855 nicht 
au f ordnungsm äßigem  Wege zu S tan d e  gekommen sei. E r  be­
klagte sich am Schluß seiner R ede, daß, während nach dem D ä ­
nischen Grundgesetze die Richter vollkommen unabhängig und 
unabsetzbar w ären, in den H erzog tüm ern  zwei O berappellations- 
räthe abgesetzt w orden, ohne daß b is jetzt auch nur der Schein 
eines G rundes für dieses V erfahren an die Oeffentlichkeit gelangt 
w äre , ja daß es von der Regierung offen ausgesprochen sei, sie 
dürfe selbst ohne allen G rund  jeden Richter seines Amtes ohne 
W eiteres entlassen; daß nach dem Dänischen Grundgesetze die 
A usübung der obrigkeitlichen G ew alt der P rü fu n g  der Gerichte 
unterw orfen sei, während dasselbe nach den Verfassungsbestim- 
mungen für die H erzog tü m er unter keiner B edingung geschehen 
solle, wodurch denn der ärgsten M inisterialwillkür Thor und T hür 
geöffnet werde; daß in  dem Königreich volle Preßfreiheit herrsche, 
während von einem solchen Preßzw ange, wie er in den Herzog­
tü m e rn  bestehe, kein Mensch eine Idee habe, w as aber doch nicht 
verhindere, daß offen die niederträchtigsten Schmähschriften verkauft 
w ürden; daß eine reichsräthliche E rfahrung  von fünf Wochen ihn 
in der Ueberzeugung bestärkt, daß die Abgeordneten der Herzog­
tü m e r  ihr Land im Reichsrathe zu vertreten außer S tan d e  w ären; 
daß es geradezu unmöglich sei, Dänischen V orträgen , die man 
gar nicht oder nur mangelhaft verstehe, zuzuhören, ohne stupid 
zu w erden; daß er durchaus nicht gehört, daß man von irgend
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einer Dänischen S eite  sich friedselig ausgesprochen, und daß er 
auch keineswegs glaube, daß dies tu Zukunft geschehen w erde; 
daß m an es habe durchscheinen lassen, daß die E inw ohner der 
H erzog tü m er mit dem, w as ihnen zu Theil geworden, mehr a ls  
zufrieden sein könnten, daß mit der größten G roßm uth gegen sie 
gehandelt worden und daß sie viel Schlim m eres verdient hä tten ; 
daß nach Wiedereinsetzung der Königlichen R egierung in S ch le s­
wig dort gegen Gesetz und Recht regiert worden. B ei den letzten 
W orten  unterbrach der Präsident den R edner, w oraus dieser erw i­
derte: „W enn ich das nicht sagen darf, dann setze ich mich nieder." 
E s  möchte scheinen, daß, sofern es sich um parlamentarische F o r­
men handelt, kaum eine vernichtendere Kritik des Gesammtstaatö 
geliefert werden könnte, a ls  der in  der bestimmten Veranlassung 
ausgesprochene O rd n u n g sru f des Präsidenten und die Erw iderung 
des R ed ners , der nach jener: W orten verstummte.

D a s  letzte amtliche Zeugniß über den öffentlichen Geist des 
Landes bilden die V erhandlungen der Schleswigschen S tän d ev e r­
sam m lung, welche vom 13. December vorigen J a h re s  b is zum 
21. Februar dieses Ja h re s  achtundfünfzig S itzungen hielt. D ie 
V ersammlung bestand au s  fünf von dem C lerus —  m an weiß, w el­
cher A rt derselbe jetzt is t— erwählten Geistlichen, au s  drei von dem 
Probsten  des adligen S t .  Johann is-K losters und der Ritterschaft 
gewählten Abgeordneten, au s vier V ertretern der größeren G u ts ­
besitzer, au s  zehn V ertretern der S täd te  und Flecken, au s  siebzehn 
V ertretern der ländlichen W ahldistricte und au s  zwei V ertretern 
der gemischten D istricte, der In se ln  Fehmern und Arröe. E s  ist 
bekannt, daß die Regierung mit unübertroffener W illkür nichts 
unversucht gelassen hatte, um eine gefügige S tändeversam m lung 
zu gew innen, daß die W ahlen un ter dem ärgsten Dänischen T er­
ro rism us vorgenommen waren. Besonders w ar m an bemüht ge­
wesen, sogenannte intelligente M änn er fern zu halten, welche eine 
genauere Kunde der Gesetze des Landes besitzen und in der par­
lamentarischen P r a r i s  geschult sind; w as hier und dort noch an 
Führern  des A ufruhrs im Lande zu finden ist, w ar selbstverständ­
lich ausgeschlossen. D er Rcgierungöcommissar w ar wahrscheinlich
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m ftru irt, einzuschüchtern, und versuchte dies auch, bis sich, w as 
bald geschah, das V erhältniß umkehrte. Versammlungsrecht und 
unabhängige Presse, durch deren Hebel von der Bevölkerung aus 
die Landesvertreter einen E influß auszuüben versucht werden 
könnte, giebt es nicht; wer etw as bei den S tänd en  anzutragen 
h a t,  darf dies nur in Einzelpetitionen thun ; in der Versammlung 
darf nichts verhandelt w erden, w as sich unm ittelbar oder mittelbar 
auf die Verfassung des Gesamm tstaats bezieht; die Presse der D ä ­
nischen H auptstadt unterstützte die Dänischen und gesammtstaat- 
lichen M itglieder auf das Eifrigste und w ar unermüdlich, die 
Deutschgesinnten Abgeordneten zu verunglimpfen und der Regie­
rung  zu denunciren.

M a n  darf sagen, daß die Verhältnisse für eine gedeihliche 
Wirksamkeit der Schleswigschen Versammlung so ungünstig waren, 
wie nur denkbar, und es scheint auch, daß die D än en  und ihre 
Deutschen G önner, welche das Land, die volle H älfte von 
Schlesw ig-H olstein, von sich und in s Elend gestoßen, der H off­
nung gelebt haben , es werde endlich verstummen, unter dem 
Leichentuch, welches man über dasselbe gebreitet, werde es ruhig 
sein, wie im G rabe. Diese H offnung hat sich a ls eitel erwiesen. 
W ir können hier nicht ausführlich aus die einzelnen V erhandlungen 
eingehen und wollen nur hervorheben, daß die Versammlung in 
der kurzen Zeit von zwei M onaten  fünfundzwanzig zum Theil 
umfängliche R egierungsvorlagen in durchaus unabhängigem Geiste 
erledigt und durch zehn zur Schlußberathung gebrachte P riv a tp ro ­
positionen, soweit ihre beschränkte Competenz reichte, die Abstellung 
der ärgsten D inge in Gesetzgebung und V erw altung bei der R e­
gierung beantragt hat. D ah in  gehören die Anträge wegen der 
Sprachjgche, wegen der G räuel in Kirche und Schule, wegen 
der Vernichtung der während des K riegs von Seiten  der Regie­
rung bei den Communen gemachten Anleihe u. s. w. Andere 
P ropositionen, z. B . wegen Aushebung der dem Lande jährlich 
über 100,000 Thlr. kostenden G endarm erie, der Stütze und H an d ­
habe des rohen Polizeiregim em s, wegen Sicherung der Universität 
K iel, kamen wegen M angel an  Zeit nicht zur Schlußberathung;
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noch andere, z. B . wegen M odification der Gesammtstaatsverfassung 
vom 2. October 1855 und des vorläufigen Gesetzes, betreffend 
die W ahlen zum Reichsrath, ferner daß die Schleswigschen D o ­
mänen und die Jn trad en  derselben a ls  besondere E innahm e des 
H erzogthum s angesehen werden möchten, wurden wegen Ink om ­
petenz der Bersammlung von dem Präsidenten zurückgewiesen. 
D er Antrag der Deutschen M ajo ritä t in der Sprachsache, welcher 
sich auf siebentausend, größtentheils von Fam ilienvätern au s  den 
betreffenden Districten eingereichte P etitionen  stützte, lautete in 
seiner amendirten Form : „E iner bald einzuberufenen außerordent­
lichen, eventuell der nächsten ordentlichen Ständeversam m lung einen 
Gesetzentwurf vorlegen zu lassen, wonach die im Anhang L itr .  A 
zur V erordnung, betr. die Verfassung, getroffenen Bestimmungen 
über den Gebrauch der Sprachen a ls  K irchen-, U nterrichts-, 
G erichts- und Geschästösprache in verschiedenen Kirchspielen des 
Herzogthum s S ch lesw ig , auf eine den Anforderungen des Rechts 
und der Billigkeit entsprechende und den Wünschen der Bevölkerung 
angemessene Weise abgeändert w erden, und daß die E rm ittelung 
aus dem Wege der Abstimmung in  den betreffenden Districten 
unter der Controle unparteiischer und unabhängiger M ä n n e r, die 
von der Gemeinde zu erwählen sind, S ta t t  finden m ö g e / W äh ­
rend dieser A ntrag der Deutschen M ajo ritä t m it siebenundzwanzig 
S tim m en  gegen elf angenommen w ard , wurden die dagegen ge­
richteten Anträge der Dänischen M ino ritä t mit dreißig S tim m en  
gegen acht verworfen. M it dreiundzwanzig S tim m en  gegen fünf­
zehn erklärte die Versam m lung, daß sie sich au s  den von ihr vor­
getragenen G ründen außer S tan d e  sehe, dem V erlangen der R e­
gierung zu entsprechen, die R epartition  einer S teu e r für die 
Ja h re  1 8 £ f und 1 8 | |  zur Deckung eines angegebenen Deficits 
der gemeinschaftlichen Finanzen vorzunehmen. D ie R epartition  
ward darauf im Verordnungsw ege verfügt und die Kopenhagner 
Presse klagte, daß der Aufruhr wieder vor der T hü r sei, eigent­
lich schon begonnen habe, verlangte mehr T erro rism us und ein 
neues W ahlgesetz-für die rebellische Provinz.

E rw äg t m an außer den oben hervorgehobenen M om enten,
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daß sich bei den B ew ohnern Sch lesw igs zn dem Bewußtsein ihrer 
augenblicklichen Vereinsam ung das schmerzliche Gesühl gesellt, von 
falschen Freunden verlassen und verrathen zu sein, daß aber nichts 
destoweniger in  den V erhandlungen der Volksvertreter den D ä ­
nen gegenüber keine S p u r  jenes Bew ußtseins und dieses G efühls 
zum Vorschein gekommen ist; daß man sich in treuer und m ann­
hafter Liebe a ls deutsch bekannt und das starke V ertrauen  be­
thätigt h a t, der V ertreter der trotz alledem siegenden Sache zn 
sein; daß die V erhandlungen in der kleinen Versam m lung, deren 
Hauptstam m  einfache Landlente bilden, mit einer H altu ng  und 
Sicherheit, mit einer staatsmännischen Beschränkung auf nothw en­
dig innezuhaltende G ränzen geführt w urden, welche auch dem er­
leuchtetsten P arlam ente eines großen S ta a ts  nicht zur Unehre ge­
reichen würden, io wird m an der Deutschen M ajo ritä t der Schles- 
wigschen Ständeversam m lung die Anerkennung nicht versagen kön­
nen, daß sie sich um ihre H eim ath und um den Deutschen N am en 
wohl verdient gemacht hat. D ie Führer dieser M ajo ritä t aber, 
zwei Landleute au s  F riesland  und A ngeln , werden noch auf ein 
dankbares Gedächtniß bei ihren Landsleuten rechnen dürfen, wenn 
die Enkel sich in besseren Tagen von den schweren Zeiten erzählen 
w erden, welche über das Land hereingebrochen, a ls das Deutsche
Volk so tief herabgekommen w ar, daß es nicht einmal mehr den
W illen hatte, seine Genossen in ihrem Recht und in ihrem K am pf 
gegen drohende Vernichtung zu schützen, seine Position  au f der 
Cimbrischen Halbinsel zu behaupten.

E s  ist in  officiellen und officiösen Deutschen Aktenstücken der 
G egenw an  von dem Herzogthum Schlesw ig nicht mehr die Rede, 
ja man liebt es hier und da , mit Geflissenheit es auszusprechen,
daß die Holsteinische oder Holftein-Lauenburgische Sache eine gute
Deutsche Sache sei, für die monarchische und conservative M änn er 
sich interessiren könnten, daß dagegen die Schlesw ig-H olsteinische 
Sache mit dem B randm al der Revolution behaftet sei. M a n  
prunkt sogar dam it, daß Deutschland wegen der S ü n d e , sich an 
dem revolutionären Schlesw ig-H olsteinischen Schw indel betheiligt 

' zu haben, Buße thun müsse, und zeigt mit frommem W ohlbehagen
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auf die S c h le sw ig s , denen es vor Allen gezieme, sich in der 
Bußfertigkeit eifrig zu bezeigen und den größten Theil der S ü n d e  
Deutschlands unter der ihnen von den D änen  bereiteten Kasteiung 
au f sich zu nehmen. D ie Begriffe von revolutionär und conser­
v a tio , von fromm und go ttlos, von Ehre und Schande in öffent­
lichen D ingen  scheinen Heuer sich mehr und mehr zu verwirren, 
und es würde eine lange Arbeit sein, darin Klarheit zu bringen, 
so einfach die Sache auch scheinen mag. W ir überlassen dies 
Anderen, welche sich dazu berufen h alten , und ergreifen hier n u r 
die Gelegenheit, an  das V erhältniß Schlesw igs zu den Holsten 
zu erinnern, die in  der Sprache unserer V äter bald „treue H olsten", 
bald „fromme H olsten", bald „ehrbare M änner" heißen. V on 
der M itte  des dreizehnten bis zu der M itte  des fünfzehnten J a h r ­
hunderts haben die Bew ohner beider Lande einen schweren K am pf 
gegen die D änen, zu Zeiten gegen die ganze M acht der drei unir- 
ten Nordischen Königreiche geführt, um die Bedingungen ihrer n a tio ­
nalen und politischen Eristenz, ihres materiellen W ohlseins auf der 
südlichen H älfte der Cimbrischeu Halbinsel, ihre staatliche Gem ein­
schaft zu sichern. I n  der W ahlcapitulation  von 1460 bedangen 
sie es sich a ls das wichtigste Recht, daß sie ewig zusammenbleiben 
sollten ungetheilt, die Landtage zu Urnehöved und Bornhöved hör­
ten auf, es gab ferner nur E ine gemeinschaftliche Regierung und 
gemeinschaftliche S tände . D an n  sind sie im Lauf der J a h rh u n ­
derte unter wechselnden Gestalten der öffentlichen Verhältnisse zu­
sammengeblieben und organisch in einander verwachsen zu einem 
lebensvollen und untrennbaren Ganzen. D ie Configuration des 
Landes, seine K üsten, H äfen , militärischen P ositionen , die poli­
tische S tellung  gegen N orden, die innige Gemeinschaft der idealen 
und materiellen Interessen, Alles w ies im Jah re  1460 wie noch 
jetzt darauf hin, daß eine T rennung das nationale , sittliche und 
Verkehrsleben dieser Lande zerstören würde. Jeder Einsichtige 
weiß e s , daß Schlesw ig, wenn es au f die D auer von Holstein 
getrennt und an Dänemark gekettet bliebe, noch lange kämpfen 
und unter dem langsamen und geräuschlosen aber unaufhaltsamen V o r­
dringen Deutscher Sprache und Gesittung schwerlich jemals Dänisch
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werden w ürde; aber es würde doch mehr und mehr verdorren wie 
ein abgehauener Zweig. Holstein würde dann  freilich eine ge­
wisse politische V erbindung mit Deutschland behalten; w as aber 
diese unter Verhältnissen nützt, unter denen Deutschland Schles­
wig preiögiebt, lehrt die G egenw art. D a s  H olstein, welches in 
Gemeinschaft mit Schlesw ig unter den Deutschen Gebieten seit 
Jah rhunderten  einen ehrenvollen Platz behauptet, das Land in 
seiner geschichtlichen B edeutung uni) mit den in  seiner Geschichte 
wurzelnden sittlichen und politischen Zielpunkten, das alte treue 
Land mit dem R uhm  seiner V äter und dem hoffnungsvollen 
S treben  seiner S ö h n e , es würde zu eristiren aufhören; Holstein 
würde nicht -allein räumlich, sondern auch moralisch zusammen­
schrumpfen, wenig mehr sein a ls ein schöner und fruchtbarer N ie­
dersächsischer V erw altungsdistrict unter Dänischer Hoheit. Dänischer 
Fuchtel und Dänischem Aussaugungssystem. D ie „treuen", „fröm­
melt" und „ehrbaren" Holsten säumten daher auch im Ja h re  1848 
seinen Augenblick, mit den Schlesw igern gemeinschaftlich zu den 
W affen zu greisen, a ls  die In te g ritä t des Landes von den D änen  
mit Vernichtung bedroht w ard ; sie haben schwere O pfer gebracht, 
um ihr Recht auf die staatliche Gemeinschaft mit Schlesw ig gel­
tend zu machet!, und werden dazu auch ferner bereit sein. M a n  
kann es füglich Jedem  zu beurtheilen überlassen, ob die Holsten 
zu loben sind, wenn sie die T reue, Frömmigkeit und Ehrbarkeit, 
welche man ihren V ätern  nachrühmte, auf deren Weise auffaßten 
und mit den Schlesw igern in den Kamps zogen, oder vielmehr 
die conservative!!, frommen und ehrbaren M än n e r, welche von 
vielen Dächern Deutschlands herab Buße predigen, Buße in Sack 
und Asche, wegen des revolutionären B eistandes, welchen man 
bundesmäßig dem B undeslande Holstein und dessen Herzog geleistet, 
a ls es sein Recht aus Schlesw ig sich nicht wollte rauben lassen. 
M indestens scheint es eine eigenthümliche Art von Conservatiömuö 
zu sein, die in dem Versuch der Zerstörung von Existenzen, welche 
im Lause der Jahrhunderte  herangewachsen und stark geworden 
sind, deren Fundam ent T reue, Frömmigkeit und Ehrbarkeit ist, 
eine staatökluge, fromme und rühmliche T ha t erblickt, die für sich
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selbst keine G efahr darin erkennt, tödtliche Streiche gegen solche 
Existenzen zu führen, während es im besten Falle doch zweifelhaft 
bleibt, ob inan die Niedergestreckten am Boden zn halten die 
K raft haben wird. D ie letzte Schleswigsche Ständeversam m lung 
dürfte jedenfalls einen neuen Aufwand der bestimmten Art von 
conservativer Ehrbarkeit und bußfertiger Frömmigkeit erheischen, 
um die eingenommene S te llun g  zu behaupten. Andere treue, 
fromme und ehrbare Deutsche M änn er auch außerhalb H olsteins 
werden sich darüber freuen, daß acht Jah re  des ruchlosesten D ä n i­
schen R egim ents den öffentlichen Geist der Schlesw iger nicht haben 
vergiften können, und daß den Holsten die Tugenden ihrer V äter 
nicht verloren gegangen sind.

D ie Lage der Schlesw ig-H olsteiner und Lauenburger, welche 
der Gesammtstaat mit den D änen  unter einem Dache vereinigt 
hat, ist die eines besiegten und von den S iegern  rachsüchtig be­
handelten Volkes geblieben, wie w ir sie früher in allgemeinen 
Umrissen gezeichnet haben; nicht die geringste M ilderung  ist einge­
treten , vielmehr berichten u ns täglich die öffentlichen B lätter von 
neuen T haten  des Dänischen Uebermuths. I m  Ja h re  1855 ward 
die jetzige Gesammtstaatsverfassung, nachdem die R egierung sich 
mit den Führern des dänischen Reichstags confidentiell verständigt 
hatte , mit diesem in der Form vereinbart, daß er zu Gunsten des 
Reichsrathö auf bestimmte Rechte und Zuständigkeiten verzichtete; 
den Ständeversam m lungen der Herzogthümer untersagte die R e­
gierung selbst jede V erhandlung über diesen Gegenstand a ls  sie 
nicht angehend. D er Reichsrath repräsentirt die Dänische M o n ­
archie in den wichtigsten ausw ärtigen  und inneren Beziehungen, 
dem Dänischen Reichstag und den drei Ständeversam m lungen der 
Deutschen Herzogthümer ist nur die locale, gewissermaßen neutrale 
Gesetzgebung und V erw altung vorbehalten, und in dem Reichs­
rath haben die D änen  die unbedingte Herrschaft. W ährend der 
Dänische Reichstag sich jedes J a h r  versammelt, werden die S t ä n ­
deversammlungen der Herzogthümer nur jedes dritte J a h r  berufen; 
während der Dänische Reichstag unverletzlich ist, so daß, wer seine 
Sicherheit und Freiheit antastet, oder einen dahin zielenden B e ­
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fehl erläßt oder einem solchen gehorcht, sich des H o ch v erra ts  
schuldig macht, sind die Specialverfassungen der H erzog tü m er 
ohne Bürgschaften dieser A r t ; während der M inister für Holstein- 
Lauenburg in  dem Reichsrath dem Dänischen Reichstag die drif­
tendsten Schmeicheleien sagt, nennt er eine von der Holsteinischen 
S tändeversam m lung an den Landesherrn über die M inisterialw ill- 
kür und den traurigen Zustand des sonst blühenden Landes ge­
richtete P e titio n  ungerecht, ungereimt, ungebührlich, erblickt in ihr 
eine bek lagensw erte Unklarheit der Begriffe, und ein anderer 
M inister erklärt einen A ntrag der Schleswigschen Ständeversam m ­
lung in der Verfassungssache für ein unreifes Machwerk. I n  
D änem ark ist verfassungsmäßig die Presse nur den Gerichten ver­
antwortlich und macht von ihrer Freiheit den ausgedehntesten G e­
brauch; in den H erzog tü m ern  herrscht in Preßsachen wie in 
allen übrigen reine M inistcrialw illkür; durch Concessionsent­
ziehungen, Verbote u. s. w. hat man es dahin gebracht, daß kein 
der Regierung mißliebiges W ort dort gedruckt werden kann, und 
selbst die H am burger periodische Presse hat sich in dem G rade 
einschüchtern lassen, daß sie, sei es durch W orte sei es durch 
Schw eigen, dem Dänischen Interesse dient. D a s  in friedlicher 
Form  ausgeübte Vereinsrecht ist in D änemark verfassungsmäßig 
willkürlicher Beeinträchtigung entzogen; in den H erzog tüm ern  
wird es schon für strafbar erklärt, wenn mehre Personen sich 
ohne specielle E rlaubniß  versammeln, um eine P etition  an  die 
S tän d e  zu berathen. D aher die siebentausend P etitionen  an  
die letzte Schleswigsche Ständeversam m lung in der Sprachsache. 
Nach der Dänischen Verfassung sind die Gerichte für alle S tre i t ­
fragen competent, die polizeiliche G ew alt setzt ihrer Thätigkeit 
keine Schranke; in den H erzog tüm ern  ist es den Gerichten ver­
boten, über die Gesetzmäßigkeit einer obrigkeitlichen M aßregel ein 
Urtheil zu fällen , die richterliche G ew alt ist der Polizei unter­
geordnet. I n  Dänem ark kann die A usübung des richterlichen 
Amtes nur im W ege der Gesetzgebung geregelt werden; in den 
H erzog tü m ern  trägt das M inisterium  kein Bedenken, eine neue 
Justizverfassung durch Verordnungen festzustellen und auszuführen.
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I n  Dänemark ist der Richter in seiner S te llun g  jedem E influß 
der V erw altung entrückt, wegen hohen, in der Verfassung norm irten 
A lters kann er mit vollem G ehalt a ls Pension ans dem gew öhn­
lichen Dienstwege entlassen w erden, sonst nur in Folge eines ge­
richtlichen Erkenntnisses; in den Herzogthümern entläßt der M i­
nister nach W illkür die Richter. I n  den Herzogthümern sucht 
m an vergeblich nach Bürgschaften für persönliche Freiheit, nach 
Unverletzlichkeit der W ohnung, unbedingter M inisterverantw ortlich­
keit u. s. w., w as Alles in der Dänischen Verfassung gewährleistet 
ist. W as  durch Verw altungsm aßregeln zur Befestigung der D ä ­
nischen Herrschaft in den Herzogthümern geschieht, z. B . zur E in ­
führung der Reichsmünze, in Schlesw ig insbesondere in  der 
Sprachsache, in Kirchen- und Schulangelegenheiten, in Holstein 
durch die demselben einseitig auferlegte Amortisation der während 
der K riegsjahre creirten Kassenscheine, während die Herzogthümer 
die Dänischen wegen des Krieges gemachten Schulden tragen hel­
fen müssen, ist hinlänglich bekannt. M a n  wird einräum en, daß 
der Ausdruck nicht zu hart ist, wenn man behauptet, daß die 
Schleswig-Holsteiner und Lauenburger im staatsbürgerlichen S in n  
a ls ehrlos, a ls Heloten behandelt werden. Aber diese H eloten 
sind intelligente und fleißige Menschen, welche die Fruchtbarkeit 
ihres Landes und dessen unvergleichliche Lage zwischen zweien 
M eeren, an einem großen S trom e und vor den Thoren der ersten 
H andelsstadt des Europäischen Festlandes mit solidem E rw erbs­
eifer benutzt haben und benutzen, um zu einem W ohlstände zu 
gelangen, welcher für die fiskalische A usbeutung durch allgemeine 
M aßregeln um so leichter zu fassen ist, a ls er- sich in der glück­
lichsten Weise über alle Volksclassen verbreitet. Schon vor 1848 
w ar die thatsächlich eingetretene Fusion der Dänischen und der 
Schleswig-Holsteinischen S taatsfinanzen  Gegenstand der Klage 
und vielfacher ständischer V erhandlungen; m an führte Beschwerde 
darüber, daß die Herzogthümer unverhältnißm äßig hoch besteuert 
wären, daß ferner die S taa tsm itte l in einem unverhältnißmäßigen 
Umfange dem Königreich und namentlich der S ta d t  Kopenhagen 
zu G ute kämen, daß endlich in den Herzogthüntern die Cassen der
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Communen für viele öffentliche Zwecke in  Anspruch genommen 
würden, für welche in dem Königreich die gemeinschaftlichen S ta a t s ­
einnahmen die erforderlichen Geldmittel lieferten. D ie D änen  
suchten natürlich die K lagen der Schlesw ig-H olsteiner über finan­
zielle Ueberbürdung um so entschiedener zurückzuweisen, a ls  sich 
daran A nträge auf T rennung der gemeinsamen V erw altung der 
Finanzen knüpften, und bei der gänzlichen Verschiedenheit des 
Steuersystem s sowie der V erw endung der S taa tsm itte l in beiden 
Ländern ward es ihnen nicht schwierig, die Sache wenigstens in 
einem gewissen Dunkel zu erhalten. A ls nun  der Dänische Gesammt- 
staat geschaffen ward, w ar, wie der Verfasser der Betrachtungen über 
diese Schöpfung mit Recht hervorhebt, nicht davon die R ede, die 
Gemeinsamkeit der S taatseinrichtungen  auf G rundlage der N oth­
wendigkeit und des Nutzens für alle Theile der M onarchie zu 
basiren und sodann für die B ildung gemeinschaftlicher Fonds ent­
sprechende Zuschüsse der einzelnen Theile anzuordnen. E s  ward 
vielmehr eine Gemeinsamkeit der E innahm en auf G rund der V er­
w altungsrubriken vormaliger S taa tsbehö rden  festgestellt, und erst 
nach Erschöpfung der au f diesem W ege erzielten M ittel kommt ein 
quotenweiser Z utritt der einzelnen S taa ts th e ile  in Betracht. D ie 
F rage , ob zu der gemeinschaftlichen S taatskasse nach den K räften 
oder nach der Bevölkerung der einzelnen S taatö theile  contribuirt 
werde, ist gar nicht zur Erörterung gekommen. Nicht allein aber, 
daß man für die gemeinschaftliche Casse von den Herzogthümern 
das in  Anspruch nahm , w as sie b is dahin gezahlt, man belastete 
sie auch mit dem Dänischen Zollsystem, nach dessen T arif  durch­
schnittlich 10 P rocent mehr erhoben w ird , a ls  früher, und führte, 
um dahin gelangen zu können, die Dänische B ranntw einsteuer 
ein; Holstein legte man außerdem eine S teu e r behufs Amortisation 
der während des K riegs creirten Schleswig-Holsteinischen Kassen­
scheine auf. S o  sind denn die H erzog tü m er mit bedeutend er­
höhter Zollbesteuerung, mit zwei neuen A uflagen, mit einer im 
Verhältniß zur früheren Zeit um das Fünffache gestiegenen G ru nd ­
steuer in die Gemeinsamkeit des Gesamm tstaats getreten. Diese 
schließt jede umfassende und rationelle Bestimmung über B eitragö-

B e se le r .  Zur  SchleSw.-Holst. Sache. 2
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quoten der verschiedenen S taa ts th e ile  zu der gemeinschaftlichen Casse, 
jede Abrechnung unter einander a u s ;  der Zuschuß nach den auf 
G rund  der Zahl der Bevölkerung ermittelten Q u o ten  beginnt erst 
nach vorgängiger Erschöpfung jener Casse. D a s  Königreich steuert 
zu dem Deficit nach dem M aßstab von 6 0 , Schlesw ig von 17 
und Holstein von 23 P rocent; die S te llun g  von Lauenburg soll 
b is weiter die bisherige bleiben, es liefert seinen Ueberschuß von 
circa 300 ,000  R thlrn . an die Gesammtstaatscasse ab. E s  ist hier­
nach klar, daß, wenn Schlesw ig-H olstein vor 1848 wirklich nicht 
prägrav irt gewesen w äre , wenn sich wirklich ein gerechtes B eitragö- 
verhältniß zwischen dem Königreich und den Herzogthüm ern durch 
einen wunderbaren Zufall und ohne allen Beistand einer darauf 
gerichteten Thätigkeit gestaltet hätte , letztere jetzt wenigstens in der 
scandalöseften Weise zu Gunsten D änem arks finanziell ausgebeutet 
werden; fie tragen gemeinschaftlich mit D änemark die von diesem 
während des Krieges contrahirten Anleihen, während sie selbst ihre 
Kriegskosten bis auf den B etrag  der Kassenscheine, mit deren Am or­
tisation Holstein allein belastet ist, baar bezahlt haben. M a n  be­
greift schon hiernach, daß nicht allein die indirecten S teue rn  
bedeutend erhöht, sondern auch die directen S teu e rn  auf das F ün f­
fache gestiegen find. D a  die Zinsen von den für die Ablösung 
des S undzolls in die Staatscasse fließenden Geldern um ungefähr 
1 M illion  R thlr. weniger betragen a ls die früheren Zollintraden, 
so steht noch eine weitere E rhöhung der Abgaben in  Aussicht.

Zu  den Z ah lungen , welche die Herzogthümer an  die gemein­
schaftliche Casse leisten, ehe von einer quotenmäßigen Deckung 
eines jährlichen Deficits in  derselben die Rede ist, gehören ihre 
D om anialintraden. Diese werden in  dem dem Reichsrath vorge­
legten Normalbudget für 1856— 1858 mit Einschluß der E rträg ­
nisse der Forsten für Dänemark au f 1 ,617600 R th lr., fü r S ch les­
wig-Holstein auf 3 ,428400  R th lr ., im G anzen au f 5 ,046000  und 
nach Abzug der Verwaltungskosten auf Netto 3 ,378000  berechnet, 
für Lauenburg auf reichlich 500 ,000  R thlr. veranschlagt. Abgesehen 
von den Forsten, befinden sich in  den Herzogtbümern und dem 
Königreich nicht viele und nicht erhebliche Domanialgrundstücke; in
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Lauenburg bestehen ungefähr Zweidrittel des GrundeigenthumS au s  
D om änen. D om änen im S in n e  des Deutschen öffentlichen Rechts, 
welche a ls  der ständischen Controle entzogenes Fideicommiß der 
regierenden Fam ilie unter Verpflichtung zur Bestreitung der Kosten 
des H o fha lts  oder gewisser Theile des S ta a tsh a u s h a lts  überwiesen 
sind, giebt es seit Jah rhunderten  weder in Dänemark noch in 
S ch le sw ig -H o ls te in , und nach Aussetzung einer Civilliste und der 
bestimmten A panagen im F inanzetat kann füglich davon noch we­
niger die Rede sein. I n  Schlesw ig-H olstein bestehen die D om a- 
nialeinkünfte der Hauptsache nach au s  Geldleistungen, die auf sehr 
verschiedenen rechtlichen T iteln  beruhen. D a  der E rtrag  der D o- 
m anialeinnahm en in  den H erzog tü m ern  viel größer ist a ls  in 
D änem ark, so leuchtet es ohne W eiteres e in , daß es für erstere 
eine nicht unerhebliche finanzielle Erleichterung herbeiführen würde, 
wenn diese Jn trad en  nicht von beiden S e iten  in die gemeinschaft­
liche Casse flössen, bevor von einer Z ahlung von Q u o ten  die Rede 
ist, wenn dieselben verw andt würden zur Abhaltung der besonderen 
Verwaltungskosten der einzelnen S taa ts th e ile  und zur quoten­
mäßigen Deckung des dann früher in  der gemeinsamen S taatscasse 
eintretenden D eficits, w en n , w as nach den bestehenden VerfassungS- 
und V erw altungsgrundsätzen dasselbe bezeichnet, die D om änen- 
verw altung nicht, wie es im Widerspruch mit der Bekanntmachung 
vom 28. J a n u a r  1852 und den Specialverfassungen für die H er­
zo g tü m er geschehen ist, dem zu Ende des J a h re s  1855 ernannten 
gemeinsamen M inister des In n e rn  und dem Dänischen Reichsrath, 
sondern den Specialm inistern und den Volksvertretungen für die 
einzelnen S taa ts th e ile  überwiesen würde. W äre Letzteres der 
F a ll, so würden auch über etwaige Verkäufe von D om änen nicht 
von dem Dänischen Reichsrath ans A ntrag des gemeinsamen M i­
nisters des In n e rn  Beschlüsse gefaßt werden können.

E s  hat keiner weiter ausgeführten Skizze der öffentlichen 
Verhältnisse in  der Dänischen M onarchie bedurft, um es für Jeden  
verständlich zu machen, daß eine ärgere Löwengesellschaft in  S ta a t s ­
sachen niem als eristirt, daß niem als der S ieger in höhnenderen 
und roheren Form en seiner Herrschaft über den Besiegten Gestalt

2'
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und Ausdruck gegeben hat. D ies  ist der von Deutschland gemein­
schaftlich mit den D änen  geschaffene Gesammtstaat in allen seinen 
Konsequenzen, in  Verfassungs - und V erw altungsform en, in 
R echts- und Zweckmäßigkeitssragen, in den Beziehungen zum 
Geldbeutel und zu den höheren Interessen der Civilisation und 
N ationalität. Nicht oft genug kann es wiederholt und scharf ge­
nug betont w erden, daß hier mit halben M aßregeln nicht zu 
helfen ist, daß das einzige M itte l, diesen gottlosen Zuständen 
W andel zu schaffen, in der Beseitigung des Gesammtstaats besteht. 
E s  kann ferner nicht zu schneidend ausgedrückt w erden, eine wie 
große Verantwortlichkeit D iejenigen au f sich laden, welche mit der 
kurzsichtigen Gedankenlosigkeit von M enschen, die in den T ag  
hinein leben, oder mit der feigen M attherzigkeit unserer Z eit, die 
auch das Aergste zu bemänteln und zu verstecken sucht, in der 
H offnung , daß dann Keiner es gewahren werde, mit engbrüstiger 
Selbstsucht und Schlauheit den Schlesw ig-H olsteinern  und dem 
ganzen Deutschen Volke einreden möchten, die Sache sei am Ende 
so schlimm nicht, mit G eduld , Biegsamkeit und versöhnlichem S in n  
werde m an von der dahinrollenden Zeit Balsam  für die geschlage­
nen W unden erzwinget: können. Z w ar haben w ir gesehen, daß 
der öffentliche Geist des schwer geprüften Landes ungebrochen ist; 
aber wer wollte daran zweifeln, daß es auch dort nicht nu r eine 
kleine Z ahl frecher Renegaten, sondern auch weltkluge und geschmei­
dige Leute giebt, die im S tille n  ihre W eisheit an den M a n n  zu 
bringen suchen, daß besonders ein nicht geringer Theil der jetzigen 
Bureaukratie in  gedämpften T önen  das Lob des Gesammtstaats 
zu singen sich berufet: hält, dessen B ro t er ißt? W ir  wissen frei­
lich und haben es nie bezweifelt, daß , trotz vielfachen Anscheins 
vom G egentheil, die Schleswig-Holsteinische Sache fü r, hoffentlich 
nicht zu ferne, bessere Zeilen sich in einem heiligen Schrein auf­
bewahrt findet, in  dem Herzen des Deutschen V olks; aber man 
vergesse nicht, daß dies nicht allein deshalb der F all ist, weil es 
sich darum handelt, gegen eine M illion  Deutscher Menschen, die 
durch Deutsche W affen erdrückt und in s  Unglück gebracht sind, 
wiederum auszurichten, sondern vor Allem deshalb, weil die Ge-
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schicke der N ation  sich nun  einmal an  der H and  trauriger E reig­
nisse so gewandt haben, daß alle Deutschen Zukunfthoffnungen, a ü f  
na tiona len  Ansprüche au f Freiheit, M acht und R uhm  mit der Sch les­
wig-Holsteinischen Sache untrennbar verbunden sind. E s  ist ferner 
gewiß des Lobes und des D ankes w erth , wenn der W ohlthätig ­
keitssinn unsers Volks nicht nachläßt, sich D erjenigen insbesondere 
mit treuer Liebe anzunehm en, welche die Schleswig-Holsteinische 
Katastrophe brotlos gemacht hat. Aber w as bedeuten die wenigen 
Proscrib irten  und V erarm ten im V erhältniß zu dem preisgegebenen 
und von Deutschland abgerissenen Lande, w as deren stiller und 
gefaßter Schmerz im Vergleich mit der lauten M ah n u n g , welche 
täglich au s  den Cimbrischen Ebenen zu den fernsten D eu t­
schen Alpen dringt? D o rt ist die Ehre der Deutschen N ation  
verpfändet, und K einer, der mit christlichem S in n  die verdüsterte 
Eristenz Einzelner zu erhellen bemüht ist, gebe sich dem W ahne 
h in , seinen Antheil an  der schwer lastenden Nationalschuld getilgt 
zu haben. M an  verrücke nicht dadurch den S ta n d  der Sache, daß 
m an an die S te lle  großer nationaler Gefühle und S trebungen , 
an  die S te lle  edler und nachhaltiger öffentlicher Leidenschaften einen, 
w enn auch an  sich noch so lobenswerthen D ran g  zur B ethätigung 
menschenfreundlichen W ohlw ollens setzt, man gefährde nicht dadurch 
die Zukunft des V olks, daß m an ihm seine Ziele verhüllt, in 
dieser schwülen Zeit seine S pannkraft vollends in  den Schlaf wiegt. 
O der w ären w ir Deutsche vielleicht so arm an  Täuschungen, daß 
w ir noch keinen Begriff von den G efahren derselben hätten?

W ir lesen seit einem J a h r  täglich in allen politischen B lättern  
Deutschlands von N oten der Deutschen Großmächte an das D ä ­
nische C abinet, wodurch den von Dänemark gekränkten Rechten 
der Deutschen Herzogthümer aufgeholfen werden soll. B ald  heißt 
e s , die beiden Mächte wären ganz ein ig , bald bedauert man, 
daß dies nicht im wünschenswerthen M aß  der Fall sei; bald hat 
Oesterreich am Entschiedensten die Interessen Holstein-LauenburgS 
vertreten, bald P reußen  stürmischer als wünschenswerth vorw ärts 
gedrängt. B ald  soll das Dänische Cabinet wirklich zur Nach­
giebigkeit geneigt sein, bald nur sich bereit erklärt haben, die H ol-
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finnischen S tän d e  außerordentlich im August dieses J a h re s  zu 
'versam m eln und mit ihnen gewisse Verfassungsparagraphen zu 

berathen, nu r um dem Schein zu genügen; bald sollen die außer# 
Deutschen M ächte, bald die eine oder die andere unter denselben 
sich für Dänemark und dann wieder für Deutschland erklärt haben; 
bald hat diese, bald jene M acht die Nothwendigkeit eines E u ro ­
päischen Congresses zur Erledigung der Deutsch-Dänischen S tr e i ­
tigkeit geltend gemacht, bald der Kaiser Napoleon a ls Europäischer 
V erm ittler seine guten Dienste beiden streitenden Theilen ange­
boten; bald haben die Deutschen Mächte mit Entschiedenheit erklärt, 
daß der S tre it  Deutsches B undesland  und einen Deutschen B u n ­
desfürsten betreffe, deshalb eine rein Deutsche, zur Competenz der 
B undesversam m lung gehörende Angelegenheit sei, und daß sie 
daher jede fremde Einmischung, in  welcher Form sich dieselbe auch 
aufdrängen möge, energisch zurückweisen w ürden; bald soll man 
von S e iten  der Deutschen Mächte der M einung  sein, daß bei der 
Geneigtheit der fremden Cabinette die K lugheit es gebiete, den 
Europäischen S tandpunkt der Sache anzuerkennen. E inige D eu t­
sche B lätter registriren n u r die Thatsachen, ohne weitere Betrach­
tungen daran zu knüpfen; andere verfolgen den Notenkampf mit 
eingehenden R aisonnem ents, scheinen aber keine große H offnung 
au f einen günstigen Erfolg zu hegen; noch andere, u n d , wie es 
scheint, die meisten, freuen sich, daß Deutschland 'endlich seinen 
starken Arm ausstrecke, um dem schnöden Dänischen Uebermuth 
ein Ende zu machen, um nach H olstein-Lauenburg, oder gar nach 
Schlesw ig - Holstein und Lauenburg goldene Tage bürgerlicher 
Glückseligkeit zurückzuführen; sie rufen den Bew ohnern dieser Lande 
zu: „Wackere D u lder, endlich schlägt die S tu n d e  der E rlösung."

E s  scheint Angesichts dieses Notenwechsels, der u n s  seit einem 
Ja h re  nicht ruhen läß t, unvermeidlich, einige Rückblicke auf die 
nächste Vergangenheit zu w erfen; w ir beziehen u n s  dabei, um 
W iederholungen zu vermeiden, auf den In h a l t  unserer Schrift 
vom August des verwichenen J a h rs .

Oesterreichs Politik  in der Schleswig-Holsteinischen Sache ist 
sich vollkommen consequent geblieben, sie hat nach ihren bekannten
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monarchisch - absolutistischen P rinc ip ien , die in der T radition  von 
Jahrhunderten  wurzeln, von Anfang an den bewaffneten W ider­
stand der Herzogthümer gegen Dänemark a ls  einen Act unberech­
tigter Auflehnung gegen den Landesherrn betrachtet und sich nicht 
herbeigelassen, darin eine H andlung  gerechter Nothw ehr gegen das 
revolutionirte Dänische Volk anzuerkennen, dessen Druck der ge­
meinschaftliche Landesherr nachgegeben habe. Oesterreich a ls wesent­
lich außer-Deutscher S ta a t  hat ferner in der Schleswig-Holsteinischen 
Sache stets den Europäischen Gesichtspunkt und die Verhältnisse 
der Oesterreichischen M onarchie mit ihren vielen Ländern, Völkern 
und Sprachen vor Augen gehabt. D a s  Oesterreichische Cabinet 
hatte sich überredet, daß die E rhaltung  der Dänischen Monarchie 
in  ihrem bisherigen Bestande und die Erstarkung derselben zu einem 
Gesammtstaate nicht ein Russisches Interesse, sondern ein E uropäi­
sches Bedürfniß sei, und wollte nach dem G en ius seiner eigenen 
S taa tso rd n u n g en , die nur für kurze Zeit eine Veränderung erlitten 
ha tten , nicht daran zweifeln, daß es dem König von D änemark 
möglich sein werde, die disparaten Theile seiner M onarchie in 
strenger Zucht und O rdnung  zu halten, die A ntagonism en der 
verschiedenen Volkselemente in  kluger W eile zur Befestigung der 
landesherrlichen G ew alt zu benutzen. Ih m  lag die Betrachtung 
des Gleichartigen in den beiden M onarchien näher a ls  des U n­
gleichartigen in denselben. Oesterreich ist eine W elt für sich und 
fühlt sich vollkommen gesättigt durch die großen Interessen und 
Ziele seines gewaltigen Länderbestandes; von ihm eine Deutsche 
Politik zu erw arten, insofern nicht in jedem gegebenen Falle daö 
Oesterreichische Interesse eine solche verlangt, heißt die G rundlagen 
und Lebensbedingungen des Kaiserstaats vollständig verkennen. 
E s  dürfte die öffentliche M einung  in  dem nicht - Oesterreichischen 
Deutschland sich dahin firirt haben, daß das Deutsche Interesse es 
gebieterisch verlangt, die südliche H älfte der Cimbrischen Halbinsel 
Deutschland zu erhalten, dieselbe nicht an  einen Dänischen Gesammt- 
staat abzugeben. Oesterreich hat ein solches Interesse nicht, im 
Gegentheil wünscht e s , daß Deutschland und zunächst Norddeutsch­
land keinen E influß auf die Geschicke Schlesw ig-H olsteins erlange,
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daß sich kein Deutscher S ta a t  bilde, dem die Küsten und H äfen  
der Herzogthümer erst die rechte B asis eines dem W eltmeer zuge­
wandten G roßstaats geben würden. E s  ist überdies in  frischer 
E rinnerung , welche besondere Bew eggründe in der Deutschen G e­
schichte der Ja h re  1848— 1850 für Oesterreich lagen, seine Fahnen 
jenseits der Elbe gegen Schlesw ig-H olstein zu entfalten, wo man 
kurz vorher die Preußischen Fahnen für Sch lesw ig-H olstein  hatte 
wehen sehen. P reußen  schloß sich nach bekannten V orgängen der 
letzten M onate des Ja h re s  1850 vollständig der Oesterreichischen 
Politik  a n ; neben dem Oesterreichischeu Armeecorps rückten zwei 
Preußische B ataillone zum Zeichen der wiederhergestellten Eintracht 
in  Holstein e in , um die Pacification des Landes zu sichern; dieses 
w ard b is weiter von einer sogenannten Civilcommission fü r den 
Herzog von Holstein regiert, nachdem ganz Schlesw ig mit dem 
Kronwerk der Festung R endsburg  übergeben war.

Unter diesen Auspicien begann die Deutsche R estauration ihr 
Werk in Schlesw ig-H olstein. W enn  Dänemark sich einmal zu 
keiner weiseren Politik gegen dasselbe berufen hielt, so ist es ihm 
nicht zu verdenken, daß es die Geneigtheit der beiden Deutschen 
Mächte für den Gesammtstaat C hristian 's VIII. vollauö für seine 
P län e  benutzte; es konnte sich sagen, daß m an ihm von Deutscher 
S e ite  viel mehr gewähren werde, a ls  dies vor 1848 der Fall 
war. E s  mußte ihm jetzt Alles darauf ankommen, daß m an ihm 
das P rincip  des Gesammtstaats m it einer gemeinschaftlichen V olks­
vertretung beider N ationalitäten  an der Spitze zugestand, das 
W eitere folgte dann wie von selbst; die Unterjochung der Herzog­
thümer und die Dienstbarkeit derselben für Dänische Interessen 
konnten bei einer nur halbwegs klugen Benutzung der S itu a tio n  von 
S eiten  der Dänischen Regierung nicht ausbleiben. Nachdem sie 
sehr bald die förmliche Incorporation  Schlesw igs hatte fallen 
lassen, scheinbar um der Wiederherstellung des Alten eine Conces­
sion zu machen, in der T ha t aber, um ihre vollständige Herrschaft 
über Holstein nicht zu compromittiren, welches Land bei einem 
entgegengesetzten V erfahren leichter das Ansehen eines von dem 
Königreiche unabhängigen und nur mit demselben durch die Ge-
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meinsamkei^ des Fürstenhauses m utten  Deutschen B undesstaats 
erlangt h ä tte , begann der viel besprochene Notenwechsel mit den 
Deutschen M ächten, au s  dem der jetzige Gesammtstaat hervorging. 
D ie nie aufgehobenen Verfassungsrechte des Landes, für welche 
die Herzogthümer sich erhoben hatten , werden in den Noten der 
letzteren nicht weiter berücksichtigt; die Ins titu tion  berathender P r o ­
vinzialstände, welche nach der Gesetzgebung von 1831 und 1834 
in den Herzogthümern vorläufig bestanden, werden von beiden 
Theilen für Holstein a ls  die in thatsächlicher Wirksamkeit bestehende 
Verfassung anerkannt. Ueber das V erhältniß zu Schlesw ig heißt 
es in  der Anl. I. zu der Dänischen Depesche vom 6. December 
1851, daß in Veranlassung der Eingabe der Holsteinischen S tä n d e ­
versammlung an die Bundesversam m lung der H olstein-L auen­
burgische Gesandte eine Erklärung vorgetragen habe, in welcher 
er die in dem Königlichen O ffenen Briefe vom 8. J u l i  1846 ge­
brauchte Bezeichnung der Dänischen M onarchie a ls  eines Gesammt- 
staats und die derzeit zwischen den Herzogthümern Holstein und 
Schlesw ig bestehende V erbindung kurz erläutert habe, mit dem H in ­
zufügen, daß eine V eränderung der Verbindung durch den gedachten 
Offenen B rief dem K önig niem als in den S in n  gekommen sei, 
mit ausdrücklicher Ausschließung jeglicher Competenz der B u n d es­
versammlung hinsichtlich des Herzogthum s Schlesw ig und ohne 
E rtheilung irgend einer Zusicherung, wodurch eine Aufhebung 
oder Beschränkung der derzeitigen V erbindung der gedachten H er­
zogthümer von der Zustimmung der Bundesversam m lung abhängig 
gemacht worden wäre. Nach dem hierauf erfolgten V ortrage des 
Referenten der Reclamationscommission und dem damit überein­
stimmenden Beschluß der Bundesversam m lung vom 17. Septem ber 
liege es am T age, daß von der B egründung der beiderseitigen 
Anerkennung eines rechtlichen Zustandes durch den fraglichen B e­
schluß und die demselben vorangegangene Erklärung des Holstein# 
Lauenburgischen Gesandten ebensowenig die Rede sein könne a ls 
von einer durch jenen Beschluß vorbehaltenen und durch diese E r ­
klärung anerkannten Competenz des Deutschen B undes hinsichtlich 
des H erzogthum s Schlesw ig. E ine solche Competenz würde nach
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dem Art. 56 der W iener Schlußacte n u r dann begründet sein, 
wenn der König die Verfassung des H erzogthum s Holstein anders 
a ls  auf verfassungsmäßigem Wege abändern w ollte; daß dies nicht 
beabsichtigt werde, sei ausdrücklich erklärt. M a n  wird sich erin­
nern , daß derselbe B undestagsgesandte in der S itzung  vom 
2. April 1848 zur Entkräftung des Beschlusses der B undesver­
sammlung vom 21. Septem ber 1846 behauptete, daß der v o rau s­
gegangenen Erklärung seiner Regierung n u r der Wunsch unter­
gelegen habe, die Versammlung in  den S ta n d  zu setzen, auch
durch jene Anerkennung der gemeinsamen Gesetzgebung und V er­
w altung für beide Herzogthümer derzeit fü r die R uhe in denselben 
zu wirken.

I n  der Depesche des K. K. Oesterreichischen M inisterpräsidenten 
an  den Gesandten in  Kopenhagen vom 26. December 1851 heißt 
es unter Anderem: „D ie Erklärung der Dänischen R egierung 
vom 7. Septem ber 1846 w ar eine freiw illige, sie wurde gegeben, 
um Besorgnisse zu beschwichtigen, die durch den O ffenen B rief 
des K önigs Christian VIII. entstanden w aren , und in  der gleichen 
Absicht wurde sie durch den darauf gegründeten Beschluß der
Bundesversam m lung angenommen. W eder die H öfe von Oester­
reich und Preußen  noch auch die Bundesversam m lung haben für 
diesen V organg den Charakter eines gegenseitig verpflichtenden 
Vertragsverhältnisses in  Anspruch genommen, den er in  der T hat 
nicht hatte ; sie haben es ebensowenig abgelehnt, den inzwischen 
veränderten Verhältnissen jede erforderliche Beachtung zu zollen. —  
—  W ir freuen u ns, nachdem w ir somit unseren S tandpunk t in  
der ganzen Frage au fs Neue bezeichnet haben, nunm ehr a u s ­
sprechen zu können, daß w ir in dem I n h a l t  dieser (der von D ä ­
nischer S eite  mitgetheilten) Entschließungen eine der veränderten 
Lage der D inge angemessene Ausgleichung der entgegenstehenden 
Ansichten allerdings anerkennen. —  —  D a s  Dänische Cabinet 
wolle daraus (der Anlage der Depesche) insbesondere sich über­
zeugen, daß w ir weit entfernt sind, für alle Zukunft die unver­
änderte Beibehaltung der provinzialständischen Verfassung der 
Herzogthümer ausbedingen zu wollen. W ir anerkennen vielmehr
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die volle G eltung des B estrebens, die bestehenden politischen E in ­
richtungen aller Theile der M onarchie durch entsprechende Aende­
rungen oder Ergänzungen in  den künftigen nach conservativen 
Grundsätzen herzustellenden O rg a n ism u s  deS Gesammtstaats ein­
zufügen."

I n  der Anlage jener Depesche wird zunächst die in  der D ä ­
nischen Depesche enthaltene Zusicherung acceptirt, auf gesetz- und 
verfassungsmäßigem W ege, d. H. durch die berathenden P rov inzial­
stände jedes der gedachten Herzogthüm er für sich u n d , w as das 
Königreich betrifft, durch Beschlüsse des R eichstags, sowie in  B e ­
treff Lauenburgö unter M itw irkung von R itte r-  und Landschaft 
eine organische und gleichartige verfassungsmäßige V erbindung 
sämmtlicher Landestheile zu einer gesummten Monarchie herbeizu­
führen. I n  Beziehung au f die Vorgänge von 1846 heißt es 
h ier: „W enn dagegen S e . M ajestät der König von Dänemark die­
jenigen anderweitigen E rklärungen, welche von der R egierung 
I h r e s  V o rjah rs  auf dem T hron  am 7. Septem ber 1846 in der 
Bundesversam m lung freiwillig gegeben und von der letzteren laut 
des Beschlusses vom 21. desselben M o n a ts  a ls befriedigend an ­
erkannt w urden , und wonach es nicht in dem W illen König 
C hristian 's VIII. gelegen w a r , irgend eine Veränderung in  den 
Verhältnissen herbeizuführen, welche das Herzogthum Holstein mit 
dem Herzogthum Schlesw ig dam als verbanden, der gegenwärtigen 
Lage der D inge nicht mehr in  allen Stücken angemessen finden, 
insbesondere sich überzeugt halten , daß die namentlich seit dem 
J a h re  1834 stattgefundene, in Folge der letzten Begebenheiten 
aber bereits thatsächlich aufgehobene Gemeinschaft beider Herzog­
thümer rücksichtlich der Administration und der Rechtspflege in 
oberster Ins tanz  auch für die Zukunft aufgehoben bleiben müsse, 
so wird von S e iten  des Kaiserlichen H ofes anerkannt, daß die 
erw ähnten Erklärungen vom 7. Septem ber 1846 die damaligen 
Verhältnisse der Dänischen M onarchie zur Voraussetzung hatten, 
und nicht mit der rechtlichen W irkung verbunden w aren, die vom 
K önig hinsichtlich jener V erbindung unter veränderten Umständen 
vermöge seiner S ouveränitätsrechte zu fassenden, die gesetzliche Com-
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petenz des Deutschen B undes nicht berichtenden Entschließungen 
von der Zustimmung des B undes abhängig zu machen. D ie 
Kaiserliche Regierung wird daher die Aushebung der gedachten 
Gemeinschaft ihrerseits nicht beanstanden, auch ihren Einfluß ver­
w enden, damit diese M aßnahm e von der B undesversam m lung 
nicht beanstandet werde." —  D er Kaiser läßt ferner die ver­
trauensvolle E rw artung  aussprechen, daß der König bei der Frage 
der künftigen O rganisation  der M onarchie die den verschiedenen 
Landestheilen gebührende S te llung  a ls  Gliedern eines Ganzen, in 
welchem kein Theil dem anderen untergeordnet ist, durch en t­
sprechende Einrichtungen mit gleichmäßiger S o rg fa lt zu w ahren
wissen werde.

I n  der Anlage zu der Preußischen Depesche vom 30. D e ­
cember 1851, die übrigens mit der ausführlicheren Oesterreichischen 
in allem Wesentlichen übereinstimmt, wird dem Dänischen G e- 
sammtstaat durch folgende W orte eine besondere Anerkennung zu 
T heil: „D ie  Deutschen Mächte erkennen a n , daß im Gefolge des 
anerkannten Jn tegritä tsp rincip s der Dänischen Gesammtmonarchie 
eine V ertretung aller Theile dieser M onarchie in einer für die E r ­
örterung und Beschlußfassung über die Gesammtinteressen bestimm­
ten legislativen Versammlung mit den Sonderrechten der D e u t­
schen Herzogthümer Holstein und Lauenburg nicht unverträglich 
sei." M it diesem Zugeständniß der Dänischen M onarchie mit 
einer alle Theile derselben repräsentirenden, beschließenden V olks­
vertretung an der Spitze, m ithin des Gesammtstaatö in bester 
F orm , w ar die Zukunft der Herzogthümer hoffnungslos aufge­
geben; m an hatte den D änen  ohne allen K am pf eine Position
eingeräum t, au s der sie später nicht mehr zu vertreiben w aren.

Jetzt erfolgte die Königliche Proclam ation  über die Grundzüge 
der Verfassung und V erw altung des Gesammtstaats und der 
einzelnen Theile desselben vom 28. J a n u a r  1852. I n  einer D e ­
pesche an  die Gesandten in W ien und B erlin  vom 29. J a n u a r  
spricht die Dänische Regierung den Deutschen Mächten gegenüber 
die sichere H offnung a u s , allen gerechten E rw artungen  derselben 
im vollsten M aße entsprochen zu haben, und verlangt die R äu -
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ntmtg H olsteins von Den B undestruppen sowie die W iederher­
stellung der vollen landesherrlichen G ew alt in diesem Herzogthum. 
B eides geschah ohne Verzug. I n  den am 29. J u l i  1852 der 
Deutschen Bundesversam m lung überreichten V orlagen Oesterreichs 
und P re u ß e n s , betreffend das ihnen übertragene Buudeöcom- 
missorium in der Holsteinischen Angelegenheit, wird der W iderstand 
in  Holstein a ls unberechtigt anerkannt und die Erklärung abgegeben, 
daß die Dänische Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  in  denjenigen 
ihrer Verfügungen, die sich auf die zwischen Dänemark und dem 
Deutschen B unde streitig gewesenen F ragen bezögen, den Ausdruck 
der Verständigung enthalte, zu welcher die im N am en des B u n ­
des handelnden allerhöchsten Höfe mit der Königlich Dänischen 
Regierung sich geeinigt hätten. Diese Erklärung wird nach dem 
I n h a l t  der obigen Depesche näher motivirt und schließlich die B u n ­
desversammlung aufgefordert, die Bestimmungen in der B ekannt­
machung vom 28. J a n u a r ,  soweit dieselben die Angelegenheiten 
der H erzog tü m er Holstein und Lauenburg beträfen, auch nach 
Lage der Sache der verfassungsmäßigen P rü fu n g  und Beschluß­
fassung des Deutschen B undes unterlägen, a ls  den Gesetzen und 
Rechten des B undes gemäß anzuerkennen und der sonach von 
S r .  M ajestät dem K önig im Einverständniß mit den im N am en 
des B undes handelnden Regierungen von Oesterreich und Preußen  
bewirkten B eilegung der seitherigen Streitigkeiten zwischen D än e­
mark und dem Deutschen B unde die vorbehaltene definitive G e­
nehm igung zu ertheilen, ferner die Ueberzeugung auszusprechen, 
S e . M ajestät werde auch in  Zukunst über die E rhaltung  und ge­
deihliche A usbildung sowohl der gesetzlich bestehenden Einrich­
tungen seiner Deutschen B undeslande, a ls  auch der S te llu n g , die 
ihnen int Verbände mit den übrigen Theilen der M onarchie ge­
bührte, in eben dem gerechten und versöhnlichen Geiste wachen, 
von welchem die Königliche Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  
Zeugniß gäbe.

Diese Anträge w urden mit Stim m enm ehrheit angenommen. 
D ie Großherzoglich und Herzoglich Sächsischen H äuser hatten bei 
der Umfrage unter Anderem erklärt: „D ie  in  Aussicht gestellte ge­
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meinschaftliche Verfassung für das erst in den letzten Ja h re n  con- 
stitutionell gewordene Königreich D änem ark und die m it demselben 
unter einem Regenten verbundenen Herzogthüm er ist etw as von 
dem Jahrhunderte langen Zustande vor 1848 so ausnehm end A b­
weichendes, daß der B und  seine Uebereinstimmung mit der Ab­
sicht, eine derartige Verfassung in s Leben zu rufen , jedenfalls 
nicht früher füglich wird kund geben dürfen, a ls  bis die nähere 
M odalitä t der Verfassung vorliegt und darüber die Landesver­
tretungen von Holstein und Lauenburg vernommen sein werden, 
zumal eine constitutionelle V erbindung von Ländern verschiedener 
N ationalitä t und Sprache an  sich erheblichen Bedenken unterliegt. 
—  I n  wiefern die K rone Dänemark den Bundesrechten Genüge 
th u t, wirb sich nicht eher mit Sicherheit ermessen lassen, a ls bis 
ersichtlich sein wird, in welcher Weise die Bestimmungen der B e­
kanntmachung vom 28. J a n u a r  d. I .  weiter in s Leben gerufen 
w erden, und da die landesherrliche Thätigkeit hierin keineswegs 
durch eine vorgängige Bundeserklärung bedingt ist oder ohne eine 
solche gehemmt erscheint, letztere dagegen leicht einer später be­
gründeten B undes-C om petenz präjudicirlich werden könnte, so 
kann eine sofortige Erklärung der B undesversam m lung in dem 
von Oesterreich und P reußen beantragten S in n e  diesseitigen 
Erachtens weder für erforderlich noch für rathsam angesehen 
werden."

W ir haben unseren Lesern zugemuthet, sich einige Auszüge 
a u s  Aktenstücken vorlegen zu lassen, au f welche in der Deutsch- 
Dänischen Frage seit einiger Zeit häufig Bezug genommen wird, 
um ihnen den S tand pu nk t, von welchem au s  in den Jah ren  
1851 und 1852 die Schleswig-Holsteinische Sache von Deutscher 
S e ite  behandelt w ard , möglichst anschaulich zu machen. Diese 
Sache hatte schon vor 1848 die Aufmerksamkeit und Theilnahm e 
des Deutschen Volkes in  hohem G rade gew onnen, da ihre ver­
schiedenen S eiten  ihr warme Freunde zuführten, von denen viele 
vielleicht auf anderen Kampfplätzen sich a ls  Feinde gegenüberstan­
den. D ie Schleswig-Holsteiner stritten für das Recht ihres alten 
Fürstenhauses, für verfassungsmäßige Freiheit und Selbstregierung
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gegen A bsolutism us und bureaukratische B evorm undung, für ihre 
Deutsche N ationalität gegen Unterdrückung durch ein fremdes 
Volk; sie wollten es verhindern , daß ihre Küsten und Häsen, 
ihre Schiffe und Seeleute Deutschland entfremdet würden. Ih re  
Sache w ar im eminenten S in n e  volksthümlich. D a n n  kam das 
J a h r  1848 und m it ihm der K rieg , die Betheiligung der D eu t­
schen Heere an  demselben. D a s  Interesse der N ation an diesem 
Kamps w ar um so größer, a ls sie seit den letzten Kriegen gegen 
den großen Soldatenkaiser, welche den Deutschen W affen unver­
gänglichen R uhm  gebracht, keine Gelegenheit gehabt hatte , neue 
Lorbeeren aus diesem Felde zu sammeln. W enige wohl n u r dach­
ten an die Möglichkeit eines kleinen K rieg s , wie w ir ihn erlebt 
haben. D er Rest ist Schweigen.

I m  Ja h re  1850 fühlte die Deutsche Restaurationspolitik sich 
vollkommen sicher, sie erkannte ihre Ziele klar und bestimmt: 
Deutschland ward beruhigt. Unter den besonderen Anliegen der 
N ation  hatte keins dieser Politik größeres Aergerniß bereitet, keins 
verdiente es mehr, a ls  revolutionär verfolgt und in den S ta u b  
getreten zu werden, a ls  die Schleswig-Holsteinische Sache, a ls  die 
Sache des Deutschen Landes, dessen Bevölkerung während dreier 
Jah re  in Noth und Krieg die vollgültigsten Beweise ihrer Fähig­
keit zur Selbstregierung gegeben hatte. E s  kam hinzu, daß dem 
Fürsten Schwarzenberg keine willkommnere Gelegenheit geboten wer­
den konnte, P reußen  zu treffen und die Oesterreichische M acht an der 
Elbe und Eider zu zeigen. Freilich gab es noch andere Deutsche 
Sachen, welche der umsichtigsten B ehandlung werth waren. E in  
Brem er R ath sherr hatte an  der Küste des Deutschen M eeres die 
Ansänge einer Deutschen Flotte geschaffen; man verkaufte sie an 
die Meistbietenden aller N ationen und mochte g lauben, daß, so­
wie die Hammerschläge des A uktionators verhallt sein würden, 
auch die E rinnerung  an die beste T ha t des Reichsministeriumö 
dahin sterben werde. I n  Hessen kämpfte ein edler deutscher 
S tam m  um ein w ürdiges staatliches D asein ; m an gab ihm 
Hassenpflug zurück und glaubte damit den Frieden gesichert. D ie 
Schleswig-Holsteinische Sache hatte die unglückselige Eigenschaft,
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daß sie mit wenigen kräftigen Schlägen nicht zu beseitigen w a r ; 
das Geschwür saß tief und breit an dem Leib der Deutschen N a ­
tion, seine H eilung erheischte große E nergie, Geschicklichkeit und 
A usdauer. D a s  erkannte mit besonderer Schärfe die fromme 
Reaction, vorzugsweise in der protestantischen Kirche. S ie  pre­
digte im Allgemeinen die Nothwendigkeit der Buße wegen der 
R evolutionszeit der Ja h re  1848 und 1849, aber wegen keiner 
Sache eindringlicher a ls wegen der S ü n d e  der Rebellion, mit der 
die Herzogthümer sich wegen ihres Aufstandes gegen den recht­
mäßigen Landesherrn belastet; sie that dies mit um so größerer 
S a lb u n g , je mehr Personen außerhalb der Herzogthümer sich an 
dieser S ü n d e  betheiligt hatten. S o  vereinigte sich denn die ganze 
Wucht der politischen R estaurationsm änner und der hierarchischen 
und pietistischen Bußprediger, um die Schleswig-Holsteinische 
Sache zum warnenden Beispiel für künftige Zeiten a ls eine re­
volutionäre zu kennzeichnen, um  das übermüthige Land zu demü­
thigen und ihm in den Fesseln des Dänischen Gesammtstaats die 
R uhe aufzunöthigen, über seine Thorbeit und seine S ü n d e  zur 
reiflichen Einsicht zu gelangen. D ies  w ar die herrschende Rich­
tung der Zeit, der sich die officielle Erledigung der Schlesw ig- 
Holsteinischen Sache nicht entziehen konnte, und die Oesterreichische 
Regierung handelte in voller Consequenz ihrer traditionellen und 
von ihrem S tandpunkt aus gerechtfertigten Politik.

W ir sehen daher in  den angezogenen Aktenstücken „den W i­
derstand in Holstein a ls unberechtigt", d. h. a ls revolutionär ver- 
urtheilt. D am it w ar die B asis für die ganze Behandlung der 
Sache gew onnen; es w ar nicht mehr die Aufgabe, Schlesw ig- 
Holstein gegen die D änen  zu schützen, sondern das Land der 
vollen S ou verän itä t seines rechtmäßigen Landesherrn zurück zu 
geben, der a  p o tio r i  König von Dänemark war.

W äre es im regelmäßigen Geschäftsgänge die Aufgabe der 
Bundesversam m lung gewesen, eine Beschwerde der Holsteinischen 
S tän d e  wegen Versassungsverletzung von S eiten  des Landesherrn 
zu prüfen, weil er die vierhundert Ja h re  alte staatliche V erbin­
dung der Herzogthümer und deren gemeinsamen Landtag vernichtet



— 33 —

habe, so hätte nach Art. 56 der W iener Schlußacte der Ausspruch 
gerechtfertigt erscheinen können, daß die Landesverfassung jedenfalls 
nach E inführung  von Provinzialständen im Ja h re  1834 nicht in 
thatsächlicher Wirksamkeit und der Antrag der S tän d e  im gewöhn­
lichen W ege der Beschwerde nicht begründet sei. S o w ie  die 
Sachen lagen, handelte es sich aber um ganz andere D inge. H o l­
stein hatte sein Recht auf Schlesw ig unter Beistand des B undes 
mit den W affen in  der H and gegen Dänemark geltend gemacht, 
Schlesw ig-H olstein hatte mit Dänem ark um seine völkerrechtliche 
Unabhängigkeit K rieg geführt; während dieses Krieges w ar D ä ­
nemark au s  einem absolut regierten ein constitutioneller S ta a t  
geworden; es lag zu T age , daß dadurch eine radicale V erän ­
derung in  den vor 1848 bestehenden thatsächlichen Verhältnissen 
der H erzog tü m er zum Königreich eintreten mußte, daß die 
Unterwerfung jener unter den W illen des Dänischen Volkes u n ­
vermeidlich w ar, wenn die Souveränitätsrechte des Schlesw ig- 
Holsteinischen Herzogs und die Unabhängigkeit seines Landes 
nicht in der umsichtigsten und nachhaltigsten Weise sicher gestellt 
wurden. Selbst wenn die Bundesversam m lung sich berufen hielt, 
es unbeachtet zu lassen, daß sie im Jah re  1848 die Verfassungs­
rechte der H erzog tü m er und deren internationale S te llun g  zu 
Dänemark vollaus anerkannt hatte, so lag doch nichts näher, 
a ls  nunm ehr, da die behufs A usführung des zwischen Deutsch­
land und D änemark geschlossenen Friedens nothwendig gewordene 
Regulirung der öffentlichen Verhältnisse n u r unter Berücksichtigung 
der neuen Gestaltung der Dänischen S taa tso rd n u n g  und zugleich 
unter schärfster Beachtung des Schleswig-Holsteinischen S t a a t s ­
rechts zu einem gerechten und dauerhaften Zustande führen konnte, 
von dem nicht anzunehmen, daß er in Zukunst die Ruhe Deutsch­
lands gefährden werde, sich nicht durch den I n h a l t  des aus ganz 
andere Verhältnisse sich beziehenden Artikels 56 der W iener 
Schlußacte einengen zu lassen, sondern au s  dem Gesichtspunkte 
des dem B undeslande Holstein und seinem S o u v e rä n  schuldigen 
Schutzes gegen ausw ärtige Unterdrückung das au f W ahlcapitula- 
tionen und völkerrechtlichen Verträgen beruhende S taatsrech t H o l-

B ese  ler ,  Zur SchleSw.-Holst. Sache. 3
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steins Dänemark gegenüber zur Anerkennung zu bringen. Mochte 
letzteres auch mit noch so scheinheiliger M iene den V orw urf der 
Revolution von sich ab und auf die Herzogthümer w älzen, um 
das Recht des Stärkeren gegen besiegte Aufrührer geltend zu 
machen, Deutschlands Aufgabe w ar es jedenfalls nicht, die Sache 
des Dänischen K önigs gegen den Holsteinischen Herzog zu führen, 
und daß Dänemark nicht der Stärkere war, dafür zeugte die von 
Deutscher S eite  vorgenommene Entw affnung der Schlesw ig-H ol­
steinischen Armee und die S te llung  der Oesterreichischen H eeres­
abtheilung in Holstein. D a s  S taatsrech t des Schlesw ig-H olsteini­
schen Landes ward aber gänzlich bei S e ite  geschoben, nicht einmal 
einer P rü fu ng  gewürdigt; man begnügte sich mit der für das 
Land ziemlich bedeutungslosen Anerkennung des S oc ia ln eru s der 
Schleswig-Holsteinischen Ritterschaft, die auf speciellen landesherr­
lichen Zugeständnissen beruhen sollte.

Durch die Erklärung des Holstein-Lauenburgischen B u nd es­
tagsgesandten vom 7. Septem ber 1846 w ar es wenigstens anerkannt, 
daß Holstein und Schlesw ig gemeinsame Gesetzgebung unt) V erw al­
tung hätten, und daß es nicht in  der Absicht des Dänischen G o u ­
vernem ents liege, hierin eine Aenderung eintreten zu lassen. D er 
Bundesbeschluß vom 21. Septem ber theilte diese Erklärung a ls 
eine beruhigende den Holsteinischen S tän d en  m it; wir haben 
jetzt die Bedeutung jenes ganzen V erfahrens kennen gelernt. D ie  
Dänische Regierung hat diese Gemeinsamkeit der Gesetzgebung 
und V erw altung aufgehoben und die Bundesversam m lung hat 
erklärt, daß sie dabei in ihrem Rechte gewesen sei. R ur die mit 
der B ildung des Gesammtstaats nicht wohl zu vereinbarende for­
melle Incorporation  Schlesw igs in Dänemark sollte nicht S ta t t  
finden, und es scheint, daß man dies a ls  ein O pfer ansah, w el­
ches die D änen  dem s ta tu s  quo a n te  gebracht hätten.

Rach den Dänischen R oten sollte ein S taa tsw esen  geschaffen 
werden, w ofür die Geschichte keine Analogie bietet. D aß in einem 
absolut regierten S ta a te  mehre R a tion a litä ten , wenn anders die 
Umstände günstig sind, neben einander eristiren können, lehrt V er­
gangenheit und Gegenwart. D aß  ein konstitutioneller S ta a t  mit
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einer gemeinschaftlichen Volksvertretung an  der Spitze R aum  für mehre 
N ationalitäten  h a t, wenn eine unter denselben die herrschende ist, 
zeigt das vereinigte Königreich von G roßbritannien  und I r la n d ;  
daß , im Fall die N ationalitäten  sich die W age halten , die Zer­
trümmerung eines solchen constitutionellen S ta a ts  wenigstens 
wahrscheinlich ist, lehrt u n s  der kurze Bestand des Holländisch- 
Belgischen S ta a ts . D aß  ein constitutioneller S ta a t  mit zwei 
verschiedenen N ationalitä ten , von denen keine der anderen als u n ­
tergeordnet betrachtet werden darf, mit einer gemeinschaftlichen 
Regierung und gemeinschaftlicher beschließender Volksvertretung 
für gemeinschaftliche Angelegenheiten, außerdem mit vier abge­
zweigten V erw altungen und vier beschließenden repräsentativen 
Versammlungen der vier in Betreff ihrer besonderen Angelegen­
heiten selbstständigen Theile des S ta a ts  ein lebensfähiger S ta a t  
oder Gesammtstaat sein solle, ist ein so kühner Gedanke, daß man 
wenigstens darüber in einige V erw underung geräth, daß n u r der 
Gesandte der Großherzoglich und Herzoglich Sächsischen H äuser 
im Schooße der Bundesversam m lung Bedenken dagegen erhob. 
D ie Deutschen Großmächte hatten diese Bedenken nicht gehabt, 
die Deutsche Bundesversam m lung fand die Sache auch nicht be­
denklich und faßte den Beschluß, die Bestimmungen der Dänischen 
Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  1852 für Holstein und Lauen­
burg als den Gesetzen und Rechten des B undes entsprechend, den 
dadurch herbeigeführten Zustand als einen gedeihlichen anzuerken­
nen und somit der Beilegung des Deutsch-Dänischen S tre its  die 
definitive Genehmigung zu ertheilen,

Schon die Griechen nannten  vor Allen diejenigen M än n er 
weise, denen es gelungen w ar, ihrem Volke gute und dauernde 
S taatscinrichtungen zu geben; denn sie begriffen e s , eine wie 
tiefe Einsicht in die N atu r des Menschen und der menschlichen 
D inge , welches volle M aß  von geistiger und sittlicher K raft da­
zu gehört, um in den wechselnden Erscheinungen des Beisammen­
seins der Menschen, unbeirrt durch den Lärm und S ta u b  des 
M ark tes , die leitenden Ideen , die ewigen Grundsätze zu erfassen, 
diesen den richtigen Ausdruck in  der Form von Gesetzen zu geben.

3*
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D ie Dänischen S taatskünstler ergriffen natürlich die In it ia t iv e , 
um den Deutschen Großmächten den P la n  des zu bildenden D ä ­
nischen Gesammtstaats auseinanderzusetzen. D a s  Oesterreichische 
Armeecorps stand in H olstein, es fehlte nicht an  den M itte ln , 
auf Dänemark einen Druck auszuüben, die Dänische R egierung 
zu nöthigen, einen vollständig ausgearbeiteten E n tw urf einer V er­
fassung des neuen S ta a ts  vorzulegen, dessen B ildu ng , auch ab ­
gesehen von den eben hervorgehobenen Bedenken gegen die M ö g ­
lichkeit eines solchen, jedenfalls von so großen Schwierigkeiten 
umgeben w ar, daß sie eine der reiflichsten Ueberlegung, der a n ­
gestrengtesten Thätigkeit der weisesten M änner würdige Aufgabe 
blieb. Verschiedene Völker mit durchaus verschiedener N a tu ra n ­
lage, mit verschiedener Geschichte und Verfassung, verschiedener 
Gesetzgebung und V erw altung , noch jüngst im blutigen K am pf 
gegen einander en tbrannt, welcher nicht durch gegenseitige E r ­
schöpfung, durch die Besiegung eines derselben zum A ustrag  ge­
bracht, sondern durch die Dazwischenkunst eines D ritten  aus a n ­
dere Zeiten verschoben w ar; feindliche S tim m ungen und entgegen­
stehende Interessen, der übermüthige H ohn des Einen und der 
ungebeugte S to lz  des A ndern, überall Leidenschaften zu besänf­
tigen, W unden zu heilen, das Feindliche zu versöhnen, das U n ­
gleichartige auszugleichen. Schlesw ig w ar schon aufgegeben. S e i t  
dem Som m er des Ja h re s  1850 stand es m it A usnahm e des 
kleineren südlichen T heils unter Dänischer H errschaft, und w enn 
man auch nichts weiter von den D änen  und ihren Absichten ge­
wußt hätte , die Art des dortigen Regim ents reichte vollkommen 
hin, um vorauszusehen, w as auch Holstein und Lauenburg im 
Gesammtstaat zu erwarten hätten. Nichtsdestoweniger begnügte 
man sich mit dem B rouillon vom 28. J a n u a r  1 85 2 , w orin  sich 
nur die Lineamente der Verfassung und V erw altung fanden , m it 
einer Skizze, die, wenn auch einige Deutsche in s  M inisterium  
gerufen wurden, jedenfalls von einer zum größten Theil au s D ä ­
nen bestehenden obersten Verwaltungsbehörde ausgeführt werden 
sollte. W er sich jem als mit der Abfassung oder A uslegung von 
Gesetzen befaßt h a t, weiß e s , wie es dabei immer au f die größte
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Bestim mtheit des Gedankens und Ausdrucks ankömmt; welche ge­
naue A usführung und durchsichtige K larheit wäre nicht im vor­
liegenden Falle erforderlich gewesen! M a n  scheint eine B eruhigung 
darin gefunden zu haben, daß das Dänische M inisterium  in  der 
Depesche vom 6. December 1851 versprochen hatte, auf gesetz- und 
verfassungsmäßigem W ege, nämlich durch die berathenden P r o ­
vinzialstände für Schleswig itnb für Holstein, und w as das K ö­
nigreich betreffe, durch Beschlüsse des Reichstags, sowie in  Betreff 
L auenburgs unter der M itw irkung von R itter- und Landschaft 
eine organische und gleichmäßige verfassungsmäßige V erbindung 
sämmtlicher Landestheile zu einer gesammten Monarchie herbeizu­
führen. Aber man wußte ja , und die eignen W orte des D ä n i­
schen M inisterium s ließen darüber keinen Zweifel, daß die Befug- 
niß des Dänischen Reichstags eine beschließende w ar, daß die 
R egierung mit demselben paciöciren m ußte, während sie den R ath  
der Holsteinischen und der Schleswigschen Versammlung nach B e ­
lieben unberücksichtigt lassen konnte. W enn  daher Dänemark nicht 
nt der stärksten Weise bevorzugt, wenn ihm nicht geradezu das 
Recht eingeräumt werden sollte, für die Herzogthümer die V er­
fassung zu dictiren, so w ar von S eiten  der Bundesversamm lung 
vor allen D ingen darauf zu dringen, daß die Rechte der verschie­
denen Volksrepräsentationen rücksichtlich ihrer Einwirkung auf das 
Zustandekommen der Gesammtverfassnng in  der einen oder der 
anderen Weise, zu Gunsten des monarchischen oder volkstüm lichen 
Einflusses, vollkommen gleichgestellt würden. D avon  ist aber 
nichts geschehen, und die Folge ist gewesen, daß der Dänische 
Reichstag eine Verfassung für die Dänische Monarchie erzwungen 
h a t, wie er sie für die Herrschaft des Dänischen Volks über die 
Schlesw ig-H olsteiner gebrauchte, während die Ständeversam m ­
lungen der Herzogthümer über diese Verfassung gar nicht einmal 
zu Rathe gezogen sind. D ie B undesversam m lung, w ir wieder­
holen e s , erklärt Angesichts jenes Satzes in der Dänischen D e­
pesche die Bestimmungen der Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  
1852 den Gesetzen und Rechten des B undes für entsprechend, und 
erklärt sich ferner überzeugt, S e . M ajestät der König von D äne-
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mark werde auch in Zukunft über die E rhaltung  und gedeihliche 
Ausbildung sowohl der gesetzlich bestehenden E inrichtung seiner 
Deutschen Bundeslande a ls auch der S te llu n g , die ihnen im V er­
bände mit den übrigen Theilen der M onarchie gebühre, in  eben 
dem gerechten und versöhnlichen Geiste wachen, von welchem die 
Königliche Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  Zeugniß gäbe.

D ie Verfassungen für die Herzogthüm er, jedoch mit A u s­
nahme derjenigen Bestim m ungen, welche sich au f die ge­
meinschaftlichen Angelegenheiten bezogen, wurden im Jah re  
1853 den S tän d en  beider Herzogthümer zur B erathung  vorge­
legt; die Publication  dieser S ta tu te  erfolgte für Schlesw ig am 
15. Februar, für Holstein am 10. J u l i  1854. D an n  erschien am 
26. J u l i  s. I .  die Verfassung der Dänischen M onarchie für die 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten, an  deren Schluß eine vor­
gängige V erhandlung mit dem Dänischen Reichstag vorbehalten 
ward. Diese Verfassung kostete dem M inisterium  O ersted-R e- 
ventlow -M oltke seine Eristenz; das M inisterium  Scheel pactirte 
mit dem Dänischen Reichstag die Verfassung vorn 2. October 1855 
und errichtete ein gemeinschaftliches M inisterium  des In n e rn , dem die 
V erw altung der D om änen in  allen S taa ts th e ilen  untergelegt ward.

M ittlerweile hatte die Dänische M ißregierung der Herzog­
thümer sich in allen Zweigen der V erw altung zur üppigsten Blüthe 
entfaltet; Schleswig insbesondere w ar der Tummelplatz der rohesten 
Dänischen Leidenschaften. W ir haben nichts von Schritten der 
Deutschen Mächte oder des Deutschen B u nd estag s gehört, welche 
in  Holstein dem Unwesen zu steuern versucht hätten. D aß die 
Dänische Regierung nur mit dem Dänischen Reichstage über die 
Gesammtstaatsverfassung verhandeln, mit den S tän d en  der H er­
zogthümer aber nicht einmal darüber berathen w ollte, lag jeden­
falls seit dem J u l i  1854 in amtlicher Form  vor, ohne daß, soviel 
bekannt geworden, die Regierung in  Kopenhagen auch nur in  
sanftester Form an ihr entgegenstehendes Versprechen erinnert w or­
den wäre. Als der G ra f R eventlow -Jersbeck  in  der am Schluß 
des Ja h re s  1855 berufenen Holsteinischen Versammlung den A n­
trag gestellt hatte, ein Gesuch an den Landeöherrn zu richten, daß
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er geruhen möge, diejenigen V eränderungen in der verfassungs­
mäßigen S te llung  des Herzogthums Holstein zu veranlassen, 
welche n othwendig wären, um diesem Herzogthum die zur W ahrung  
seiner heiligsten Interessen erforderliche V ertretung am Throne zu 
sichern, erfolgte ein königliches Rescript, daß jede fernere V er­
handlung über diesen Gegenstand a ls  eine N ullität werde betrach­
tet werden. V on Deutscher S eite  schwieg man noch immer. D er 
neue Reichsrath für die Dänische M onarchie trat nach dem 
Schlüsse der Holsteinischen Ständeversam m lung beim B eginn des 
J a h re s  1856 zusammen, eine Anzahl von Abgeordneten aus 
S ch lesw ig-H olste in  und Lauenburg benutzte die dort herrschende 
Redefreiheit, um den Antrag zu stellen, „die Regierung wolle den 
Provinzialständen des Herzogthums Schleswig, sowie des Herzog­
thum s Holstein und der Ritter- und Landschaft des Herzogthumö 
Lauenburg rücksichtlich des Verfassungsgesetzes für die gemein­
schaftlichen Angelegenheiten vom 2: October 1855 und des vor­
läufigen Gesetzes, betreffend die W ahlen zum Reichsrathe von 
demselben D atum , diejenigen V orlagen machen lassen, auf welche 
sie verfassungsmäßig und namentlich auf G rund  der Allerhöchsten 
Bekanntmachung vom 28. J a n u a r  1852 einen Anspruch zu machen 
berechtigt wären, zu diesem Ende die gedachten Landesvertretungen 
so bald wie möglich nach Beendigung der jetzigen D iä t des Reichs­
ra th s zu außerordentlichen Versammlungen berufen u nd , unter 
möglichster Berücksichtigung der von denselben erstatteten G u t­
achten, ausgearbeitete Entw ürfe zu einem Verfassungsgesetz für 
die gemeinschaftlichen Angelegenheiten und einem desfalligen W ah l­
gesetze dem Reichsrath a ls Gesetzvorschläge vorlegen lassen." Nach 
erschöpfenden V erhandlungen, welche namentlich auch aus der 
Gesetzgebung von 1831 und 1834 für Schlesw ig und Holstein 
das Recht zu diesem Antrage mit siegenden G ründen nachwiesen, 
ward derselbe mit großer M ajoritä t verworfen; in der Behandlung 
der Domänenfrage zeigte sich ebenfalls die Unmöglichkeit, die I n ­
teressen der H erzog tüm er gegen die des Königreichs zur G eltung 
zu bringen.

Nach diesen Verhandlungen erhielt die Schleswig-Holstemische
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Sache in  den Augen der Europäischen D iplom atie wieder eine 
solche B edeutung, das öffentliche Interesse wandte sich wieder mit 
einer solchen Lebendigkeit dieser Sache zu, daß die Deutschen 
Mächte es angemessen halten m ußten, nicht länger zu schweigen. 
I m  S om m er 1856 horte man zum ersten M a l von N oten, welche 
diese Mächte an  die Dänische R egierung wegen der D om änen- 
und Verfassungsfrage gerichtet hätten. W ir  haben nicht die Ab­
sicht, den In h a l t  der zwischen Oesterreich und P reußen  einerseits 
und Dänemark andererseits gewechselten Schriften hier au sfüh r­
licher zu besprechen; die unten citirte Broschüre giebt genau den 
beiderseitigen S tandpunkt a n * ) .  W ir wollen nur w arn en , daß 
man sich im Deutschen Publicum  über den Erfolg dieses N oten­
wechsels keinen neuen Täuschungen hingebe.

Zunächst ist zu beachten, daß von dem Herzogthum Schlesw ig 
in den Noten nicht die Rede ist, obgleich das den Deutschen 
Mächten a ls  Vertretern des Deutschen B undes in  der Dänischen 
Depesche vom 8. December 1851 gegebene und von ihnen accep- 
tirte Versprechen wegen H erbeiführung einer Verfassung für die 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten der Dänischen Monarchie sich 
ebensowohl auf Schlesw ig als auf Holstein und Lauenburg bezieht. 
D ie M ächte, welche vom B unde den Auftrag hatten , dem in h a lts ­
losen B erliner Frieden, welcher den Krieg um Schlesw ig beendigte, 
nachträglich einen In h a l t  zu verschaffen, sind offenbar in der Lage, 
auch nachdem sie das Recht Holsteins auf die staatliche Verbindung 
mit Schlesw ig aufgegeben haben, die ihnen bei R egulirung der 
Deutsch-Dänischen Angelegenheit rücksichtlich Schlesw igs von dem 
K önig von Dänemark a ls Herzog von Schlesw ig und nicht von 
Holstein für den B und  ertheilte Zusicherung geltend zu machen. 
S o  wie sie hierzu aktenkundig ein von der Competenz der B u n d es­
versammlung in inneren Verfassungs- und V erw altungsangelegen­
heiten durchaus unabhängiges, durch V ertrag für den B und  
erworbenes internationales Recht besitzen, so fehlt es ihnen auch 
nicht an  einem Interesse, dieses Recht gegen D änemark zur A us-

*) Z ur Beleuchtung der Dänischen N ote vom 23 . F ebr. 1 8 57 . H am burg.
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fübrung zu bringen. D enn wenn man sich auch dazu verstanden 
h a t, S ch le sw ig -H o ls te in  auseinanderzureißen, so kann es doch 
den Deutschen M ächten jetzt wenigstens kein Geheimniß mehr sein, 
daß diese T rennung  eine naturw idrige ist und daß die Verhältnisse 
in  dem einen Herzogthum stets einen entschiedenen Einfluß aus 
das andere ausüben  werden. D ie Mächte würden ferner ihren 
S tandpunk t zu der Frage verläugnen, w enn sie nicht davon a u s ­
g ingen , daß es zur Beruhigung der aufgeregten Gemüther bei­
tragen w ürde, wenn wegen der Verfassung des Gesammtstaats 
die erforderlichen Vorlagen den Ständeversam m lungen beider Her# 
zogthümer gemacht w ürden, daß es zunächst in  Schlesw ig, aber 
mittelbar auch in  Holstein den übelsten Eindruck hervorbringen 
würde, wenn sie das Versprechen der Dänischen Regierung nur 
wegen Holsteins und Lauenburgs zur G eltung brächten. E s  
scheint aber nicht, daß man auf eine Berücksichtigung Schlesw igs 
rechnen darf.

Nach den Specialverfassungen für Schlesw ig und Holstein 
und namentlich für letzteres vom 10. J u l i  1854 sind die Gesetze 
vom 28. M a i 1831 und vom 15. M a i 1834 dahin abgeändert, 
daß den Ständeversam m lungen rücksichtlich der Gesetzgebung eine 
entscheidende S tim m e und ferner die Befugniß eingeräumt ist, den 
M odus der Ausbringung der den H erzog tü m ern  zur Bestreitung 
der Ausgaben des Gesammtstaats adquotirten und für die S pecia l­
verw altung des resp. einzelnen Landestheils aufzubringenden S u m ­
men zu bestimmen. W ir glauben nicht zu irren , wenn w ir an ­
nehmen, daß die Dänische Regierung sich nicht dazu verstehen wird, 
der, wie es heißt, im August zu berufenden Holsteinischen S tä n d e ­
versammlung weiter gehende Befugnisse einzuräumen, a ls der V er­
sammlung zur Zeit des gegebenen und angenommenen Verspre­
chens zustanden, daß sie sich mithin, wenn es zu einer solchen B e­
rufung kommen sollte, vorbehalten wird, den R ath  der Versamm­
lung nach ihrem Ermessen anzunehmen oder zu verwerfen. W aS 
von einer so beschränkten Befugniß den formell firirten Verhältnissen 
gegenüber im Interesse Holsteins zu hoffen wäre, wird unter B e­
rücksichtigung alles Früheren keiner weiteren A usführung bedürfen.



— 42 —

I n  welcher Form die Regierung den R ath  der Ständre einholen, 
in welchem Umfange materiell das Gebiet der zu b e ra te n d e n  G e­
genstände beschränkt werden w ürde, darüber ließen sich zur Zeit 
nur Vermuthungen aufstellen; man kann sich aber darcauf verlas­
sen, daß die Regierung ihre Einrichtungen 'so zu treffen wissen 
würde, .daß sie unter Aufrechthaltung des Scheines v-ersöhnlicher 
und nachgiebiger S tim m ung  und H andlungsw eise schließlich nichts 
gewährte, w as a ls wesentliche Erw eiterung verfassungsmäßiger 
Rechte und als eine in s Gewicht fallende M inderung des V er­
w a ltu n g ^  und Steuerdrucks angesehen werden könnte, w ohl aber 
sie in die Lage setzte, über Unverstand und Verstocktheit der Holstei­
ner klagen und für solche Klagen an einflußreichen Europäischen 
S tellen  ein geneigtes O h r finden zu können. E s  läßt sich den 
Umständen nach annehm en, daß man die Lauenburgische R itte r­
und Landschaft wesentlich wie die Holsteinische S tändeversam m lung 
behandeln wird. W a s  insbesondere die D om änenfrage betrifft, 
so wird man w ohlthun, es sich in s Gedächtniß zurückzurufen, daß 
öffentlichen B lättern  zufolge der Reichsrath in seiner letzten D iä t 
den Beschluß gefaßt hat, daß die dreißig M illionen  R thlr., welche 
für Ablösung des Sundzolles in die S taatseasse fließen, nicht zur 
Abbezahlung der Staatsschuld verwandt, sondern daß dieselben u n ­
ter dem Titel „O eresundsfond" angesammelt werben sollen, damit 
es stets in Erinnerung bleibt, daß diese Gelder von einer D ä n i­
schen D om äne herrühren —  wie es in den M otiven  ausdrücklich 
heißt —  und daß —  so soll in dem Bericht der Dänischen Ausschuß­
m ajorität stehen —  für den Fall, daß die Holstein-Lauenburgische D o ­
mänenfrage zu Gunsten der H erzog tü m er entschieden werden sollte, 
die dreißig M illionen dem Königreich allein verbleiben. E s  ist klar, 
daß man sich für alle Fälle nach einem A equivalent umgesehen 
hat, und die Frage über die N atu r des S un dzo lles  als einer D ä ­
nischen Dom äne ist wenigstens disputabel, w enn sie auch mit dem 
Canalzoll und der Abgabe für den Transit au f der S traße H am ­
burg-Lübeck zusammenhängt.

I n  den Deutschen politischen B lä tte rn  w ird  die Sache mei­
stens so aufgefaßt, daß es eine starke D rohung  gegen Dänem ark
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sei, die streitigm Punkte zur Entscheidung des B undes bringen zu 
wollen. D re Sache käme dadurch allerdings insofern in eine an ­
dere Lage, a ls  sie den Charakter vorläufiger E rörterung verlieren, 
a ls  der K önig  von Dänemark a ls Herzog von Holstein vor das 
Forum  des B undes geladen werden würde und dort seinen Spruch 
entgegenzunehmen hätte. S o v ie l ist nun  jedenfalls gewiß, daß die 
D än en  eine fc'che bundesmäßige B ehandlung mit dem äußersten 
W iderw illen betrachten w ürden; cs ist ihnen ein im höchsten G rade 
verhaßter Gedenke, daß ein Theil des Dänischen Gesammtstaats 
officiellen Deutschen Einflüssen unterworfen ist, daß der Dänische 
K önig  in die Lage kommen kann, sich vor Deutschen Fürsten und 
freien S tä d te n  wegen der Verfassung des Dänischen S ta a ts  zu 
verantw orten. U ns scheint es daher durchaus wahrscheinlich, daß 
die Dänische Regierung entweder die streitigen Punkte mit den 
Cabinetten von W ien und B erlin  erledigt, oder, wenn dies nicht 
sollte bewerkstelligt werden können, Alles daransetzt, die Sache an 
einen Europäischen Congreß oder an den Kaiser Louis Napoleon 
als Verm ittler zu bringen. Angenommen aber, es käme die Sache 
wirklich zur Entscheidung des B u nd estag s, so können w ir es unsern 
Lesern nach den auszugsweise mitgetheilten Aktenstücken zu beurthei­
len überlassen, ob derselbe sich, auch abgesehen von dem gewichti­
gen Einflüsse Oesterreichs und P reuß en s, in der Lage befinden würde, 
mehr zu verlangen und durchzusetzen, a ls die Deutschen G roß­
mächte bisher gefordert haben. D er Unterschied in der B ehand­
lung würde nur ein formeller sein.

E s  gäbe allerdings eine rücksichtlich Schlesw igs allein bereits 
angedeutete Auffassung auf Deutscher S e ite , welche den Herzog- 
thümern wesentliche Vortheile und dem moralischen Ansehn der 
Deutschen Regierungen keinen Schaden bringen würde. D ie bei­
den Deutschen Mächte haben in  V ertretung des B undes behufs 
A usführung des Friedens vorn 2. J u l i  1850, welcher die S tre it­
frage über die Rechte der Herzogthümer vor der H and unerledigt 
ließ, die Schleswig-Holsteinische Angelegenheit mit Dänemark re- 
gulirt, der B und hat diese Art der R egulirung definitiv gut ge­
heißen. Deutschland und Dänemark haben durch dieses Arrange-
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ment beiderseitig Verbindlichkeiten übernommen; Deutschland hat 
die seinigen sofort erfüllt, die Oesterreichischen und Preußischen 
Truppen aus Holstein zurückgezogen und den König von D ä n e ­
mark a ls Herzog von Holstein wieder in  den Besitz des Landes 
gesetzt, nachdem Schlesw ig ihm schon früher zugefallen; der B u n ­
destag hat von Dänemark keine G aran tie  wegen tractatmäßiger 
A usführung des Versprochenen, nicht einmal die Errichtung einer 
formulirten Vertragsacte verlangt, sondern sich dabei begnügt, die 
bekannte vertrauensvolle Ueberzeugung auszusprechen. D ie  E r­
fahrung hat gelehrt, daß die Dänische R egierung diesem V ertrauen 
nicht entsprochen h at; B ew eis die jetzigen Forderungen der D eu t­
schen Mächte. Civilrechtlich würde man sagen, daß die Dänische 
Regierung in dolo  versire, und au s  diesem Titel den Bestand 
der Regulirung anfechten. Völkerrechtlich ist die Frage längst nur 
noch eine Machtfrage, darüber wird es kaum zwei M einungen ge­
ben. M an  denke sich n u r , w as E ng länder, Russen, Franzosen 
unter solchen Umständen thun und zu thun sich längst für berech­
tigt halten würden. W enn man dagegen einreden wollte, daß der 
König von Dänemark a ls  Herzog von Holstein und Lauenburg 
in seinem Verhältniß zum Deutschen B unde in Betracht käme, 
daß man deshalb nickt zur völkerrechtlichen Selbsthülfe schreiten 
dürfe, sondern die bundesverfassungsmäßige Erecution gegen ihn 
aufbieten müsse, so vergißt man, daß nicht der Herzog von H o l­
stein und Lauenburg, sondern der König von Dänemark und H er­
zog von Schlesw ig mit Deutschland völkerrechtlich Krieg führte, 
daß er sich a ls Herzog von Holstein und Lauenburg nur gegen 
die bekannten Beschlüsse der Bundesversam m lung vom April 1848 
in Verletzung seiner Bundespflichten auflehnen konnte, daß mit 
dam König von Dänemark und Herzog von Schlesw ig der B er­
liner Friede geschlossen und das zur A usführung desselben noth­
wendige Arrangement getroffen ward, daß es sich feiner hier nicht 
allein oder nur vorzugsweise um die inneren Verfassungs- und 
Verwaltungsangelegenheiten jener B undeslande, sondern gerade 
vor Allem um die S te llun g  derselben zum Herzogthum Schles­
wig und zum Königreich Dänemark in dem Dänischen Gesammt-
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staat handelt. H a l der König von Dänemark also durch seine 
H andlungsw eise die vereinbarte A usführung des Friedens hart­
näckig verhindert, so tritt wieder der Kriegszustand gegen ihn ein, 
sobald dies Deutschland nützlich und genehm ist, mit welchem dann 
freilich gleichmäßig die Bundeserecution wegen Holsteins und Lauen- 
burgs zur A usführung kommen würde. Deutschland würde dann 
in der Lage sein, den Dänischen Gesammtstaat nicht anzuerkennen, 
die alt-begründeten Rechte und die Interessen nicht allein H o l­
steins, sondern Schleswig-Holsteins und Lauenbnrgs nach den seit 
dem Jah re  1852 gewonnenen Erfahrungen über die politische und 
moralische Unmöglichkeit des Gesammtstaats zu vertreten.

W ir bekennen jedoch, daß w ir u n s  der H offnung nicht hin­
zugeben wagen, es werde eine solche Auffassung der S itu a tio n  bei 
den Deutschen Regierungen R aum  gewinnen, so klar dieselbe auch 
in den beiderseitigen S tellungen vorgezeichnet ist. Zunächst müs­
sen w ir  gestehen, keine wesentliche V eränderung in  der politischen 
und kirchlichen Reaction, unter deren Einfluß die Deutsch-D äni­
schen V erhandlungen gepflogen und beendigt wurden, gewahren zu 
können; die Schleswig-Holsteinische Sache ist noch wie im Jah re  
1852 eine revolutionäre und gottlose, für die Tendenzen derselben 
au s  der sogenannten Revolutionszeit, bürgerliche Freiheit und n a ­
tionale Unabhängigkeit von Dänemark, werden die Deutschen R e­
gierungen jetzt das Schwert nicht ziehen. Oesterreich insbeson­
dere ist seiner Politik treu geblieben; die für seinen eigenen S ta a -  
tencompler erforderliche Centralisation der G ew alt wird es D än e­
mark mit seinen im Kleinen ähnlichen Verhältnissen nicht mißgönnen, 
während es ihm gewiß genehm gewesen sein würde, wenn in Kopen­
hagen das absolute Regiment wiederhergestellt wäre und unter dessen 
Fittichen die centraliftlte G ew alt des Dänischen S ta a ts  in Betreff der 
Herzogthümer mildere Formen annähme. W ie m an in  einflußreichen 
Kreisen P reußens denkt und fühlt, hat uns neulich der A ntrag der 
H erren von Below und S ta h l und die V erhandlung über denselben 
in dem Preußischen Herreithause gelehrt; der Antrag sowohl als 
die M otive zu demselben wurden mit großer M ajo ritä t von dem 
H ause genehmigt. D ie Preußische Regierung wird ersucht, in
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Gemeinschaft mit den Deutschen Verbündeten die Bem ühungen 
kräftigst fortzusetzen, um die im Deutschen Bundesrecht begründeten 
G arantien  für die Gerechtsame des B u nd es und der U nterthanen 
zu Gunsten der unter der Krone von Dänem ark stehenden zum 
Deutschen Bunde gehörigen Lande Holstein und Lauenburg zur 
Wirksamkeit zu bringen. D ie M otive erkennen den B eru f der 
Preußischen S taa tsreg ierung  zu solchen Schritten in  der M acht­
stellung P reußens unter den Deutschen S ta a te n , in  seiner geo­
graphischen Lage und in  seinen Antecedentien für diese Angelegen­
heit. E s  komme aber auch dem Herrenhause zu, diese Bem ühungen 
bei der S taatsreg ierung  zu beantragen, vermöge des rein Deutschen 
Charakters, welchen gegenwärtig diese Angelegenheit an  sich trage, 
und es habe dazu noch eine besondere Aufforderung. D enn  nachdem 
die Preußische Landesvertretung, namentlich die damalige Erste 
Kam m er, dereinst die moralische M acht und V erantw ortung ihres 
Zeugnisses eingesetzt, um  in den Deutschen Landen des K önigs 
von Dänemark das Ansehn der rechtmäßigen Obrigkeit zur vollen 
und alleinigen G eltung zu bringen, so zieme es ihr jetzt das 
Gleiche zu th u n , um auch den wohlbegründeten Rechten des Landes 
Anerkennung und Beachtung zu sichern. W ir lassen über A ntrag 
und M otive Preußischer M änner ein Preußisches B la tt reden: 

„Darnach handelt es sich erst jetzt um eine Angelegenheit rein 
Deutschen Charakters, darnach jetzt erst um  wohlbegründete Rechte 
des Landes, darnach wird Pflicht und Recht, für diese einzutreten, 
von den W ortführern der specifisch konservativen P a rte i daraus 
hergeleitet, daß dieselbe dereinst die moralische Macht und V erantw or­
tung ihres Zeugnisses eingesetzt hat, um in den Deutschen Landen des 
K önigs von Dänemark das Ansehn der rechtmäßigen Obrigkeit zur 
vollen und alleinigen G eltung zu bringen. H ier also begegnet 
u ns in ihrer ganzen Verblendung uud Anmaßung jene neue A n­
sicht wieder, welche die Schlesw ig - Holsteinische Bewegung a ls 
R evolution, a ls eine Art unberechtigter W illkür und strafbarer 
Auflehnung gegen die Obrigkeit verschrie und bekämpfte, und 
welche die Niederwerfung jener B ew egung , die Beseitigung der 
Schleswig-Holsteinischen Frage a ls einen der schönsten Zweige in
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dem Kranze der Bußethaten pries, durch welche P reußen , wie die 
Reaction verkündete, sich von seiner Mitschuld an revolutionären 
Ideen  und Gelüsten reinigte. D ie E rfahrung  der letzten Jah re  
über B edeutung und wahren Charakter der Schleswig-Holsteinischen 
F rage , den Zustand, der über diese Länder seit sechs Jah ren  herein­
gebrochen, das Elend und die V erw irrung , die immer wachsend 
die Frucht des S ieges der „konservativen" Sache ist, haben diese 
politischen Pharisäer in ihrer Selbstbefriedigung nicht zu stören, 
au s  ihren bewußten oder unbewußten Täuschungen über jene große 
nationale Angelegenheit nicht zu reißen vermocht. E s  hieße Eulen 
nach Athen tragen, diesen G egnern, nachdem die Thatsachen hun­
dertmal ihnen vor Augen geführt worden find, den Ungrund ihrer 
Auffassung von Neuem nachweisen zu wollen. Aber um der Sache, 
der Interessen jener Deutschen Länder w illen , welche jetzt bei den 
früheren gefährlichen Gegnern Unterstützung finden, muß man 
gegen die tendenziöse H erabw ürdigung, welche der Schlesw ig- 
Holsteinischen Frage durch eine Auffassung w iderfährt, wie sie sich 
in jenen M otiven  findet, entschiedensten Einspruch thun. D ie 
Herzogthüm er hatten sich erhoben für conservative P rincip ien , für 
höchste und heiligste Rechte; ihre Erhebung w ar ein Act der N oth­
wehr gegen den Angriff der Dänischen N atio n , die den fürstlichen 
W illen  sich unterworfen hatte, sie w ar ein Act des Rechts 
und der Pflicht. Die Herzogthümer kämpften für die Legitimität, 
für die altbegründete Selbstständigkeit, für die ewige U ntrenn­
barkeit —  Rechte so unzweifelhaft, P rincip ien  so conservativ, I n ­
teressen so theuer, wie sie nur sein können. E s  waren die höchsten 
G ü te r, um welche die Lande stritten, es w ar eine rein Deutsche 
Sache, ja eine wahrhaft große Deutsche S ache, um die 
es sich h a n d e l te .  M it G ew alt konnte man den Herzog­
tü m e rn  jene Rechte nehm en, man konnte sie in einen unhalt­
baren Zustand hineinzwingen, aber aufgegeben haben sie jene 
Rechte nie und werden sie nie ausgeben. D er S ieg  aber der 
Echtconservativen, der S ieg  der P a r te i , welche sich die Verfechterin 
des Deutschen Rechts und der Deutschen Freiheit zu sein rühmt, 
hat jenen höchsten und heiligsten Rechten der Herzogthüm er, den
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Grundsäulen ihres nationalen Rechtszustandes, den Uebergang 
bereitet, und anstatt des anerkannten Rechts ist ein System  poli­
tischen Beliebens und der W illkür des Stärkeren aufgerichtet 
worden. S o  lange aber dieses S ystem , so lange der Dänische 
Gestimmtstaat besteht, so lange wird auch nicht davon Deutscher­
seits geredet werden dürfen, daß die Rechte der Deutschen Herzog- 
thümer gewahrt und aufrecht erhalten werden sollen" * ).

W ir kennen auch eine frühere Leichenrede des H errn  S ta h l 
auf Schleswig-Holstein au s  dem Jah re  1851. D er rechtsgelehrte 
W ortführer des in  dem Preußischen Herrenhause versammelten 
T heils des Deutschen Adels bekennt jetzt ohne sichtbare R öthe der 
Scham , daß Holstein nunm ehr durch R ealunion  mit Dänem ark 
verbunden ist; dem Weltweisen verursacht es keine U nruhe, daß die 
Holsteinische S tändeversam m lung erklärt, V erfall der Wissenschaft 
und jeder edlen Geistesblüthe werde die unausbleibliche Folge des 
jetzigen System s sein; der fromme M a n n  hat kein W ort christ­
lichen Erbarm ens für die zahlreichen Gemeinden in Schlesw ig, 
denen das W ort des H errn  in unverständlicher Sprache gepredigt 
w ird , der Zionswächter kein W ort der Entrüstung gegen die 
Schänder am Heiligthum. D ie Schleswig-Holsteinische Sache ist 
in allen und jeden Beziehungen eine andere als die Holstein- 
Lauenburgische Sache der H erren S ta h l  und Genossen; D iejenigen, 
welche die letztere vertreten, schmeicheln sich, die erste vernichtet zu 
haben.

D aß  auch in der ausw ärtigen  Politik  P reußens, seiner S te l ­
lung in der Europäischen S taatenrepublik  während der letzten 
Ja h re  keine wesentliche Aenderung eingetreten ist, dürfte au s  sei­
ner N eutralität während des Orientalischen K riegs, au s den P e r i ­
petien der Neuenburger Sache zur G enüge hervorgehen. I n  der 
Preußischen Depesche an den Gesandten in Kopenhagen vom 
20. M a i d. I .  ist ein etw as höherer T on  angeschlagen; w ir be­

*) Preußisches W ochenblatt, 11. A pril 1857. D ie  S ch lesw ig  - Holsteiner 
erkennen es dankbarlichst a n , daß d as B la t t  nicht müde w ird , ihr Recht und 
ihre Zukunft m it warm er V a ter la n d slieb e , m it staatmännischer E insicht, m it 
Deutschem Selb stgefü h l und Deutscher Treue zu vertreten.
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kennen aber wiederholt, daß w ir nicht das Vertrauen hegen, 
P reußen werde zu der oben angedeuteten freieren und größeren 
Auffassung und B ehandlung der Sache gelangen.

Nachrichten der widersprechendsten Art über die S te llung , 
welche die nicht-Deutschen Mächte in der Deutsch-Dänischen Frage 
eingenommen haben oder einzunehmen gedenken, durchlaufen seit 
M onaten  die öffentlichen B lätter. D ies sind natürlich n u r M u th ­
maßungen oder höchstens officiöse E ingebungen, die bis in s E in ­
zelne zu verfolgen fruchtlose M ühe wäre. V on allen drei Mächten 
wird man annehmen dürfen, daß es augenblicklich ihren Interessen 
entspricht, die Frage keine den Frieden E uropas ernstlich gefähr­
dende Gestalt annehmen zu lassen. R u ß lan d , welches aus ver­
schiedenen Gesichtspunkten bei der Frage am M ehrsten betheiligt 
ist, scheint nach seiner bekannten A rt zurückzuhalten, bis der Zeit­
punkt gekommen, sein ganzes Gewicht in die Wagschale zu legen. 
D er Dänische Gesammtstaat unter Russischem P ro tec to rat, mit dem 
Londoner Protokoll vom 8. M a i 1852 und dem V orbehalt R us­
sischer Erbrechte ist wesentlich seine Schöpfung; in bequemerer Weise 
kann es nicht am S u n d e  und vor den Thoren H am burgs herr­
schen, in größerer Nähe nicht auch im Nordwesten den befreundeten 
Deutschen Regierungen stets sichtbar bleiben. D ie  Dänische V olks­
freiheit, insularisch abgeschlossen, auf einen kleinen Fleck beschränkt, 
in feindseliger H altung  gegen Deutschland, mit einer Litteratur, 
die au sw ärts  W enige verstehen und lesen, ist der Ruhe der W elt 
durchaus ungefährlich und eignet sich vielleicht noch besser a ls  das 
unumschränkteste Regiment dazu, den Geist ansteckender Unruhe in 
Schlesw ig-H olstein mit der Wachsamkeit der Angst und des Haffes 
niederzuhalten. Doch ist es sehr wohl möglich, daß R ußland der 
M einung  ist, es sei bei den jetzigen Konstellationen E uro pas ge­
ra then , die Sache nicht weiter au f die Spitze zu treiben, D än e­
mark zu veranlassen, in  diesen oder jenen unwesentlichen D ingen 
nachzugeben, um eine Erhitzung der Gem üther in Deutschland zu 
vermeiden, und man dürfte sich nicht w undern, wenn Rußland 
den R uhm  des Friedenftifters E uro pas erntete. D ie Engländer 
sind unglaublich unkundig in fremdländischen D ingen , und wenn

B e se le r ,  Zur SchleSw.: Holst. Sache. 4
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es einmal scheint, daß sie einen richtigeren Begriff von der 
Schleswig-Holsteinischen Sache gewonnen haben, so verleitet sie 
im nächsten Augenblick schon wieder der H aß  gegen die äußere 
und innere Politik  P reußens die Herzogthümer a ls  den Schutz­
befohlenen verhaltenen Preußischen Ehrgeizes, a ls  den Feind ver­
nünftiger Freiheit zu betrachten; es ist zum Erstaunen , wie leicht­
gläubig sie den Dänischen Lügen gegenüber sind. D ie Englische 
Regierung scheint jedoch nachgerade eine klarere Vorstellung von 
dem folgenschweren Fehler erlangt zu haben, den sie dadurch be­
gangen, daß sie sich zuletzt den absolutistischen Mächten gegen 
S ch lesw ig-H olste in  angeschlossen, das Londoner P rotocoll unter­
zeichnet und dadurch dem Erbfeinde R ußland die dankenswerthesten 
D ienste geleistet hat. W enn es jetzt heißt, daß E ngland  sich für 
einen Europäischen Kongreß erklärt habe, so könnte es dazu be­
sonders durch zwei M otive bestimmt worden sein, einmal um den 
Versuch zu machen, das Londoner P rotocoll umzustoßen, und 
zweitens um es zu verhüten, daß der Kaiser der Franzosen 
wie in  der Neuenburger Frage die Verm ittlerrolle übernimmt. 
D aß  Letzterer bei seiner höchst persönlichen, auf Selbsterhaltung 
gerichteten Politik  sich sehr gern diese Rolle überweisen ließe, um 
sich von den Franzosen als den Schiedsrichter der W elt bewundern 
zu lassen und sie möglichst lange von anderen Gedanken fern zu 
halten , ist klar genug; vielleicht wäre auch das befreundete R u ß ­
land damit einverstanden.

D aß  in  der einen oder in  der anderen Form  die nicht-Deul- 
schen Mächte sich einen Einfluß auf die Erledigung der Deutsch* 
Dänischen Angelegenheit zu verschaffen wissen w erden, sind wir 
nach den gemachten Erfahrungen zu erw arten genöthigt; daß im 
besten Fall, und abgesehen von der ferneren Entwickelung der B e­
gebenheiten, zunächst nichts Ersprießliches von B edeutung für die 
Herzogthümer daraus hervorgehen wird, ist u n s  nach dem b is­
herigen G an g  der Ereignisse nicht zweifelhaft. W enn England 
nicht, wozu es augenblicklich nicht geneigt sein möchte, es auf 
eilten Krieg mit R ußland ankommen lassen w ill, so wird es am 
Londoner Protocoll schwerlich etw as ändern , und das Wahrschein­
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liche bleibt, daß man sich allerseits dahin verständigt, unter Auf- 
rechthaltnng des Dänischeil Gesamm tstaats etwas zu thun und 
geschehen zu lassen, um die Deutschen Regierungen nicht zu 
cornprornittiren, und um dem Deutschen Volke sagen zu können, 
es sei kein G rund  vorhanden, sich zu ereifern, Alles sei jetzt gut 
und in O rdnung.

M ag  aber der Nutzen, welcher den Herzogthürnern au s  dem 
Notenkampf erwächst, unm ittelbar auch noch so geringe sein, m it­
telbar führt derselbe dem Z iele, der Auflösung des Gesamm tstaats 
näher. S o  viel w ir wissen, ist dies auch die vorherrschende A n­
sicht in S ch lesw ig -H o lste in , wo nachgerade für Illusionen  kein 
rechter Boden mehr zu finden ist. D ie  Transalbingischen Deutschen 
werden aber deshalb nicht ermüden im S tre i t ,  werden jede G elegen­
heit, auch die kleinste, welche der Notenkampf ihnen darbieten sollte, 
ergreifen, um in F orm en , welche den Umständen nach zu ermessen 
sind, die Unmöglichkeit des Gesammtstaats barzuthun.



II.

9 3 o r  anderthalb Jahrzehenden tauchte gleichzeitig mit der S ch le s­
wig-Holsteinischen F rage eine andere am politischen H orizonte 
E u ro p as  auf, die Skandinavische, welche aber erst in neuester Zeit 
au s  M orgenträum en und Abendnebeln emporgestiegen ist und u n ­
ter der Betheiligung des Schwedisch-Norwegischen K önigshauses 
scharf begränzte Form en und praktische B edeutung gewonnen hat. 
D ie Gleichzeitigkeit dieser Erscheinungen ist keine zufällige.

D ie  völkerrechtlichen B undesverträge zwischen den S ta a te n  
D änemark und S ch lesw ig -H o lste in  aus den Jah ren  1533 und 
1623 legten es dem staatsmännischen Geiste Uwe Lornsen's 
nahe, in  seinen Vorschlägen zur R egulirung des künftigen V erhält­
nisses zwischen dem Königreich und den H erzog tüm ern  auf die 
zwischen Schweden und Norwegen bestehende Union nach deren 
wesentlichem I n h a l t  Bezug zu nehmen. E r durfte sich bei Ab­
fassung seines Buches noch der E rw artung  hingeben, daß die 
D än en  einsichtig genug sein w ü rd en , den G ew inn zu begreifen, 
den ihnen eine U nion der beiden S taa ten  auch für den Fall ge­
w ähren w ürde, daß nach dem, schon dam als wahrscheinlich nicht 
fernen, Aussterben des M annsstam m es der älteren Königlichen 
Linie des Oldenburgischen H auses die Cognaten dieser Linie suc- 
cedirten, während in  den H erzog tü m ern  der M annsstam m  der 
jüngeren Königlichen Linie zur Thronfolge berufen sein würde. 
Diese Idee eines B u nd es oder einer Union scharf gegen einander
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abgegränzter selbstständiger S taa tsw esen  w ar offenbar die allein 
gesunde, um  die thatsächlich unklar gewordenen Verhältnisse in  der 
Dänischen M onarchie zu ordnen, um bei der au f die D au er nicht 
abzuwendenden E inführung constitutioneller R egierungsform en in 
D änemark und S ch lesw ig-H olste in  das für beide Theile gleich 
große Unglück des Gesammtstaats zu vermeiden, welcher n u r nach 
U nterwerfung des einen oder des anderen möglich werden konnte 
und daraus nach krampfhaften Erschütterungen der Auflösung ver­
fallen mußte. M a n  wollte in den H erz o g tü m ern  au f der B asis 
des rechtlich Bestehenden eine ehrliche U nion mit Dänem ark 
schließen, welche beiden Theilen greifbare Vortheile bringen und 
zugleich die höhere politische Bedeutung haben sollte, ein B inde­
glied zwischen Deutschland und den Skandinavischen Reichen zu 
bilden, die beiderseits durch die Verwandtschaft ihrer Völker, durch 
die Gleichheit ihrer Culturinteressen, durch das Ine inandergreifen  
ihrer Verkehrsbeziehungen und durch die gemeinschaftliche G efahr, 
mit welcher der S lav iö m u s sie dauernd bedroht, m ithin durch die 
stärksten M otive au f einander angewiesen sind. Nachdem in 
Schlesw ig-H olstein  und Dänemark nach E inführung  von P ro -  
vinzialständen zuerst im Jah re  1836 formell berechtigte O rg an e  
des Volkes zu W ort gekommen w aren , und besonders a ls  nach 
A blauf der ersten sechsjährigen W ahlperiode die S tändeversam m ­
lungen der H erzog tü m er, durch neue K räfte verstärkt, au f H e r­
stellung eines verfassungsmäßigen Zustandes mit größerer Energie 
drangen, ward es zur überzeugenden Gew ißheit, w as  freilich bald 
nach Lornsen's Auftreten kaum noch zweifelhaft sein konnte, daß 
die D änen  von Verfassungsrechten und Selbstständigkeit der H er­
zo g tü m er sowie von einer darauf gegründeten U nion nichts 
wissen w ollten, daß sie sich dem verhängnisvollen W ahne h in ­
geben, zur Herrschaft über S ch lesw ig-H olste in  berufen zu sein 
und mit Hülfe des K önigs dieser Herrschaft in konstitutionellen 
Formen einen legalen Ausdruck geben zu können. E s  w ar ferner 
verhängnisvoll, daß Christian VIII. in nationa l-D än ischer V er­
blendung, um den bisherigen Compler der zu seiner M onarchie 
gehörenden S ta a te n  seiner näheren Fam ilie zu erhalten , n u r zu
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bereitwillig auf diese Ideen  einging, a ls  K önig von D änem arl 
die Pflichten des Herzogs von S ch lesw ig-H o lste in  vergaß. B on 
diesem Augenblick an w ar eine friedliche Verständigung zwischen 
den beiden Theilen der Monarchie unmöglich, u n d , sowie die 
Gegensätze immer schroffer und feindseliger hervortra ten , konnten 
nur noch Diejenigen von Versöhnung sprechen, welche die B e ­
wegung in den H erzog tüm ern  einzelnen Agitatoren zuschrieben 
und denen Versöhnung gleichbedeutend w ar mit Unterwerfung des 
Schleswig-Holsteinischen Landes.

D ie  D änen  nahmen in dein ersten S tad iu m  des S tre ite s  
freilich die M iene a n , a ls w enn sie n u r gegen die rebellischer 
Schlesw ig-H olsteiner feindselig gestimmt w ären, gegen die übriger. 
Deutschen aber keine Abneigung hegten, und sie denuncirten mit 
der ihnen eigenthümlichen ra b ie s  a c c u sa n d i die ersteren bei der 
letzteren a ls  Menschen, welche Deutschlands unw ürdig w ären 
A ls sie sich überzeugten, daß diese Taktik nicht zum Ziele führte, 
a ls die Deutsche Wissenschaft das Recht der Herzogthümer aner­
kannte und die öffentliche M einung  in Deutschland entschieden für 
diese P a rte i nahm , kam die wahre S tim m ung  der D änen  gegen 
ihre S tam m esvettern  unverhohlen zum Vorschein. Diese Leiden­
schaftlichkeit beruht aber nicht ausschließlich auf politischen G rü n ­
den a u s  jüngster Z eit; w ir können darüber hier nu r Andeutungen 
geben. N ur die Jnseldänen mit A usnahm e der in  späterer Zeit 
mit deutschen Elementen stark zersetzten B ew ohner der Hauptstadt 
gehören unvermischt dem Skandinavischen S tam m e a n ; die Jü len  
sind, vielleicht mit A usnahm e der B ew ohner der nordöstlichen 
Spitze der Cimbrischen H alb insel, ein D eutsch-D änisches Misch­
volk, welches a ls solches auch unschwer zu erkennen ist. Nach 
der großen Entvölkerung der ursprünglich in ihrem ganzen Um­
fange von Deutschen S täm m en bewohnten H albinsel in Folge der 
A usw anderungen nach E ng land , w aren Skandinaven  von den 
In se ln  und Schonen her vorgerückt und hatten sich mit den zu­
rückgebliebenen Deutschen vermischt. D en In su lan e rn  und nam ent­
lich den K openhagenern, welche in allen D ingen  den Ton a n ­
geben, ist es sehr schmerzlich, baß das reine D änen thum  au dem
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kleinen B elt seine Gränze findet, daß die blondhaarigen Ju te n  ein 
so Deutsches Gepräge tragen, und anstatt sich mit Resignation in  
das Gegebene zu finden, kamen sie au f den Gedanken, durch künst­
liche S tärkung  deö rein Dänischen in der V olksindividualität 
sich von der Deutschen Beimischung gänzlich zu »befreien, und dem 
freilich sehr langsam vom S ü d en  her wieder vordringenden Deutsch­
nationalen Elemente ein Ziel zu setzen. D aß  sie bei diesem mit 
immer fieberhafterer H ast betriebenen E rorcism us in leidenschaft­
liche Berstimmung gegen die Deutschen verfielen, ist n u r zu n a ­
türlich. S ie  müssen sich ferner gestehen, daß nicht allein die D ä ­
nische S prache, sondern auch die Dänische L itteratur, die wissen­
schaftliche und die schöngeistige, eine Tochter der Deutschen ist; seit 
dem B eginn unserer großen Litteraturperiode haben die D änen  
jede Bew egung, jede W andlung derselben mitgemacht; n u r in der 
B ehandlung des Alt-Nordischen sind sie selbstständig, mtd ihr 
einziger wirklich nationaler Dichter ist Helberg. E s  würde sehr 
ungerecht sein, ihnen d araus einen V orw urf zu machen; kleine 
N ationen sind dazu berufen, in der S ph äre  der geistigen E n t­
wickelung den B ahnen  der größeren zu folgen, und die D änen  
haben in  vielen Fächern mit einer ihnen eigenthümlichen Bew eg­
lichkeit und Receptionskraft au s  Deutschen Culturquellen geschöpft. 
S ie  sind aber zu eitel, um nicht an einer solchen untergeordneten 
S te llun g  schwer zu tragen, um nicht den lebhaften Wunsch zu 
hegen, sich vor der W elt a ls von dem Einfluß deö Deutschen 
Geistes unabhängig zu zeigen. Allerdings giebt es einige her­
vorragende wissenschaftliche M änn er unter ihnen, die bei aller Le­
bendigkeit des S treb e n d , eine möglichst selbständige Dänische B il­
dung und Litteratur zu schaffen, sehr wohl begreifen, daß es 
Thorheit ist und dem Dänischen Volke selbst zum größten Nach­
theile gereichen m uß, sich von dem Uebergewicht der Deutschen 
C ultur befreien zu w ollen; aber das Volk im G anzen ist durch 
seine S tim m führer, die Alles überschreien, in eine häufig an 's  
Komische streifende Verstimmung und Auflehnung gegen Deutsche 
Sprache und Litteratur und deren Träger gerathen. Diese Rich­
tung hat denn in dem G an g  der politischen Ereignisse reichliche

/
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Unterstützung gefunden und ist neuerdings auf die gefährlichsten 
Abwege gerathen.

I m  verwichenen Jahrhundert hatte der Einfluß des H o fs  
und Deutscher S taa tsm ä n n er dem Deutschen Element in  K open­
hagen mit einer gewissen Gewaltsamkeit auch in politischer und ge­
sellschaftlicher Beziehung das Uebergewicht verschafft. Nach dem 
S turze  S truensee 's trat eine natürliche R eaction gegen das Deutsche 
e in ; a ls  es aber mit dem Reich Deutscher N ation  zu Ende ging, 
a ls  Frankreich und Rußland den R eichsdeputations-H auptschluß 
dictirten, als die S tif tu n g  des R heinbundes das politische und 
volksthümliche Deutschland in  den Augen des A uslandes ver­
schwinden ließ, gingen die D änen  angreifend zu Werke und dach­
ten n u r noch an ein Dänemark bis zur Elbe. M a n  versuchte 
nach der Auflösung des Reichs Holstein in Dänemark zu incor- 
poriren, die Deutsche Canzlei in  Kopenhagen erhielt den N am en 
der Schleswig-Holsteinischen, später der Schlesw ig-H olstein-Lauen- 
burgischen, und bei der Anwesenheit des H ofs in Kiel sprach sich 
der Dänische Professor Hoegh - Guldberg in  akademischen Reden 
und in Schriften dahin a u s :  die Herzogthümer w ären Provinzen 
D änem arks und dieses das H aup tland ; diese Länder, unter e i n e m  
Scepter vereinigt, sollten ein G anzes bilden, w as ohne Sprach- 
einheit nicht möglich sei; alle S ch lesw ig-H olsteiner sollten D ä ­
nen werden und Dänisch lernen; doch sei es nicht nothw endig, 
daß dieselben das Deutsche ganz ablegten und die Dänische Sprache 
allein behielten. Amtscandidaten in den Herzogthümern, so ward 
verfügt, sollten bei Bew erbungen Bescheinigungen über ihre K ennt­
niß der Dänischen Sprache beibringen, nach der allgemeinen 
Schulordnung von 1814 sollte in  den G elehrten- und höheren 
Bürgerschulen Unterricht in der Dänischen Sprache ertheilt wer­
den. Nach dem großen Kriege bis zum Jah re  1830 machten die 
Danisirungsversuche keine weiteren Fortschritte; die D än en  waren 
nach diesem K riege, au s  dem sie mit dem Verluste Norwegens 
und gänzlicher Zerrüttung der Finanzen hervorgegangen, auss 
Aeußerste erschöpft; König Friedrich V I . ,  ein beschränkter, aber 
billig denkender M ann , wollte Ruhe in seinen S ta a te n  und war
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weiteren Uebergriffen des D änen thum s gegen seine Deutschen U n­
terthanen nicht geneigt. D ie große Bewegung welche die J u l i ­
revolution in E uropa verbreitete, theilte sich auch den Schleswig- 
Holsteinern und D ä n e n  mit; das Auftreten Lornsen's brachte ihre 
gegenseitige S tellung  zur völligen Klarheit;  von diesem Augen­
blick an entwickelte sich bei den letzteren die ganze fanatische Feind­
schaft gegen die ersteren, und als diese in Deutschland lebhafte 
Unterstützung fanden, und die Versuche der D ä n e n ,  die Schles­
wig-Holsteiner zu isoliren, ohne Erfolg blieben, loderte die seit 
lange genährte Verstimmung gegen die Deutschen in die helle 
Flamme nationalen Hasses aus. W ir  haben darüber in der 
Schrift vom verwichenen Jah re  ausführlicher gehandelt.

Z u r  Zeit der Freiheitskriege w ar die S t im m ung  der tonan­
gebenden Deutschen S ta a tsm ä n n e r  keineswegs Dänemark gewo­
gen ; man erinnert sich der bekannten Worte des Grafen Münster. 
E s  gelang jedoch Friedrich VI. auf dem Wiener Congreß, die 
Großmächte günstig für sich zu stimmen und die nahe Gefahr 
verschwand. Bundeöacte und Wiener Schlußacte mußten überdies 
die D än en  überzeugen, daß sie von dem Deutschen Staatenbunde 
in seiner nunmehrigen Verfassung im In n e rn  und nach außen 
nichts zu fürchten hatten. S e i t  dem Ja h re  1830 jedoch fing die 
Deutsche Nachbarschaft a n ,  ihnen unheimlich zu werden, und so­
wie die Schleswig-Holsteinische Sache bestimmtere Formen an ­
nahm und von der wieder auftauchenden öffentlichen M einung  
in Deutschland als eine nationale behandelt w ard , als es den 
Anschein gewann, daß künftig nicht allein von Deutschen B u n ­
desstaaten, sondern auch von einem Deutschen Volke die Rede 
sein werde, welches sich zur Vertretung von Deutschen National­
interessen berufen halten mußte, schlug die Furcht vor Deutschland 
neben dem H aß  gegen dasselbe seinen Wohnsitz in Dänischen 
Herzen auf. E s  handelte sich nicht mehr allein darum, die D ä ­
nische Nationalität gegen das Vordringen des Deutschthumö auf 
der Eimbrischen Halbinsel mit W all  und Graben zu umgeben, 
die Dänische Sprache und Cultur gegen die Macht höherer D eu t­
scher Bildung zu schützen, es schien die politische Selbstständigkeit
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durch Deutschland gefährdet. D ie  Dänischen Stim mführer wußten 
außerdem die öffentlichen Zustände in Deutschland nicht ohne G e ­
schick zu benutzen, um diesem H aß  und dieser Angst neue N ahrung  
zu geben; sie malten in grellen Farben ein Bild der Dänischen 
Zukunft, falls Dänemark durch eine Union mit S c h le s w ig -H o l ­
stein in ein näheres Verhältniß zu Deutschland kommen, mit der 
Ehre ,  den Deutschen Admiralstaat zu bilden, das Kreuz auf sich 
nehmen müßte, unter dem Druck deS Deutschen Polizeiregiments 
zu schmachten, anstatt einer freien Dänischen Zukunft entgegenzu­
gehen. D aß  ihre Furcht aber zum großen Theile darauf beruhte, 
baß das Deutsche Volk einen Anlauf genommen, eine würdigere 
Eristenz im In n e r n  seines Gemeinwesens und zugleich den ihm 
gebührenden Antheil an der Leitung der Dinge dieser Welt zu ge­
winnen, verschwiegen sie natürlich.

Diese Gemüthsverfassung, in der sich das Dänische Volk dem 
Deutschthum gegenüber befand, welches langsam aber stetig dem 
in alter Zeit vorgedrungenen D änenthum  wieder Terrain abge­
w in n t ,  der Deutschen Sprache und Litteratur gegenüber, deren 
überwältigenden Einfluß fern zu halten die D än en  fieberhaft aber 
vergeblich sich abmühen, dem öffentlichen Geist des Deutschen 
Volkes gegenüber, welches aus  langem Schlaf zu erwachen schien 
mit neuem politischen Bildungstrieb und neuen Ansprüchen an 
den bisher versagten Genuß der Theilnahme an der Mitregierung 
in E uropa , welches die Schleswig-Holsteinische Sache für eine 
Sache des Deutschen Interesses und der Deutschen Ehre erklärte: 
diese aus  H aß  und Furcht, au s  Selbsterhaltungstrieb und Selbst­
überschätzung zusammengesetzte Geinüthsverfassung war die M utter 
der Skandinavischen Idee. Diese Ide e ,  zu deren Verwirklichung 
sich 1843 die Skandinavische Gesellschaft in Kopenhagen bildete, 
ist allein von Dänemark ausgegangen und, sofern sie in politische 
Gebiete hinübergreift, eine fast ausschließlich Dänische geblieben, 
bis in allerneueftcr Zeit das Schwedisch - Norwegische Königshaus 
dieselbe für die Erweiterung seiner dynastischen Machtstellung und 
zur Vergrößerung Schwedens auszubeuten begonnen hat.

Die Skandinavisten in Dänemark behaupten zunächst die Ern-
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heit der Nordischen Nationalität bei den Schweden, Norwegern 
und D ä n e n ,  die daraus  fließende Einheit der Nordischen Sprache 
und Litteratur, welche nur  in leisen Nüancirungen verschieden sein 
sollen. D ie Verwandtschaft ist so wenig zu läugnen, als die 
Verwandtschaft der S p a n ie r  und Portugiesen, die Einheit oder 
Gleichheit ist aber eine Erdichtung. D a  wir es nur mit der po­
litischen Seite  der Skandinavischen Idee zu thun haben, so liegt 
es unserem Zwecke fern, u ns  hier mit einer eingehenden Unter­
suchung über Nordische N ationalität,  Sprache und Litteratur zu 
beschäftigen; wir können aber doch nicht unterlassen, u ns  auf das 
Zeugniß einiger M ä n n e r  unter vielen zu berufen, denen Niemand 
es absprechen kann, Sachkunde und Urtheil in Betreff dieser Dinge 
zu besitzen. D er  jüngst verstorbene Bibliothekar und Professor der 
Litteraturgeschichte an der Kopenhagener Universität, C. M o lb e c h ,  
einer der geachtetsten unter den wissenschaftlichen M ännern  seines 
Vaterlandes, der für die stammverwandten Schweden die wärmste 
Liebe hegte und in deren Lande bei den ausgezeichnetsten M ä n ­
nern die herzlichste Aufnahme gefunden hatte , weist es nach, daß
bei den drei Skandinavischen Völkern —  wenn man auch den
D änen  diesen Namen geben will —  sich die größten und schwer 
in’s  Gewicht fallende Stammesunterschiede in Geist und Charakter, 
in häuslichen und wirthschaftllchen Verhältnissen, in kirchlichen 
und S ta a ts -E in r ic h tu n g e n  finden, daß die Dänisch-Norwegische 
Sprache allerdings, trotz der grammatisch geschiedenen Sprachsor- 
men, der Schwedischen nahe verwandt ist, insofern sie beide auch 
aus  alt-Nordischer Q uelle  geschöpft haben, daß aber die Deutsche 
Sprache einen viel größeren Einfluß aus die Dänische, die Franzö­
sische dagegen einen nicht unerheblichen Einfluß auf die Schwe­
dische ausgeübt hat;  daß die Litteraturen der D änen  und der
Schweden —  von einer speciell Norwegischen war bisher wenig 
die Rede —  sich unabhängig von einander, die Dänische an der 
H and der Deutschen entwickelt haben und bisher einander fast
völlig fremd geblieben sind. Molbech erwartet von einer Annähe­
rung der Skandinavischen Völker eine Erweiterung des geistigen 
Gesichtskreises Aller, eine tiefer gehende und ausgiebigere Pflege
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der Wissenschaften und Künste mit höheren Zielen, eine Veredlung 
des Volkscharakters nach Beseitigung des alten Verwandtenhasseö. 
E r  erklärt sich aber für den entschiedensten Gegner des Skandina-  
v is m u s ,  welcher etwas Anderes als eine solche Annäherung be­
zweckt, gegen jede gewaltsame Umbildung und Verfälschung der 
Dänischen Sprache durch die Schwedische, nennt die in Kopen­
hagen zur Schau getragene Schwärmerei für die Schwedische Lit­
teratur, von welcher bisher nur Wenige in Dänemark die geringste 
Notiz genommen, lächerlich und unwürdig. D ie Dänische Nation  
müsse so viel Selbstachtung und Selbstvertrauen haben, daß sie 
sich nicht in der Angst vor der ihr angeblich von Deutschland aus  
drohenden Vernichtung ans Gnade und Ungnade den Schweden 
in die Arme werfe * ). Schon im Jah re  1812 hatte Molbech 
sich längere Zeit in Schweden aufgehalten und im Jah re  1844, 
als die Skandinavische Frage noch nicht in der jetzigen leiden­
schaftlichen Weise zur Parteifrage geworden w ar,  sagte er in sei­
ner Zugabe zu der Skandinavischen Einheit: „E ine  nationale 
Einheit zwischen den drei Skandinavischen Nationen bleibt ein 
Hirngespinnst, wenn sie inehr sein will als eine Art Dreieinigkeit 

oder eine solche Einigkeit zwischen drei Volksschlägen, welche wirk­
lich im Bewußtsein der ursprünglichen Verwandtschaft jede Spur- 
alten A rgw ohns, alter Mißverständnisse und Antipathien a u s ­
löschte." —  „Einer natürlichen Entwicklung freundlichen und brü­
derlichen Verhaltens habe ich in'ö dreißigste J a h r  folgen können; 
bei Niemanden kann der Wunsch lebendiger sein a ls  bei mir, daß 
niemals eine falsche Politik von der einen oder der anderen Seite, 
so wenig a ls  irgend eine äußere Agitation oder sonstiges künst­
liches Gährungömittel die innere ruhige Naturentwicklung hindern 
oder stören möge. DeSungeachtet hat sich bei so lange fortgesetzt

*) Lund, U psala und Stockholm  im S om m er 1842. Etliche B lä tter  aus 
einem Tagebuch m it einer Zugabe über die Skandinavische E inheit von C. 
M olbech. A u s dem Dänischen übersetzt von Ludwig E la r u s . M ainz 1846.

D en skandinaviske Eenhedstanke, som den har väret og som den er i N o r­
dens tre N iger . E n n a t io n a l-politisk B etrag tn in g  a f C . M olbech. Kiöben- 
havn 1857.
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ten, so ausgebreiteten und so vertraulichen Verbindungen mit einer 
großen Anzahl Schweden von allen S tänden , so daß ich mich des 
Vortheils rühmen kann, in Schweden ein Ausländer, aber kein 
Fremdling zu sein, das Gefühl und Bewußtsein einer gesonderten 
Nationali tä t  bei beiden verwandten Völkern niemals schwächen 
und abstumpfen wollen. Ich habe mich auch davon überzeugen 
können, daß mit der Grundveränderung, welche wir in den poli­
tischen Verhältnissen des Nordens erlebt haben, und wodurch eine 
Trennung  und neue Vereinigung der Skandinavischen Reiche her­
beigeführt ward, die nationale Dreigeschiedenheit in sich selbst mehr 
hervorgetreten ist." —  „D er Skandinavische Charakter des N or­
dens hat noch am Meisten von seiner Ursprünglichkeit, abgeschlos­
senen S trenge  und unvermischten Eigenthümlichkeit in Norwegen. 
I n  Schweden ist der Uebergang zu milderen und modificirten 
Formen bereits eingetreten. I n  Dänemark ist derselbe noch weit 
erkennbarer, und w as  wir dabei beklagen müssen —  wenn Klagen 
über den historischen G a n g  in der Entwicklung der Nationen nicht 
unnütz sind —  würde wohl das sein, daß, während wir beinahe 
dreihundert Jah re  lang einen großen Theil unserer neueren Sprach- 
bildung und der Entwicklung unserer Litteratur von einem der 
Germanischen Sprachstämme entlehnt und in unsere ganze intellek­
tuelle Cultur übergepflanzt haben, wir u ns  dagegen zu sehr von 
der anderen Hauptwurzel entfernt haben, mit deren nationalen 
S ä f te n  der wirkliche O rg a n is m u s  unseres Volks eine noch nähere 
Verwandtschaft hat." D ie  Unbefangenheit Molbech's in dieser 
Richtung verdient große Anerkennung; in der S ch le sw ig -H o l­
steinischen Frage ist er mit O e r s t e d  und anderen Antiskandina- 
visten und Gesammtstaatsmännern verblendet wie die ganze N a ­
tion , wenngleich der urbane M a n n  sich nie verläugnet. I m  
Verhältniß zu dem Deutschen Einheitsstreben weist Molbech mit 
Recht auf den großen Unterschied hin, daß Deutschland seit länger 
a ls  drei Jahrhunderten  eine gemeinschaftliche Schriftsprache und 
eine gemeinschaftliche Litteratur hat, daß der Skandinavische N or­
den fast eben so früh in drei Völkergesellschaften und drei Reiche 
getheilt, a ls  das Deutsche Reich zur Einheit verbunden war.
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W ir machen ferner aufmerksam auf eine Schrift des bekann­
ten Professors M u n c h  in Christiania über S k a n d in a v is m u s ,  in 
welcher die ganze Energie zum Vorschein kommt, mit welcber die 
große Mehrzahl der Norweger sich gegen die von den D ä n e n  er­
fundene Skandinavische Idee stemmt * ) .  Munch betrachtet die 
Dänische Agitation gegen Deutsche Sprache und Litteratur als 
eine unnatürliche, künstliche, verschrobene. „Schon die Vereinigung 
mit Deutschen Provinzen," sagt er, „welche die Nation  als  wirk­
liche Staatötheile ansah, bewirkte eine Hinneigung zum Deutschen. 
D a s  Königshaus w ar Deutsch und sprach oft Deutsch; die vor­
nehmsten Familien waren Deutsch und selbst in der Bürgerclaffe 
gab es Wenige, die nicht mit Deutschen Familien verzweigt waren. 
D ie Deutsche Sprache w ar angesehen und verbreitet; w a s  in 
Schleswig noch jetzt geschieht, daß selbst die Dänischredenden D e u t ­
scher Bildung nachgehen, galt damals von ganz Dänemark. Aller­
dings veredelten die besseren Schriftsteller ihre eigne Sprache, doch 
ohne dabei eigentlich an eine Verdrängung des Deutschen E le­
ments zu denken. B a g g e s e n  war Deutsch wie Dänisch, und bei 
O e h l e n s c h l ä g e r  ist es schwer zu sagen, ob sein Deutsch mehr 
D an ism en  hat,  als sein Dänisch Germ anismen. E in  Correctiv 
gegen die natürlich zunehmende Verdeutschung der Sprache lag in 
der Einwirkung von Norwegen her, wo das Deutsche nicht so 
gekannt und geachtet war und die Sprache daher ein reineres 
Nordisches Gepräge bewahrte. S e i t  der Scheidung hörte diese 
Einwirkung aus." —  „D er Krieg, den die nationale Opposition 
gegen das Deutsche begann, konnte mithin nur  eine künstliche, 
verschrobene Sympathie gewinnen. D er  gesunde S i n n  der N a ­
tion konnte das Gewicht des Deutschen Elements im S ta a te  und 
Volke, welches so tief Wurzel gefaßt hatte, unmöglich verläugnen. 
D ie Nation mußte jenen Krieg als gegen sich selbst gerichtet, als 
einen Selbstvernichtungöproceß ansehen." S e h r  richtig sagt Munch

*) P .  A . Munch über S k a nd in av ism u S . F rei übertragen m it E inleitung  
von C . Derking Holm feld. Kopenhagen 1857 .
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ferner: „Kopenhagen behauptete sick" —  auch n a *  Auflösung bor 
Calmarischen Union — „als  Foeus ber Ellipse von ber Elbe zum 
Nordcap. Hier würbe der Sitz ber Nordischen Schriftgelehrtheit, 
ber B ew a hru ng ,  H erausgabe und Benutzung der alten Schriften, 
und diese Benutzung hatte die Verherrlichung Danemarks zum 
Zweck. Die Bedeutung des ganzen Nordens erhielt also einen 
künstlichen, erschlichenen Schwerpunkt. M a n  führte, w as  den A n­
deren angehörte, so anhaltend und andauernd zurück auf D ä n e ­
mark, daß man die selbstgemachte Fabel endlich selbst für wahr 
hielt. S o g a r  die Deutsche Regierung coquettirte mit dieser apar­
ten Nordischen Eigenthümlichkeit. D e n  Blick aus Norwegen und 
I s l a n d  gerichtet, merkte man selbst kaum, wie Deutsch man gewor­
den war, und suchte den Schwerpunkt des Nordens in Dänemark, 
wo er gar nicht lag. W ie die Franzosen sich die ganze Geschichte 
des Römischen Kaiserreichs der (Karolinger aneignen, so stellte sich 
Dänemark dem eignen Blicke dar als das Hauptland im Norden. 
M a n  untersuchte nicht mehr, man glaubte und postulirte. Diesen 
falschen Vorstellungen gegenüber offenbarte sich der wahre Zustand, 
die Halb-Deutsche Beschaffenheit des Landes, mit grellen Farben. 
S t a t t  die Sache zu nehmen, wie sie war, statt sie sich wenigstens 
historisch zu erklären, faßte man sie so auf, a ls  ob Deutschland 
auf einmal durch Anmaßung die Dänische Nationalität mit Ver­
nichtung bedrohe. M a n  verkannte die wahre Sachlage und ver­
darb es mit der Nation, an  welche man nun einmal sich geknüpft 
fan d , und klammerte sich fest an die entgleitenden Trümmer der 
Nordischen N a tu r ,  die in Dänemark längst zu Grunde gegangen 
war." E s  geht hieraus zur Genüge hervor, wie Munch über 
Nationalität,  Sprache und Litteratur des „Mischvolks" denkt; er 
stellt ferner Betrachtungen über die D än en  an, welche für sie we­
nig erbaulich sind, und verläugnet nicht die tiefe Abneigung des 
Norwegers gegen dieselben, welche sein Nordisches Vaterland 
Jahrhunderte lang als P rov inz zurückgesetzt und ausgebeutet, mit 
Dänischen Beamten beglückt haben, ganz in ähnlicher Weise, wie 
sie es in ihrer eiteln Ueberhebnng. jetzt noch mit den Deutschen 
H erzog tüm ern  machen.
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D aß man in Schweden, wenngleich mit geringerer Heftigkeit 
und Derbheit, aber mit noch größerem Selbstgefühl die von den 
Dänischen Skandinavisten behauptete Einheit des N ordens in 
Nationalität, Sprache und Litteratur zurückweist, ist, auch abge­
sehen von dem Zeugniß Molbech's, bekannt genug. D a ß  die I d e a ­
lität dieses Gedankens die akademische Jugend  der drei Reiche zu 
begeisterten Reden, zu lauten und prahlenden O v a tion en  hinriß, 
kann füglich D en  nicht in Verwunderung setzen, welcher sich ver­
gegenwärtigt, wie schnell sich unter dem Einfluß festlichen Ju b e ls  
die Jugend entzündet, und wie leicht es den Dänischen W o r t­
führern auf solchen Versammlungen werden mußte, das so n a tü r­
liche und berechtigte S treben  nahe verwandter Völker nach einer 
fruchtbringenden geistigen Verbrüderung, unter poetischer H in w e i­
sung auf das ahndungsvolle Dunkel der gemeinschaftlichen N or­
dischen Götterwelt und Heldenzeit zu einer unklaren und schiefen 
Auffassung des geschichtlich Entwickelten und gegenwärtig V o rhan ­
denen zu führen. E s  ist ferner gewiß nur zu loben, wenn die 
Naturforscher der drei Reiche auf einem wissenschaftlichen Gebiete, 
welches so universell, so wenig national und politisch ist als die 
N atur  selbst, in Vereinen und aus Zusammenkünften sich in ihren 
verwandten Sprachen über wissenschaftliche Ausgaben zu verstän­
digen, gewinnbringende persönliche Bekanntschaften anzuknüpfen 
und zu erneuern suchen. M ögen auch bei solchen Versammlungen 
der Meister und Jünger  der Wissenschaft, welche von den D ä n i ­
schen Skandinavisten seit Jah ren  in der Tha t für politische Zwecke 
veranstaltet sind, einzelne Schweden und Norweger ernstlich au f  
die Dänischen Unionsideen eingegangen sein, erst im verwichnen 
J a h r  haben diese Zusammenkünfte durch das Bernadottesche K ö­
nigshaus eine bestimmte politische Bedeutung erlangt.

Die S ta d t  Kopenhagen ist der Heerd der Skandinavischen 
Id e e ,  besonders in ihrer Beziehung aus die Politik , jene S tad t ,  
die Angesichts der mehr und mehr hervortretenden Nothwendigkeit, 
von der Höhe ihrer künstlichen Bedeutung auf ein bescheideneres 
M aß  von Ansehn und Einfluß herabzusteigen, die größten und 
wahrscheinlich letzten Anstrengungen macht, die, wie sie meint, ton­
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angebende Hauptstadt des N ordens zu bleiben. M a n  erinnert 
sich, daß nach der Auflösung der Calmarischen Union Norwegen 
und ein bedeutender und fruchtbarer Theil Schwedens in dem 
alten Götareich unter dem Oldenburgischen K önigshaus  bei D ä n e ­
mark blieben. I n  der Hauptstadt concentrirte sich die Regierung 
dieser Länder, und da die Dänischen Könige als Herzöge von 
Schleswig-Holstein zugleich Mitregenten des letzteren waren, wuch­
sen der S ta d t  au s  demselben nicht unerhebliche Deutsche Kräfte 
zu. D ie D än en  sind von jeher dafür berufen gewesen, daß sie 
ihre Herrschaft über andere Länder mit unmäßiger Selbstsucht zum 
eignen Nutzen und zum Privatvorthe il  der Einzelnen ausgebeutet 
haben. Namentlich w ar  es schon zur Zeit der Calmarischen Union 
eine beständige Klage der Schweden und Norweger, daß ihre 
Länder mit Dänischen S taa tsd ie ne rn ,  welche man damals haupt­
sächlich aus dem Dänischen Adel n ahm , überschwemmt würden. 
Nachdem die Adelsherrschaft gestürzt und die K openhagens B e ­
völkerung nach ihrer tapferen H altung  gegen die Schweden unter 
Carl X. und ihrem königsfreundlichen Benehmen zur Zeit der D ä ­
nischen Revolution von 1660 mit Privilegien überhäuft und ge­
wissermaßen an die S telle  des Adels getreten w ar ,  wurden die 
K openhagens  auch vorzugsweise im S taatsdienst verwandt, w as  
natürlich dazu beitrug, der S ta d t  und ihren Bewohnern eine weit 
über die natürlichen Gränzen der Hauptstadt eines kleinen Reichs 
zukommende Bedeutung zu geben, und zugleich die Privatinteressen 
zahlreicher und angesehener Familien in derselben an die Fort­
dauer der Verbindung außer-Dänischer Länder mit der Krone 
Dänemarks auf das Engste zu knüpfen. E s  läßt sich nicht läug- 
nen, daß die Kopenhagener mit Rührigkeit und Geschick es ver­
standen haben, m  der W elt  die S te l lung  zu behaupten, als be­
wohnten sie die Hauptstadt des N o rden s ,  und je mehr ihrem 
Nationalcharakter durch die stete B erührung mit Deutschen, unter 
dem Einfluß der Deutschen Cultur das Altnordische entglitt, sich 
durch die Pflege der Nordischen Alterthümer und der Nordischen 
Geschichte a ls  die H üter  und Bewahrer des Nordischen Geistes 
darzustellen. M a n  muß es auch einräum en, daß sie bis in die

Be se ler.  Zur SchleSw.-Hvlst. Sache. 5
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neuere Zeit, eben weil sie sich die W affen  der Deutschen Geistes­
bildung angeeignet hatten, den Norwegern und Schweden auf 
dem Felde der Litteratur überlegen waren. Dabei kam es ihnen 
wesentlich zu Hülfe, daß, während besonders nach E inführung  der 
unbeschränkten Königsgewalt die ganze geistige Blüthe und poli­
tische Bedeutung der Nation sich in  Kopenhagen zusammenfand, 
und während aus  Norwegen, a ls  einer in jeder Beziehung unter­
geordneten P rov inz ,  alle Kräfte in  die Hauptstadt und an  die 
Kopenhagener Universität gezogen wurden, in Schweden der Volkö- 
geist einer solchen Centralisation durchaus widersprach, daß, w äh ­
rend Kopenhagen für Dänemark und Norwegen K le in -P a ris  war, 
Stockholm niemals eine ähnliche Bedeutung für Schweden erlangen 
konnte. D ie Schweden sind, wie in so vielen anderen weltlichen 
und geistlichen Dingen, auch darin den Engländern zu vergleichen, 
daß sie die Hauptstadt nicht a ls  die sublimirte Vertreterin des 
Reichs betrachten; sie haben zu viel persönliche Abgeschlossenheit 
und provinziellen Ind iv idualism us, zu viel Anhänglichkeit an F a ­
milie, G eburtsort ,  S i t te n  und Gebräuche der H eim ath, als daß 
sie dies Alles in der Bewunderung der Hauptstadt verlieren soll­
ten. Schweden ist eben so sehr und vielleicht noch mehr in den 
Bauerhäusern von Dalekarlien zu finden, in den Herrenhäusern 
am M ä la r  und in Schonen, in den Geschäftsgewölben von G o ­
thenburg als in Stockholm. Dänemark hat ferner nur Eine U n i­
versität und zwar in der Hauptstadt —  erst 1811 dachte m an ernstlich 
an  die G ründung  einer solchen in  Christiania —  Schweden d a ­
gegen zwei Universitäten in kleinen S täd ten , in Upsala und Lund, 
die zum S egen  des Landes dazu beigetragen haben, die Wissen­
schaft vor höfischen Einflüssen, die M ä n n e r  der Wissenschaft davor 
zu bewahren, sich wie in Kopenhagen in den S taatsdienst und  
zur Ausübung  politischen Einflusses zu drängen, sich in der P r o ­
vinz unglücklich zu fühlen. E in  gespreizter und die ganze W ürde 
und Bürde des politischen und wissenschaftlichen Dänemarks mit 
sich herumtragender Kopenhagener erfüllt den Schweden mit W ide r­
willen, ist aber auf der anderen Sei te  des S u n d e s  eine berechtigte 
Erscheinung.
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I m  Roeskilder Frieden von 1658 erkaufte Dänemark von 
Carl X. seine Cristeitj durch Hingabe der letzten übersundischen 
Besitzungen, der P rovinzen Schonen, Halland und Bleckingen. 
W a s  Kopenhagen dadurch an  Patronatsgebiet entgangen war, 
mußten die Dänischen Provinzen und Norwegen ersetzen. D er  
Kieler Friede von 1814 nahm Dänemark auch Norwegen; das 
bisherige System ward noch gesteigert, jetzt besonders gegen die 
Herzogthümer, welche mit Kopenhagener Verwaltungsbeamten über­
schwemmt wurden, soweit dies in einem Lande, wo zum Heil des 
Volks wenig regiert ward, irgend möglich war.

W ir  haben in der Schrift vom August des verwichenen J a h re s  
klar zu machen gesucht, wie sich unter dem Einfluß der Schleswig- 
Holsteinischen Sache, welche nach der ihr von den D an en  gege­
benen Bedeutung und W endung Dänemark seine bisherige poli­
tische Eristenz zu rauben droht, die beiden Parte ien  der Eiderdänen 
und Gesammtstaatler entwickelten, worin ihr wesentlicher Unter­
schied mit Rücksicht aus die Behandlung der Herzogthümer und 
Deutschland gegenüber besteht, und worin sie sich nicht von 
einander unterscheiden. D ie  Eiderdänische ist zugleich die Skand i­
navische Parte i .  S ie  will nichts davon wissen, baß die D änen  
ein Mischvolk sind, sie erklärt Dänemark für ebenso Nordisch als 
S vea land  und T ro n d h je m s -S t i f t ,  räumt aber ein, daß ihm eine 
große und nahe Gefahr von Deutschland aus  drohe, und zwar 
theils durch das unter einer schlaffen und Halb-Deutschen Regie­
rung begonnene Vordringen des Deutschen Elements auf der 
Cimbrischen Halbinsel,  theils durch die Verbindung Deutscher 
S taa ts the ile  mit Dänischen in demselben Gesammtstaat. Deshalb  
müsse man die alte Dänische Grenze an  der Eider, wenigstens am 
Dannewerk wieder herstellen, durch möglichste Ausrottung Deutscher 
Sprache und Deutscher Gesinnung Schleswig wieder zu einem 
Dänischen Lande machen und Holstein mit Allem, w as  in 
Dänemark bisher Deutsch gewesen, von sich stoßen. Dänemark 
allein sei nicht stark genug, diesen P l a n  auszuführen, es bedürfe 
dazu der Beihülfe Skand inav iens ,  nicht etwa nur in der Form 
einer geistigen Verbrüderung mit demselben, sondern einer poli­

s '
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tischen Verbindung zu Schutz und T ru tz , einer zweiten Union von 
C alm ar,  in welcher jeder der drei S täm m e in unangefochtener 
Nordischer Volksthümlichkeit und voller politischer Freiheit sich 
entwickeln könne. D a n n  werde die alte Herrlichkeit des Nordens 
wieder auferstehen und dieser in seiner Verjüngung vollkommen 
im S tande  sein, den verderblichen Einflüssen des unfreien Deutsch­
lands und dem begehrlichen Despotismus des Halb-Asiatischen 
R ußlands die Spitze zu bieten. Dänemarks Brautgabe an  die 
Nordische Einheit werde Schleswig sein, die Rückeroberung F in n ­
lands der Skandinavischen Macht die rechte Abrundung und B e ­
deutung geben. D ie Gesammtstaatspartei macht kein Hehl daraus , 
daß Jü t land  von einem Deutsch-Dänischen Mischvolk bewohnt ist, 
und daß ganz Dänemark seit Jahrhunderten  den Deutschen C u ltu r­
einflüssen sich nicht hat entziehen können. S i e  billigt es und 
dringt darauf, daß man sich in seiner Dänischen Eigenthümlichkeit, 
wie sie nun  einmal geworden sei, weiter entwickle, daß man in 
Schleswig gegen das anmaßliche Deutschthum mit der ganzen 
Energie des Deutschen Carl Moltke auftrete, will eine sogenannte 
Verständigung mit den Deutschen in Holstein, jedoch unter voll­
ständiger und unnachsichtiger Aufrechthaltung des Charakters dieses 
Landes als einer Provinz des Dänischen Gesammtstaats, behauptet 
unter diesen Voraussetzungen von Deutschland nichts zu fürchten, 
und erklärt es mit Oersted, Molbech und Anderen für einen feigen 
Selbstmord, sich aus  Angst vor Deutschland den Schweden hinzu­
geben. S ie  spricht sich freilich nicht offen für den alten Dänischen 
Absolutismus a u s ,  suchte aber die jetzt in Dänemark herrschende 
Volksfreiheit dadurch einzuschränken, daß sie in dem Gesetz für die 
gemeinschaftlichen Angelegenheiten von 1854 dem Reichsrath nur  
bescheidene Befugnisse beilegte, wodurch sie zugleich für die M ö g ­
lichkeit des Gesammtstaats eine sicherere Bas is  zu gewinnen hoffte. 
S i e  hebt hervor, daß mit der Verwirklichung einer politischen S k a n ­
dinavischen Einheit die Regierung der jetzigen Dynastie und jeden­
falls die Succession des durch das Londoner Protocol! ernannten 
Dänischen Thronfolgers bedroht, daß die Skandinavische Idee 
daher eine fürstenfeindliche und revolutionäre sei. Dabei ist es
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nicht zweifelhaft, daß es unter den Anhängern dieser Parte i  Ab- 
solutisten giebt, welche so weit gehen, in Verbindung mit den 
Absolutisten in den H erz og tü m ern  und unter Beistand der D eu t­
schen Mächte die unbeschränkte Königsgewalt im Dänischen Ge- 
sammtstaat wesentlich in den Formen und dem Geist der Regierung 
Friedrich's VI. wiederherstellen zu wollen. D aß  ein Thronwechsel 
in  Kopenhagen bei der, wie man annim m t, absolutistischen aber 
durchaus Dänischen Richtung des Erbprinzen Ferdinand und seiner 
Gemahlin unter den verschiedenen Parte ien  entgegengesetzte Hoff­
nungen und Besorgnisse erregt, ist deshalb sehr natürlich; wir 
möchten aber g lauben, daß abgesehen von dem möglichen V o r­
schreiten Schwedens, die Folge zunächst keine andere sein würde, 
a ls  daß mit der Gräfin  D an ne r  die Möglichkeit einer Rehabiliti- 
rung des Herrn  von Scheel für immer verschwände, w as  freilich 
mehr die M orali tä t  und den Anstand als die Politik interessirt.

D ie Skandinavische P a r te i  in Dänemark denkt natürlich bei 
einer politischen Union mit Schweden und Norwegen nicht an 
einfache völkerrechtliche Verträge mit diesen beiden S t a a te n ,  welche 
zur Förderung bestimntter gemeinsamer Interessen zwischen den 
verschiedenen Regierungen geschlossen werden sollen, ohne ein ge­
meinschaftliches Oberhaupt oder ein gemeinschaftliches Regierungs­
organ zu schaffen. D azu  bedürfte es nicht des ganzen von ihnen 
aufgebotenen Apparats , um die geistige und nationale Einheit des 
Nordens nachzuweisen; es würde sich dann für die P ar te i  nur 
darum handeln, es klar zu machen, daß das Dänische Interesse 
es verlange, mit Schweden und Norwegen bestimmte Kriegsbünd­
nisse, bestimmte Verträge über Handel und Schifffahrt, über ein 
gemeinsames Münzsystem, über gemeinsames M a ß  und Gewicht 
n. s. w. zu schließen. Ebensowenig will die P a r te i ,  daß D ä n e ­
mark in Schweden aufgehe. Dazu hat sie trotz alles Redens von 
der Nordischen Nationalität zu viel Dänischen P a tr io t ism u s  und 
zu viel Kopenhagener Selbstsucht. S i e  will offenbar, w as  neuer­
dings bestimmter ans  Licht gekommen ist, in der zu schließenden 
Nordischen Union eine S te l lun g ,  wie Schweden und Norwegen 
sie zu einander haben, staatliche Unabhängigkeit Dänemarks von
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den beiden anderen Reichen unter Einem Unionskönig. Mag 
theoretisch die Möglichkeit einer Union mit zwei regierenden Herrer, 
einem Schwedisch-Norwegischen und einem Dänischen, deducirt wei­
den können, an die praktische Ausführbarkeit einer solchen wiw 
Niemand glauben. D aß  die Schwedisch-Norwegische D ynaste  
nicht zu beseitigen ist, weiß man sehr gut. D er  jetzige König  von 
Dänemark würde sich, wenn die G räfin  D anner  nicht noch so lange 
als möglich die Civilliste genießen wollte, gerne von den Sorgen  
der Regierung zurückziehen; sein O heim , der Erbprinz Ferdinand, 
ist ein GreiS; der durch das Londoner Protocoll zum Thronfolger 
ernannte Prinz  Christian von Glücksburg, welcher demnächst eine 
neue Dynastie gründen soll, w ürde, wie man annim m t, dabei 
auf große Schwierigkeiten stoßen. M a n  hält es daher für nicbt 
unausführbar ,  den König O s c a r ,  oder nach dessen Ableben den 
jetzigen Kronprinzen Carl schon in nächster Zukunft als König des 
unirten Nordens begrüßen zu können. Kopenhagen würde eine 
der drei Hauptstädte desselben bleiben, sein P a t ro n a t  über D äne­
mark und die H erz o g tü m e r ,  und zw ar,  wie man meint, in ruhi­
gem Besitz behalten, und vermöge seines Uebergewichts an  geistiger 
Bildung und in litterarischen Leistungen über Stockholm und 
Christiania für die Zukunst nicht etwa nur seine jetzige Stellung 
sich sichern, sondern bei dem nothwendig sich entwickelnden innigeren 
Verkehr mit dem ganzen Norden erhöhten Glanz und ausgiebigere 
Erwerbsquellen sich verschaffen können. D a s  ist die wahre Bedeu­
tung der K openhagens Sehnsucht nach der Einheit des Nordens. 
Munch wirft den D änen  in den stärksten Ausdrücken vor, daß sie 
Komödie spielen, daß sie die Angst vor der Ueberwältigung durch 
Deutschland vorzugsweise deshalb so laut in die Welt h in au s ­
rufen, um desto williger für ihre bescheidenen Wünsche bei den 
Skandinaven Erhörung , Aufnahme in die Union zu finden, w äh­
rend sie den Hintergedanken hätten, in derselben die erste Rolle 
zu spielen. Ebenso sind wir überzeugt, daß die Dänischen S k a n ­
dinaven Komödie spielen, wenn sie es an die Spitze ihres P r o ­
gramms stellen, Holstein fahren lassen zu wollen, während ihr der 
Dänischen Eitelkeit ganz entsprechender Hintergedanke ursprünglich
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jedenfalls gewesen ist, daß Holstein unter dem begünstigenden 
Einfluß der traurigen Zustände in Deutschland Schleswig nach 
Dänemark folgen werde. Dein Kopenhagener wäre es ein uner- 
lräglicher Gedanke, Hunderte von Angehörigen seiner ersten Familien 
brotlos au s  Holstein zurückkehren zu sehen, das Commando über 
das Holsteinische Bundeöcontingent verlieren, sein P a tro n a t  über 
Holstein für alle Zukunft ausgeben zu müssen, die unversieglichen 
Geldquellen dieses schönen Landes nicht mehr in die Hauptstadt 
ableiten zu können. W a s  die Dänischen Skandinaven wollen, 
ist, daß Schweden und Norwegen den durchaus zerrütteten, von 
ihnen selbst verschuldeten Zuständen in der Dänischen Monarchie 
wiederum aufhelfen, ihnen die Thore neuen Ansehns und Glückes 
öffnen. Jedenfalls wissen die D ä n e n ,  daß wenn Holstein aus  
ihrem S taa tsverbande  ausschiede und sich ganz Deutsch organi- 
sirte, Schleswig auf die Länge von ihnen allein nicht zu halten 
sein würde, wenn denn Holstein nicht zu Schleswig und D ä n e ­
mark kommen wollte.

D aß  die Skandinavische Bewegung aus den Dänischen Inse ln  
und besonders in der Hauptstadt eine weit verbreitete ist, müssen 
wir nach Allem, w a s  darüber hat in Erfahrung gebracht werden 
können, annehmen. W ir  glauben auch gerne, daß außer der 
Jugend dort noch Andere für ein Id e a l  Nordischer Einheit und 
Macht schwärmen, während der bewußte, ganz praktische P l a n  der 
Stim mführer und der Ins tinct des Volkes auf der breiten Basis 
des Hasses gegen Deutschland und der Furcht vor demselben, des 
F ana t ism us  gegen die Herzogthümer und des W a h n s ,  daß D ä ­
nemark ein unverjährbares Recht habe, dieselben zu beherrschen 
und auszubeuten, der allmählich erlangten Ueberzeugung, daß es 
mit Dänemark zu Ende gehe, wenn man sich nicht in  den N o r­
dischen Königreichen einen zuverlässigen und durch Gemeinschaft- 
lichkeit des Interesses für alle Zukunft zu fesselnden Bundesge­
nossen schaffe, dahin gerichtet sind, durch kluge Benutzung der Um ­
stände Dänemark nicht allein einer großen Gefahr zu entreißen, 
sondern ihm auch eine Zukunft von W ohlfahrt itnb Ehre zu 
sichern. M a n  rechnet dabei auf das Glück, welches schon so
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häufig Dänemark gelächelt ha t ,  wenn sein Untergang unvermeid­
lich schien, mochten nun  der Holsteinische G ra f  Geerbt oder die 
Hanseaten dort schalten, oder Carl Gustav in Begriff sein, D ä ­
nemark in Schweden zu incorporiren. I n  Jü t land  steht die Sach; 
wesentlich anders. M a n  hatte dort durch die Kopenhagener Agi­
tation allerdings eine Art von F ana t ism us  gegen die Herzog- 
thümer erwecken können, der aber wenigstens ebensosehr selbstsüch­
tiger a ls  nationaler N atu r  war, weil der Krieg den nothwendigen 
Verkehr mit den H erzog tüm ern  und Ham burg  unterbrach, die 
Unabhängigkeit Schleswig-Holsteins denselben für die Zukunft zu 
erschweren schien, und Jü t land  zu verarmen, in seinem Reichthum 
an Naturproducten zu ersticken drohte. M a n  erinnere sich, welche 
Anstrengungen es bei der Fortdauer des Kriegs den Kopenhage- 
nern kostete, die Kriegslust in Jü t la nd  zu erhalten, als die D eu t­
schen Truppen dort zu wiederholten M alen  standen und im B e ­
griff w aren, nach dem Kriegsrecht Kontributionen einzutreiben. 
W enn  auch begreiflich nicht in  demselben M aße als die B ew oh­
ner der H erz og tü m er ,  so sind doch die Jü te n  gegen die Kopen­
hagener in bedenklicher Art verstimmt, weil diese ihr Land, die 
Hauptprovinz Dänemarks, stets als ein Anhängsel der Inseln, 
als eine Fundgrube der Residenz betrachten. Dieses Verhältniß ist 
häufig in schneidender Weise von ihnen zur Sprache gebracht. 
S o  ward noch jüngst auf dem Dänischen Reichstage über das 
System verhandelt, nach welchem Eisenbahnen in Jü t la n d  anzu­
legen wären. Die Jnseldänen verfochten eine Q u eerbahn ,  durch 
welche Jü t land  noch näher mit Kopenhagen verbunden werde, 
während die Jü ten  sich für eine Längenbahn im Anschluß an das 
Schleswig-Holsteinische Eisenbahnnetz aussprachen, weil Kopen­
hagen nie Marktplatz für Jü t la nd  werden würde. S e in  Handel 
gehe nach S üd en  und nach Westen und die J ü t e n  fragten nicht 
darnach, ob die Käufer D änen . Skandinaven, Deutsche, Franzo­
sen oder Engländer, sondern ob sie gute Zahler wären. Die 
Skandinavische Ide e ,  für die es den Jü te n  an  tiefer gehenden 
nationalen Sym pathien  fehlt, richtet sich feindselig gegen ihr ma­
terielles Wohl, weil sie anstatt den Verkehr mit den Herzogthü-
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mem —  diese kaufen ihnen unter Anderem ihre Ochsen ab, um sie 
aus ihren Triften fett werden zu lassen und sie dann nach E n g ­
land und Ham burg  abzusehen —  und mit ihrem Hauptmarktplatz 
H am burg zu erleichtern, denselben durch Zollschranken zu erschwe­
ren droht.

D aß  die von den D än en  ausgegangene Idee der politischen 
Einheit des Nordens bei dem Norwegischen und dem Schwedischen 
Volke ernste Theilnahme gefunden habe, so daß beide bereit sein 
würden, dieselbe mit den Waffen in der H and  zur Ausführung 
zu bringen und aufrecht zu halten, ist eine Erdichtung. Selbst 
die Dänischen Skandinavisten wagen kaum zu behaupten, daß sol­
ches bei den Norwegern der Fall sei. Bei diesen ist die E r ­
innerung noch frisch an die Zurücksetzung und Beeinträchtigung, 
welche sie bis zum Ja h re  1814 in ihrer unglücklichen Verbindung 
mit Dänemark von den D än en  und besonders von den Kopen- 
hagenern erlitten haben; seit der Trennung  ist das Land in seiner 
Selbstständigkeit und unter dem beglückenden Einfluß einer freien 
und dem G en ius  des Volks entsprechenden Verfassung zu einer 
geistigen und materiellen Blüthe, zu einer Zufriedenheit mit den 
vorhandenen Zuständen, zu einem Selbstgefühl und Stolz gelangt, 
welche jede Veränderung in seinen öffentlichen Beziehungen und 
insbesondere jede nähere Verbindung mit Dänemark auf das 
Entschiedenste abweisen. Die Norweger kennen die D änen  aus  
einer E rfahrung von Jahrhunderten  eben so gut als die Schles­
wig-Holsteiner sie kennen, sie haben die P läne  der Dänischen S k a n ­
dinavisten vollkommen durchschaut. I n  ihrer großen Mehrheit be­
trachten sie die D änen  a ls  Menschen, welche im Bettlergewande 
sich Eingang  ins  H a u s  zu verschaffen suchen, um später darin die 
Herren zu spielen. S o w ie  sie in ihrer Union mit Schweden diese 
nur ertragen, die vollständige Unabhängigkeit Norwegens mit 
äußerster Wachsamkeit hüten und mit altnordischer Sprödigkeit 
jeden Versuch der Regierung zurückweisen, durch Einführung des 
Adels u. s. w. eine Ausgleichung der großen Verschiedenheiten in 
den beiden Reichen anzubahnen, die beiden Nationen einander 
näher zu bringen, dem Schwedischen H o f  Einfluß zu verschaffen,
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so stemmt sich mit eben so großer Energie der in sich abgeschlossene 
Norwegische Volksgeist gegen jede nähere B erührung mit den 
Dänen, von der er keinen Nutzen, sondern nur  Verlegenheiten er­
wartet. D a s  ganze Unionsverhältniß würde sich dergestalt ver­
schieben, daß nicht vorauszusehen w äre ,  ob die durch den Zutritt  
Dänemarks viel künstlicher gewordene Maschine künftig noch zum 
Nutzen aller Betheiligten zu arbeiten fortfahren würde. E s  liegt 
den Norwegern in der T ha t  die Besorgniß nahe , daß bei einer 
Verwirklichung der Dänischen Unionsidee, wenn die Schweden es 
zu verhüten wüßten, daß Kopenhagen die tonangebende S t a d t  
würde, die S tellung  des größeren und um mehr als das Doppelte 
volkreicheren Schwedens dergestalt in der Union an Einfluß ge­
winnen, eine so herrschende werden w ürde, daß die U nabhängig­
keit des „Gamle Norge" ernstlich bedroht erschiene.

Die Schweden, die Erbfeinde D änem arks ,  soweit die be­
glaubigte Geschichte zurückweist, verhalten sich noch abwehrender 
gegen eine politische Union mit demselben. S o  eitel die D än en  
find, so stolz sind die Schweden; so eng in Dänemark Alles, w as 
Macht und Einfluß a u süb t ,  nach Französischem Muster in  der 
Hauptstadt centralisirt ist, so ungebunden ist, ähnlich wie in E n g ­
land, Schweden über das weite Reich hin ausgebreitet; so beweglich 
und neuerungssüchtig die demokratischen D än en  sind, so fest hal­
ten die Schweden am Alten in Familie, H eim ath , S t a a t  und 
Kirche. M a n  hat in Schweden natürlich den Verlauf der G e ­
schichte itt Dänemark aufmerksam verfolgt, mit einer gewissen V er­
wunderung dem dortigen Gebühren zugesehen, man hat sich gewiß 
häufig die Frage vorgelegt, ob bei dem sichtbaren Verfalle des 
Dänischen Reichs nicht der Augenblick gekommen sei, sich der D ä ­
nischen Inseln  zu bemächtigen, wenigstens S ee la n d s ,  wodurch 
Schweden in dem großen Belt seine rechte Gränze erhalten würde; 
wir halten u n s  aber nach Allem, w a s  darüber bekannt geworben, 
überzeugt, daß nie ein Schwedischer S ta a t s m a n n  ernstlich an  eine 
Union mit Dänemark gedacht hat ,  daß dem Schwedischen Volke 
dieser Gedanke völlig fern geblieben ist. O b  Schweden durch eine 
solche Union einen Zuwachs an wirklicher Macht erlangen würde,
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ist mindestens zweifelhaft; dagegen kennt man die P län e  der 
Dänischen Skandinaven natürlich genau, weiß, daß es ihnen 
wesentlich darum zu thun ist, die Zukunft Kopenhagens zu sichern, 
und begreift, daß es keine leichte Sache sein würde, sich, wenn 
es die Hauptstadt eines der drei Reiche bliebe, seines Einflusses 
zu erwehren, eines Einflusses, welcher stets den Norden in u n ­
ruhiger Bewegung erhalten, Zwietracht säen, und besonders die 
Interessen Stockholms gefährden würde. Dazu kommt, daß vor­
aussichtlich die D änen  sehr bald zu intriguiren beginnen würden, 
wahrscheinlich um gemeinschaftlich mit den Norwegern gegen das 
Hauptreich Schweden Parte i  zu machen, so daß die Union selbst 
in ihrem bisherigen Bestände ernstlich bedroht werden könnte. 
W a s  aber volleuds für Schweden und Norwegen eine Union mit 
Dänemark als unausführbar  erscheinen läßt, sind die größeren po­
litischen Verhältnisse, namentlich zu Deutschland und Rußland.

W ir  Deutschen machen, wie allenthalben, so auch in S k a n ­
dinavien die beschämende E rfahrung , einen wie traurigen E in ­
druck unsere innere und auswärtige Politik seit dem Jah re  1848, 
besonders die Behandlung der Schleswig - Holsteinischen Sache 
auf Freund und Feind gemacht hat. I n  Schweden, wo man die 
Deutschen Zustände vielleicht am Rücksichtvollsten und Wohlwollend­
sten beurtheilt, zuckt man dem Deutschen gegenüber die Achsel; 
die naturwüchsigen Norweger äußern sich mit größerer Derbheit 
über die großen Worte und die kleinen Thaten Deutschlands; u n ­
verkennbar zeigt sich bei ihnen eine Verstimmung gegen die D e u t­
schen, welche zuerst über das kleine Dänemark herfielen und ihm 
später zum S iege  verhalfen; sie haben durchaus fein Verständniß 
für ein solches Verfahren, sind in der Mehrzahl geneigt, den 
Dänen in der Schleswig-Holsteinischen Sache recht zu geben und 
die von ihnen bewiesene Energie anzuerkennen. W ir  dürfen aber 
das Vorhandensein einer solchen Verstimmung nicht einer tiefer 
gehenden Abneigung des Norwegischen Volkes gegen Deutschland, 
einer plötzlich erwachten Zärtlichkeit desselben für Dänemark bei­
messen ; diese an vielen O r ten  in Europa an Geringschätzung streifende 
Verstimmung beruht allenthalben aus demselben Grunde und wird
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erst dann verschwinden, wenn wir an Phrasen und Noten armer 
und an Thaten reicher geworden sein werden. D ie Schweden 
und Norweger tragen nichts von dem H aß  im Herzen, welcher 
die D änen  und unter denselben besonders die In su lan e r  gegen 
die Deutschen erfüllt; von u ns  allein wird es abhängen, die alte 
Achtung vollständig wieder herzustellen, die man u ns  früher in 
Skandinavien bereitwillig zollte. M a n  übersieht dort freilich nicht, 
daß die schon am Schluß des J a h re s  1848 begonnene und im 
Jah re  1851 vollendete Restauration Deutschland in eine Lage ge­
bracht ha t ,  welche derjenigen nur zu ähnlich ist, tu der sich die 
Engländer unter den letzten S t u a r t s ,  die Franzosen unter den 
letzten B ourbons befanden; man ist aber nicht so kurzsichtig wie 
Die D änen  in ihrem Hasse, um Zustände für dauernd zu erklären, 
an deren Permanenz nur Derjenige glauben kann, welcher die 
Kraft des langlebigen Deutschen Volks schon für verbraucht hält 
und die M itte Europas  den S lave n  und Romanen zum künftigen 
Tummelplatz anweist; man begreift es vielleicht auch, welche Ar­
beit es für ein so geistreiches und so universelles Volk a ls  das 
Deutsche ist, alle seine Kräfte eine Zeit lang in Einer Richtung 
zu concentriren. Die Norweger mögen bei der Zurückgezogenheit, 
in welcher sie in ihren weit abgelegenen Bergen feit den N or­
mannenzügen von dem großen Schauplatz der Welt gelebt, bei 
einer gewissen bäuerlichen Beschränktheit, die mit den gesell­
schaftlichen und häuslichen Tugenden dieses Volkes eng verschwistert 
ist, vielleicht nicht mit der erforderlichen Weite des Blicks die 
Deutschen öffentlichen Verhältnisse übersehen; aber die Schwe­
dische Geschichte ist zu reich an großen und wechselvollen Ereig­
nissen, als daß die Landsleute Gustav Adolph's nicht begreifen 
sollten, daß die N a t io n , deren Armeen im Lauf dieses J a h rh u n ­
derts zweimal als S ieger in P a r i s  einzogen, die nach England 
die größte Handelsflotte und größte Industrie in Europa hat, deren 
Litteratur von keiner anderen an Tiefe und Reichhaltigkeit über­
troffen wird, die so viele schwere S tü rm e  überdauert hat ,  noch 
nicht für den Untergang reif ist. S ie  wünschen den Deutschen 
um so aufrichtiger das endliche Gelingen ihrer freiheitlichen O r-
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ganisation 1111 b einer darauf begründeten Machtentwickelung, als 
sie begreifen, daß Deutschland allein im S tande  sein wird, R u ß ­
land auf seine natürlichen und längst überschrittenen Gränzen 
zurückzuweisen, ihnen zur Wiedereroberung F innlands zu verhel­
fen, daß kein Bündniß  für die Freiheit und den Frieden Europas  
gewinnbringender sein wird, a ls  das zwischen Deutschland und 
den Nordischen Reichen.

M a n  hat sich wohl daraus berufen, daß S ch w ede n -N o r­
wegen in dem Schleswig-Holsteinischen Kriege activ gegen Deutsch­
land P a r te i  genommen. W ir  haben früher ausgeführt, w as  
es mit dieser Parteinahme zu bedeuten hatte. D ie Stockholmer 
Regierung ließ 1848 die Dänischen Inse ln  militärisch besetzen, 
um sich in dem Besitz des wünschensw erten  Antheils zu befinden, 
w e n n ,  wie es schon damals a ls  sehr möglich erschien, das Reich 
Dänemark zu eristiren aufhören sollte. Als sich später Deutsch­
land in  dieser Sache sallit erklärte, als Rußland ohne Widerspruch 
von Seiten  Englands und Frankreichs die Regulirung derselben 
übernahm, blieb Schw eden-N orw egen  nichts Anderes übrig, a ls  
sich den sämmtlichen Großmächten anzuschließen, um nicht a u s ­
geschlossen zu werden. W ir  haben keinen Anlaß zu der Besorg- 
n iß ,  daß Schweden sich gegen ein entschiedenes und großstaatliches 
Auftreten Deutschlands, welches sich ja in der auswärtigen Politik 
vorzugsweise gegen den Schwedischen Erbfeind Rußland richten 
würde, nicht friedlich verhalten, daß man sich mit demselben nicht 
über die Regulirung der sogenannten Skandinavischen Frage verstän­
digen könnte. Eine reine Thorheit ist es aber, mit den D änen  
den Schweden und Norwegern die Ansicht unterzulegen, daß der 
E intritt  Dänemarks in die Nordische Union dieser einen solchen 
Zuwachs von Macht verleihen würde, daß die drei unirten Reiche 
auf die D auer  Rußland die Spitze bieten könnten. D ies  ist eine 
Phantasie , die keiner ernstlichen Widerlegung bedarf. M a g  der 
Orientalische Krieg die Kraft R ußlands auch noch so empfindlich 
an seiner volköwirthschaftlichen und finanziellen Wurzel angegriffen 
haben, mögen sich auch, wie Viele meinen, dort große Umgestal­
tungen vorbereiten, welche die Regierung zwingen werden, die
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bisher befolgte erpansive Politik für längere Zeit aufzugeben und 
sich mit der Heilung der inneren Schäden zu befassen: man hat 
es jedenfalls so mächtig werden lassen, daß eine Mackt zweiten 
Ranges kein ebenbürtiger Gegner desselben sein wurde.

Die Realisirung der Dänischen Unionsidee würde nun  aber 
die Interessen Rußlands und Deutschlands zugleich feindlich be­
rühren. Rußland hat mit kurzen Unterbrechungen seit einem J a h r ­
hundert einen dominirenden Einfluß in Kopenhagen ausgeübt, 
das Londoner Protocols und der Dänische Gesammtsiaat sind sein 
Werk; es bewacht dort die Verbindungsstraßen zwischen dem W elt­
meer und der Ostsee, das Cimbrische Thor, welches in den offen­
sten und ungeschütztesten Theil Deutschlands führt, die E lbm ün­
dungen und Deutschlands erste Handelsstadt. Die Verwirklichung 
der Union wäre eine Kriegserklärung gegen Rußland. Richt viel 
anders würde sich die Sache Deutschland gegenüber gestalten. 
Freilich würde bann , den für die Nordischen Reiche glücklichen 
Ausfall einmal angenommen, der Einfluß Rußlands an  den ge­
dachten Punkten gebrochen sein, statt desselben würden aber jene 
Reiche nicht etwa nur durch das Medium von Dänemark Einfluß 
auf der Cimbrischen Halbinsel ausüben, sondern diese, wenn man 
die nüchterne Wirklichkeit der Unionsphrasen entkleidet, ganz oder 
doch zum großen Theil a ls  ein neu erworbenes Territorium in 
Besitz nehmen. W ir  sprechen hier natürlich nicht von der jetzigen 
Deutschen Politik, welche Dänemark völlig in die Arme R ußlands 
getrieben, Schleswig in der formellsten Weise ausgegeben und 
Holstein real mit Dänemark unirt h a t ;  wir erklären wiederholt, 
daß wir hierin eine beispiellose Niederlage Deutschlands erblicken, 
daß wir aber nicht zu Denen gehören, welche eine lange D auer 
der Zustände, aus  welchen jene hervorgegangen, für möglich hal­
ten , daß wir deshalb kein Bedenken tragen, von einer künftigen 
Deutschen Politik zu reden, welche Deutsche Interessen kennt und 
mit den der Nation zu Gebote stehenden Machtmitteln vertritt. 
Deutschland darf es aber unter keiner Bedingung zulassen, daß die 
Skandinavischen Mächte festen Fuß auf der Cimbrischen Halbinsel 
fassen, weder in Schleswig-Holstein, noch in Jü tland . D ie ganze
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Halbinsel ist ein Ausläufer des Deutschen Continents. W ir  sagen 
nicht, daß es ohne besondere und dringende Veranlassung die Auf­
gabe Deutschlands ist, Jü t la nd  in der einen oder der anderen Form 
staatlich an  sich zu knüpfen, wir behaupten aber, daß es eine u n ­
verantwortliche Schwäche Deutschlands sein würde, es ruhig ge­
schehen zu lassen, daß in  Folge einer politischen Umwälzung statt 
des schwachen Dänemarks der stärkere Norden der Gränznachbar 
Deutschlands auf jener Halbinsel werde. W ir  verlangen keine 
Deutsche Reunionspolitik, keine principielle Politik der natürlichen 
Gränzen  des ersten Napoleon, w ir verlangen aber von Deutsch­
land , daß es eine ihm nachtheilige Veränderung des s t a tu s  quo 
im Territorialbestand an  seiner Gränze nicht dulde, so lange es 
die Machtmittel h a t ,  dieselbe zu verhüten, daß es, wenn der 
S t a a t ,  welcher ihm bisher der feindlichste unter seinen Nachbarn 
w a r ,  nicht länger den bisherigen S ta n d  der Dinge aufrecht er­
halten kann, sich den Vortheil aneigne, auf den es bei dem offe­
nen oder verhüllten Untergang des Dänischen S t a a t s  die N atur  
der D inge hinweist, daß es sich in einem solchen Falle seine n a ­
türlichste Gränze, das Meer, nicht rauben lasse. Unter diesen Ver­
hältnissen Schweden oder der Nordischen Union den Besitz J ü t ­
lands —  um von den H erz og tü m ern  oder einem Theil derselben 
nicht zu reden —  gutwillig einzuräumen, wäre eine noch ärgere 
Vernachlässigung Deutscher Interessen, a ls  man sich durch die 
Friedensschlüsse hat zu Schulden kommen lassen, in denen man 
Frankreich und Schweden gestattete, ihren auf Kosten Deutschlands 
erworbenen Territorialbesitz zu behalten. D enn  zur Zeit des West- 
phälischen und der späteren Friedensschlüsse w ar Deutschland durch 
vieljährige und verheerende Kriege auf das Aeußerste geschwächt; 
jetzt hat das außer-Oesterreichische Deutschland seit mehr a ls  vier­
zig Jah ren  unablässig zum Kriege gerüstet, ohne einen Feind zu 
sehen, wenn man den kleinen Krieg mit den D änen  außer Acht 
läßt; es ist nie reicher gewesen als jetzt, nie im Besitz größerer 
materieller Mittel, um seinen Interessen Anerkennung zu verschaf­
fen. E s  ist nicht anzunehmen, daß den Schwedischen S t a a t s ­
männern diese Lage der Sache unklar ist, daß sie es nicht begreifen
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sollten, daß die Verwirklichung der Dänischen Unionsidee schon 
J ü t la n d s  wegen zu den ernstesten Verwicklungen mit Deutschland 
führen müßte, und daß, wenn man auch von Deutscher Seite  
augenblicklich einen großen S ieg  darin erblickte, bei dieser Gelegen­
heit so klug operirt zu haben, daß man Holstein, allenfalls mit 
dem südlichen S a u m e  Schleswigs, den Klauen des Dänischen Ge- 
sammtstaats wieder entrissen, vielleicht schon in naher Zukunst 
der neuerworbene Territorialbesitz der Skandinavischen Macht auf 
der Cimbrischen Halbinsel den Kriegsfall zwischen Deutschland 
und dem Norden herbeiführen würde. Schon die Wahrscheinlich­
keit eines solchen oder auch nur  gespannter Verhältnisse zwischen 
Skandinavien  und Deutschland würde bei den S ta a ts m ä n n e rn  des 
Nordens jeden Gedanken an die Union verscheuchen müssen, welche 
ohne ein Bündniß  jener Mächte unausführbar  wäre.

D ie  jetzige französische Politik der Skandinavischen Frage 
gegenüber auf einen bestimmten Grundsatz, auf ein klar hervor­
tretendes Interesse zurückzuführen, scheint um so weniger möglich, 
als  der leitende Gedanke der Politik des Kaiserreichs offenbar kein 
anderer als der ist, die Umstände in kluger Weise zu benutzen, um 
die Regierung des jetzigen S taa tsoberhaupts  möglich zu erhalten 
und thunlichst zu befestigen. S i e  alliirte sich mit England gegen 
R uß land , als der Kaiser Nicolaus den Emporkömmling nicht als 
Gleichberechtigten in der Aristokratie der regierenden Häuser an ­
erkannte; sie wandte sich nach dem Orientalischen Kriege Rußland 
zu, als die Verbindung mit dieser M acht, zu der der Französische 
Im pera to r  sich überdies naturgemäß hingezogen fühlen muß, dem 
Französischen Volke mehr zu gefallen schien a ls  das Englische 
B ündn iß ;  sie macht wieder eine W endung nach England hin, seitdem 
es scheint, daß die lebhafter gewordenen S tim m ungen  der Großen 
Nation  die Feindschaft des freien Englands für die Regierung 
doppelt gefährlich machen. D ie Deutsch-Dänische und die S k a n ­
dinavische Frage sind offenbar an sich für die jetzige Französische 
Regierung von untergeordneter Bedeutung, und Kaiser Napoleon 
wird dieselben nur insofern einer besonderen Berücksichtigung werth 
halten, als sie ihm Gelegenheit darbieten, sich in seiner Euro-
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pLischen Vermittlerrolle geltend zu machen. Die Zukunft Frank­
reichs und seiner Politik formuliren zu wollen, wäre Vermessen­
heit. W i r  haben es erlebt, daß England nach der verhängniß- 
vollen W endung der Deutschen Dinge sich in der Schleswig- 
Holsteinischen Frage Rußland unterordnete, und sehen jetzt wohl 
hier und da auf den Brittischen Inse ln  die Ansicht vertreten, daß 
dies ein schwerer Fehler gewesen, gewahren bisher aber noch 
nicht, daß in den S tim m ungen  des Englischen Volks oder in den 
Grundsätzen der Englischen S ta a tsm ä n n e r  eine gründliche und 
nachhaltige Aenderung eingetreten sei. W ie bald dies geschehen 
wird, dürfte vor Allem davon abhängen, w ann  die Deutsche in ­
nere und auswärtige Politik eine vollständige W andlung  erfahren 
wird. D ie  Ansicht ist offenbar in England vorherrschend, daß 
der große Einfluß R ußlands in Deutschland und durch Deutsch­
land auf Europa nur  durch freie, volksthümliche Institutionen 
gebrochen werden kann, und in dem Augenblick, in welchem das 
Deutsche Volk sich diese aneignet und zugleich als wirklich D e u t ­
sche Macht durch eine umsichtige und große Politik Deutsche I n ­
teressen vertritt, wird England einen zuverläßlichen Bundesgenossen 
gegen seinen Todfeind Rußland haben. V or dem gewaltigen I n ­
halt einer solchen Allianz werden Rivalitäten verstummen, die 
sonst laut genug sich geltend machen mögen. Die Fabel von der 
Nothwendigkeit der In teg r i tä t  des Dänischen S t a a t s  im Interesse 
des Gleichgewichts und der Ruhe von Europa wird verschwinden, 
und England wird weder Deutschland noch Schweden bei der 
Behandlung der Dänisch-Deutschen oder Skandinavischen Frage 
ernste Schwierigkeiten machen. S o  lange aber Deutschland nicht 
eine der leitenden Mächte Europas  geworden, ist die Politik
Englands diesen Fragen gegenüber unberechenbar. Vorläufig
wird es sich wahrscheinlich abwartend verhalten und n u r  verlan­
gen,- daß Louis Napoleon nicht aus dieselben einen Einfluß a u s ­
übe, welcher dazu angethan w äre , die Machtstellung E nglands 
zu cvmpromittiren.

W ir  sind allem O bigen zufolge der Ueberzeugung, daß die 
Skandinavische Idee  unausfüh rba r ,  eine Botschaft ist, welche von

B e s e le r ,  Zur SchleSw.-Holst. Sacke. 6



— 82 —

Dänemark a n s  in  alle Länder gesandt worden, um das König 
reich ans  der verzweifelten Lage, worin die D änen  es selbst ditrd 
ihre unweise, ungerechte und gewaltthätige Behandlung der Her 
zogthümer gestürzt haben, zu retten, demselben eine gesicherte Zu 
kunft unter dem Schutz der Nordischen Reiche zu schaffen und be 
sonders die S t a d t  Kopenhagen vor der drohenden Verödung zr 
bewahren. W ie schön auch eine Verbrüderung der S kand inav i­
schen Völker in der dichterischen Ausstattung Altnordischen Hel 
denthums der begeisterten Jugend  und allen empfindsamen Seelen 
erscheinen, wie viel Nutzen fie auch der Geistesbildung, wahrer 
H u m an i tä t  und selbst gesellschaftlichen und gewerblichen Interessen 
bringen mag, sobald diese Verbrüderung eine politische Gestalt 
annehmen soll, scheitert sie an der zugleich instinctiven und be­
wußten Abneigung der Schweden und Norweger, an  den H inder­
nissen, welche ihr die größeren Europäischen Verhältnisse in den 
W eg legen. M a n  hat von Sei ten  der D änen  die Kühnheit ge­
habt, die Berechtigung der Skandinavischen Idee auch au s  der 
Geschichte des Nordens herleiten zu wollen, und sich auf die Cal- 
marische Union berufen; mit der Unbefangenheit, mit welcher sie 
die Schleswig-Holsteinische Geschichte gefälscht, haben sie neuer­
dings den Versuch gemacht, nachzuweisen, nicht allein daß die 
Verbindung der drei Reiche in Folge jener Union zum Heil ge­
reicht habe und n ur  an zufälligen Ursachen zu Grunde gegangen 
sei, während Geijer sagt, daß die Calmarische Union kein G e ­
danke, ein Zufall gewesen, sondern auch, daß die Idee  der Union 
nach Auflösung der letzteren niemals ganz erloschen sei, während 
seit dem Stockholmer Blutbade bis zum Tode C ar l 's  X II . ,  also 
zwei Jahrhunderte lang Schweden und D änen  sich in stets er­
neuerten Kriegen zerfleischt haben.

M arga re tha ,  des Dänischen Königs W aldemar IV. Tochter, 
vermählt mit dem Prinzen Hakon, dem einzigen S o h n  und Erben 
des K önigs M a g n u s  von Schweden und Norwegen, war eine 
F r a u ,  welche mit außerordentlicher Klugheit und Kraft ihre F a ­
milienverbindungen und die Zustände in den Nordischen Reichen 
zu benutzen verstand, um im dynastischen Interesse diese Reiche
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untet ihrem Scepter zu vereinigen; sie wußte alle Schwierigkeiten 
zu überwinden, welche sich im Laufe der Zeit ihrem P la n e  wieder­
holt entgegenstellten. Ih re  Vermählung mit dem Prinzen  Hakon 
ward n ur  dadurch möglich, daß ein nach dem Verlangen der 
Schwedischen Reichsstände mit einer Holsteinischen Prinzessin ge­
schlossenes Ehebündniß treulos wiederum aufgehoben w ard ; dies 
führte in Schweden zur Entthronung des Königs M a g n u s  und 
seines S o h n e s  Hakon und zur Erw äh lung  des Prinzen  Albrecht 
von Mecklenburg zum König , während Norwegen dem in dem 
anderen Reiche entthronten Königshause verblieb. I m  J a h re  1374 
starb W aldemar, ohne S ö h n e  zu hinterlassen. D ie  Dänischen 
S tä n d e  hatten zwischen dem unmündigen S o h n e  Hakons von 
Norwegen, dem Prinzen O lu f  und dem Mecklenburgischen P rinzen  
Albrecht, einzigem S o h n e  der Herzogin Jngeburg , W aldem ar 's  
ältester Tochter, zu wählen. M argaretha wußte die W ah l  ihres 
S o h n e s  unter Vormundschaft der M utter  durchzusetzen. I m  Ja h re  
1380 starb König Hakon, und O lu f ,  jetzt nicht allein König von 
Dänemark sondern auch von Norwegen, w ar  zugleich der einzige 
männliche Sprößling  des alten Schwedischen Königshauses, führte 
auch den Titel a ls  wahrer Erbe zu Schweden. M argare tha  u n ­
terhielt noch von der Zeit her, a ls  ihr Gemahl zugleich P r inz  
und Mitregent in Schweden gewesen w ar ,  einflußreiche Verbin­
dungen mit den Schwedischen Großen unter dem Adel und der 
Geistlichkeit. D ie  Unzufriedenheit der Schweden mit der Regie­
rung König Albrecht's, welcher keine Regententugenden besaß und 
die Deutschen übermäßig begünstigte, ließ sie den P l a n  fassen, alle 
drei Nordischen Reiche unter dem Scepter ihres S o h n e s  zu ver­
einigen. S ie  nährte das Mißvergnügen mit Albrecht's Regierung 
und verband sich mit dessen Gegenpartei. I m  Ja h re  1387 starb 
aber O lu f ,  auf dessen erbberechtigtes H au p t  die drei Kronen sich 
vereinigen sollten. M argaretha wußte nun  ihre E rw äh lung  in 
Dänemark und Norwegen durchzusetzen und gewann 1389 gegen 
Albrecht die Schlacht von Falköping, in welcher der König ihr 
Gefangener ward. Doch dauerte der Krieg mit dessen P a r te i  
nocb bis zum Ja h re  139 5 ;  erst dann kam es durch Vermittlung

6*
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der H ansa zum Frieden, welcher ganz Schweden, mit Einschluß 
der Hauptstadt, in die Gewalt der Königin brachte. Jetzt ließ sie 
den Enkel ihrer Schwester, der Mecklenburgischen Herzogin I n g e -  
burg, den noch minderjährigen Prinzen Erich von P om m ern  in 
allen drei Nordischen Reichen zum Nachfolger erwählen und suchte 
durch kluge Unterhandlungen das B a n d ,  welches zum ersten M a l  
den ganzen Norden unter demselben Fürsten vereinigte, dadurch 
dauernd zu machen,, daß sie die persönliche Union in eine völker­
rechtliche verwandelte. S ie  erlangte von den Schwedischen Reichs- 
ständen die Zustimmung zu einer Versammlung von Abgeordneten 
aller drei Reiche, um ihren P la n  in  Berathung zu nehmen. Diese 
Versammlung fand 1397 zu (Salmar S t a t t ;  Erich ward als 
Unionskönig gekrönt und die Unionsverfassung verkündigt, welche 
die Unabhängigkeit jedes der drei Reiche mit selbstständiger V er­
fassung und Verwaltung anerkannte, sie aber zu einem immer­
währenden Bund unter einem gemeinschaftlichen Oberhaupte zu 
dem doppelten Zwecke vereinigte, die bisherigen immerwährenden 
Kriege unter einander für die Zukunft zu verhindern und dem 
Auslande gegenüber als eine Gesammtmacht aufzutreten. Die 
Königin hatte durch Klugheit und G ew alt nicht allein Dättemark 
au s  der äußersten Gefahr gerettet, in der es sich, w as  hier nicht 
weiter auszuführen ist, deut Holsteinischen Grafenhause, der Hansa, 
Mecklenburg und Schweden gegenüber befunden, sondern auch 
Dänemark, dessen Hauptstadt die Residenz des Unionskönigs blieb, 
den P r im a t  in der Union verschafft. M a n  setzt das staatskluge 
Benehmen M arga re then s , ihre Gewandtheit in Veit Künsten des 
Kriegs und des Friedens, die geschichtliche Bedeutung der Union 
nicht herab, wenn man mit Geiser der Wahrheit  folgend erklärt, 
daß in dem ganzen Vorgang nichts von dem zu erblicken ist, w as 
die Dänischen Skandinaven in denselben hineinlegen möchten, 
um die Ansicht zu verbreiten, daß schon am Schluß des vierzehnten 
Jahrhunderts  ein unwiderstehlicher instinctiver D rang  die Nordi­
schen Völker dazu getrieben habe, sich mit einander politisch zu 
vereinigen. I m  Gegentheil, es bedurfte in Schweben der Zerrüt­
tung der Verhältnisse unter Albrecht von Mecklenburg, eines lang­
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jährigen Bürgerkriegs zwischen den Parte ien  des alten K önigs­
geschlechts und der Mecklenburgischen Dynastie, um die Nation 
bis zu dem G rade zu schwächen, daß es der M argaretha mit der 
Macht Dänemarks und Norwegens und durch ihre alten Verbin­
dungen mit der ersteren Parte i  gelang, sich mit den Waffen in 
der H and  die Herrschaft über Schweden zu verschaffen und die 
Verwirklichung ihres U nionsplans durchzusetzen, und dies Alles 
zu einer Zeit, a ls  die Nationalität der Jnseldänen noch nicht von 
Deutschen Culturelementen angegriffen w ar und sich noch nicht 
von dem Nordischen Charakter und Wesen soweit entfernt hatte. 
Die Geschichte der Union in den hundert fünfundzwanzig J a h ­
ren , welche bis zu ihrer endlichen Auflösung verflossen, zeigt eS 
denn auch, daß die Ruhe ihres Bestandes die S tif terin  kaum 
überdauerte; schon der erste Unionskönig Erich verließ in Folge 
blutiger Aufstände in Schweden als  Flüchtling das Reich. Dazu 
mögen seine Treulosigkeit, seine Begünstigung der Deutschen und 
D änen ,  die Verschwendung der Kraft der drei Reiche in den 
schlechtgeleiteten Kriegen gegen Schleswig-Holstein  das Ihr ige  
beigetragen h aben : es stellte sich aber nach den ersten Jahrzehenven 
der Ruhe, welche der Erschöpfung in Schweden folgten, sehr bald 
heraus, daß, von den damaligen Norwegern abgesehen, jedenfalls 
tue Schweden ein zu abgeschlossenes und stolzes Nationalgefühl, 
ein zu lebhaftes Bewußtsein hatten, unter d/n Skandinavischen 
Völkern das größte und mächtigste zu sein, a ls  daß sie für die 
Herrschaft eines Fremden in der Ruhe der U n ion ,  die wesentlich 
darcus berechnet w a r ,  den bisherigen Kriegen unter den Skand i­
nav scheu S täm m en  ein Ende zu machen, einen Ersatz finden 
konnten. Schwerlich würde die Geschichte der Union einen we- 
sent ich anderen Verlauf genommen haben, wenn die Könige nicht 
zu vählen gewesen, sondern aus  einer bestimmten erbberechtigten 
Dynastie hervorgegangen wären. D ie Familien der Bonde und 
S tr re  an der Spitze der Nationalpartei erhoben sich stets auf 's  
Neie gegen die Unionskönige; während der vierundachtzig Jah re  
nack der Flucht Erich's stand Schweden größtentheils unter 
einleimischen Reichsvorstehern, im Ganzen nach der Wiederher­
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stellung der Union im Ja h re  1 457 ,  nur zehn J a h re  unter d en  
Königen aus  dem Hause Oldenburg, bis es endlich einem großem 
M ann e  aus  dem Hause W asa gelang, der verhaßten Verbindumg 
förmlichst und für immer ein Ende zu machen. W a s  durch G«e- 
walt und List zusammengekettet w a r ,  löste sich unter Mutigen 
G räueln  auf. M a n  sollte denken, daß die D ä n e n  keinen Anloaß 
hätten, von einer Erneuerung der Calmarischen U nion  zu sprechen. 
D ie Dänische Presse geht jedoch jetzt soweit, den Dänischen Reichsho'f- 
meister Corfiz Uhlefeld, Gemahl einer Tochter König Christian's IW. 
und der Christiane M unk, den man in Dänemark mit Recht 
wegen seiner Landesverrätherei zum ewigen Gedächtniß gebrantv- 
markt hat, einen unglücklichen M a n n  zu nennen, der, wenn seime 
Beweggründe auch nicht die reinsten und seine M ittel nicht dne 
ehrlichsten gewesen, doch mit scharfem Blick die Nothwendigkeit 
einer Vereinigung der Nordischen Reiche erkannt habe; man v e r ­
gißt es ihm, daß er für Carl X., der im Begriff war, den D ä n i ­
schen S t a a t  zu zertrümmern, in Wordingborg unterhandelte umb 
den Roeskilder Frieden dictirte, weil in  ihm die Unionsidee lebte. 
Jede gelegentliche Aeußerung eines Ministers des von den S chw e­
den wiederholt hart bedrängten Dänemarks, daß Friede und F reund ­
schaft mit Schweden wünschenswerth sei, wird a ls  eine C o n t inu a ­
tion dieser Idee betrachtet. M a n  hebt es mit einer gewissen 
Befriedigung hervor, daß Carl X II. das Gelingen der P lä n e  deS 
Grafen  Görtz anticipirt und sich S can d in av iae  im p e r a to r  genannt 
habe, w a s  freilich von der Dänischen Regierung unter den G r ü n ­
den zu der Kriegserklärung von 1709 aufgeführt ward. M a n  
ist entzückt darüber, daß im Ja h re  1743 vor der W ahl  des H o l-  
stein-Gottorpischen Prinzen Adolph Friedrich zum Thronfolger in  
Schweden, als man am Kopenhagener H of  sich der Hoffnung 
hingab, die W ahl  des nachherigen K önigs Friedrichs V. durch­
setzen zu können, viertausend Dalekarle auf Stockholm rückten 
und die W ahl  des Dänischen Kronprinzen verlangten, und über­
sieht dabei gerne, daß diese Bewegung gegen die damals herr­
schende Aristokratie gerichtet und die W a h l  eines Dänischen P r i n ­
zen so unpopulär in Schweden w a r ,  daß der Zug  der armen
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B auern  ohne allen Anklang blieb und in den S traßen  von Stock­
holm ein trauriges Ende nahm. G ustav 's  III. Anschläge auf 
Dänemark sollten nach den wechselnden Launen dieses Regenten 
bald durch Eroberung, bald in Gestalt von Bündnissen gegen 
R ußland , bald durch eine Heirath durchgesetzt werden. Als die 
schlechte Regierung G ustav 's  IV. zu dessen Entthronung geführt 
hatte und für den Fall des Ablebens des söhnelosen C ar l 's  XIII . 
ein Nachfolger zu erwählen war, dachte man in Kopenhagen dar­
an ,  die W ahl  auf Friedrich VI. zu lenken. E s  ward aber zuerst 
ein P rinz  von Auguftenburg und nach dessen plötzlichem Tode 
Bernadotte zum Thronfolger gewählt. W ir  sehen, daß die D ä ­
nischen Publicisten trotz aller Anstrengung und trotz aller Ver- 
läugnung von Gefühlen, welche in der Dänischen Geschichte von 
Geschlecht auf Geschlecht fortgeerbt sind, nicht den Beweis liefern, 
daß nach dem Stockholmer Blutbade die Idee der Skandinavischen 
Union in dem Bewußtsein der Nordischen Völker fortgelebt hat, 
wohl aber, daß wenigstens zwei Schwedische Könige sehr ernstlich 
daran gedacht haben, Dänemark zu erobern und Schweden ein­
zuverleiben, und daß zweimal am Hofe von Kopenhagen der 
Gedanke aufgekommen ist, durch friedliche M itte l  das Dänische 
Königshaus auf den Schwedischen Thron zu setzen. W ill  matt 
darin den Gedanken der Einheit des Skandinavischen Nordens 
iinden, so w ar derselbe jedenfalls ein begehrlich dynastischer; die 
etzige Schwedisch-Norwegische Dynastie hält aber offenbar die 
Zustände in Dänemark für reif, um die P lä n e  C arl 's  X. und 
E arl 's  XII. zur Ausführung zu bringen.

D ie auswärtige Politik Carl J o h a n n 's  von Schweden mit) 
Norwegen und seines S o h n e s  O sc a r  bis zum Schluffe des Ja h re s  
1855 ist bekannt. Der Kaiser Alerander hatte dem Vater N o r­
wegen versprochen und sein Versprechen gehalten. W ie viel E in-  
'lnß die Dankbarkeit auf den H of  von Stockholm ausübte , wie 
diel die gefährliche Nachbarschaft des fast unmittelbar vor den 
Thoren der Hauptstadt gelegenen übermächtigen Reichs, ist ziemlich 
zleichgiltig; genug die Schwedisch - Norwegische Dynastie, welche 
nicht mehr über Finnland geherrscht hatte , erblickte in dem Erwerb
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Norwegens einen Ersatz für jenes Land, ignorirte die heftige Ab­
neigung des Schwedischen Volkes gegen Rußland, die sehnsüchtigen 
Blicke, welche dasselbe über den Bottnischen Busen hinüberwarf, 
und galt für einen zuverlässigen Freund des Zaarenreichs, gegen 
das sie auch, wie may einräumen m u ß , nur  im B ündniß  mit 
mächtigeren S ta a te n  Front machen konnte. Erst als Sebastopol 
gefallen w ar und die Russischen Kräfte stärker angegriffen schienen, 
a ls  man bisher in so kurzer Zeit für möglich gehalten hatte , ent­
schloß sich König O s c a r  zur Abschließung des. Garantie- und D e ­
fensivvertrags vom 21. November 1855. Die Schweden begrüßten 
dies Ereigniß und die darauf folgenden Rüstungen mit lebhaftem 
J u b e l ,  sie sahen einen Kriegszug nach F innland mit Englisch- 
Französischer Eooperation für nahe bevorstehend a n ;  die N or­
weger waren wenigstens mit dem ostensibeln I n h a l t  des Vertrags 
zufrieden, welcher die Russen von ihrem Gebiet und dem Atlanti­
schen Ocean  fern halten sollte. D e r  Pariser Friede machte für’6 
Erste den Kriegsaussichten ein Ende, die frühere Freundschaft mit 
Rußland war aber, auch wenn m an von Sei ten  Schwedens dazu 
geneigt gewesen w äre ,  nicht wiederherzustellen; der Riß w ar zu 
tief, die Rußland feindselige Richtung des Stockholmer Cabinets 
und des Schwedischen Volks lagen zu unverhüllt vor. B ei  dieser 
S i tu a t io n  hatte die Schwedische Politik gegen Dänemark keine 
weiteren Rücksichten auf Rußland zu nehmen; daß das Verhältniß 
zu dem Dänischen S t a a t  und der Dänischen Dynastie in geheimen 
Artikeln Gegenstand des November-Vertrags geworden, ist neuer­
dings behauptet; wir bezweifeln es aber, daß man sich von 
Seiten  Frankreichs und E ng lands zu bestimmten Zusicherungen 
verstanden hat.

B isher  hatte das Schwedisch - Norwegische K önigshaus  sich 
rücksichtlich der O va t ion en ,  welche auf Veranstaltung der Dänen 
der Skandinavischen Verbrüderung dargebracht w aren , zurück­
gehalten und nur geschehen lassen, w as  keinen gesetzwidrigen Cha­
rakter trug; es konnte auch mit vollkommener R uhe der Sache zu­
sehen, weil es wußte, daß das Schwedische Volk nicht minder als 
das Norwegische der Skandinavischen Id e e ,  sofern sie in das
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politische Gebiet hinüberstreift, Dänemark als ein den beiden 
Nordischen Reichen ebenbürtiges drittes Glied in die Union auf­
genommen wissen will, abhold ist. Aber eine ganz andere Frage 
ist die, ob nicht für die Dynastie Bernadotte, nachdem sie 
durch die Schließung des Novem ber-V ertrags die Rücksicht aus 
Rußland  abgestreift, bei den zerrütteten Verhältnissen des Dänischen 
S t a a t s ,  bei dem nahen Aussterben der regierenden Linie des 
alten K önigshauses ,  bei der E rnennung  eines Thronfolgers durch 
das  Londoner Protokoll,  dem es bisher nicht gelungen ist, sich 
die Anhänglichkeit der Nation  zu erwerben, bei der wenigstens 
in  einem großen und wahrscheinlich in dem beiweitem größten 
Theil des Dänischen Volks tief wurzelnden Ueberzeugung, daß 
Dänemark sich selber nicht mehr helfen könne, daß man sich unter 
den Schutz der Nordischen Mächte begeben müsse, der Augenblick 
gekommen ist, die P län e  früherer Schwedischer Könige znr A u s ­
führung zu bringen, nämlich Dänemark oder einen Theil desselben 
dem Reiche einzuverleiben. W ir  müssen nach der von dem König 
und dem Kronprinzen C arl ,  Vicekönig von Norwegen, seit dem 
besprochenen Vertrage beobachteten H altung  annehmen, daß sie 
jedenfalls die Sache für weit genug gediehen halten, um sich 
ernstlich und praktisch mit derselben zu beschäftigen.

E s  ist nicht zu läugnen, daß Vater und S o h n  es vortrefflich 
verstanden haben , seit der völligen Umwandlung ihrer auswärtigen 
Politik die Skandinavischen Zusammenkünfte und Feste dazu zu 
benutzen, um die D änen  an den Gedanken zu gewöhnen, von 
ihnen und von Stockholm au s  beherrscht zu werden. Auf dem 
Naturforscherverein in Christiania im Vorsommer 1856 trat der 
Vicekönig in den Vordergrund und betonte in öffentlicher Rede 
zum ersten M a l  gewissermaßen officiell die Einheit des Nordens. 
Weiter ging gleich daraus der König in Stockholm. E r  wußte 
den Besuch Dänischer und Norwegischer S tuden ten , jetziger und 
früherer, mit vielem Geschick a ls  eine ihm und seinem Hause dar­
gebrachte Huldigung zu behandeln, machte den W irth  und bereitete 
seinen Gästen einen festlichen und osficiellen Empfang, an dem 
sich höhere Civil- und Militärbeamten mit hervortretendem Eifer
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betheiligten. Nach dem Einzuge der Gäste in Stockholm zogen 
dieselben vor das Schloß; der König und die Königliche Familie 
zeigten sich auf dem Balcon und ließen sich ein Hoch bringen. 
D a n n  erschien der König in der M e n g e , bewillkommnete die Gäste, 
drückte seine Freude über die Verbrüderung der Skandinavischen 
Studirenden a u s ;  ihre Feste hätten nicht blos für den Augenblick 
sondern auch für die Zukunft eine Bedeutung; die Theilnehmer 
träten in den Dienst des S t a a t s  und der Wissenschaft und es 
liege ihnen ob, für die Ehre und Selbstständigkeit des Vaterlandes 
zu wachen; er lade sie nach der Rückkehr von Upsala zu sich ein. 
E in  neunmaliges H urrah  erfolgte, daun unterhielt sich der König 
längere Zeit mit den Einzelnen. Nachdem der Bürgermeister von 
Stockholm die Gäste N am ens der S ta d t  begrüßt, wurden sie auf 
Königlichen Dampfschiffen nach Upsala befördert. D o rt  w ar nach 
dem Vorgänge in Stockholm des officiellen Ju be ls  kein Ende, 
an dem angesehene Schwedische M ä n n e r ,  unter ihnen der Landes­
hauptmann B aron  von Krämer, theilnahmen. D er  Redacteur des 
Kopenhagencr Fädreland entwickelte die Nothwendigkeit der mate­
riellen Bindemittel außer den geistigen, der Erleichterung derCom - 
municationen, der Einheit von M a ß ,  Gewicht und M ünze; die 
Verbindung müsse heraustreten au s  dem Schatten und der O h n ­
macht des P r iva t leb ens , befestigt werden durch staatsrechtliche F or­
men, Verträge und Gesetze Anerkennung vom Auslande fordern; 
eine politische Union sei zu erstreben mit innerer Freiheit und 
Selbstständigkeit, die Gefahr des Zerfallens werde beseitigt durch eine 
dynastische Einheit, die alle Interessen verschmelze. Schon Napoleon I. 
habe 1810 es ausgesprochen, die Nordischen Lande wären durch N a ­
tur und Geschichte zur Einheit bestimmt; die Calmarische Union 
sei an dem Fehler aller Wahlreiche und an der Unfähigkeit 
der erbärmlichen Nachfolger M argarethens gescheitert. D er D ä n i ­
sche Gesammtstaat habe keine Zukunft mit) dessen Verbindung mit 
Deutschen Bundesländern gleiche einer Polnischen Hochzeit. Der 
dem König nahe stehende Oberst Hazelius forderte die Schwe­
dischen S tudenten  auf, sich der Rückfahrt nach Stockholm anzu­
schließen. Auf dem zu Drottningholm gegebenen Fest, wozu die
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höchsten Behörden, der Dänische Gesandte und Dänische Officiere 
eingeladen w are n ,  sprach der König: „Freundschaft und Vertrauen 
sind die W o r te ,  mit denen ich das W ohl des Königs von D ä n e ­
mark und des Dänischen Volks ausbringe. I n  unserer heutigen 
H uld igung  sind sie unzertrennlich, denn beide belebt dieselbe edle, 
vaterländische, gegen u n s  brüderliche Gesinnung. Schwere P r ü ­
fungen  mußten sie durchgehen, aber sie fanden eine unwidersteh­
liche Kraft in  ihrer Einigkeit, in der Gerechtigkeit ihrer Sache; 
stolz und herrlich flattert noch jetzt der Danebrog, den die Feinde 
miederreißen und mit Füßen treten wollten; aber dazu w ar die 
F ahne  zu alt und zu gut." M a n  sieht, daß König O s c a r  den 
D ä n e n  auf Deutsche Kosten zu schmeicheln versteht, um seine P o ­
litik zu machen. Eine fernere Rede des Königs schloß mit den 
W o rten :  „Krieg ist zwischen den Skandinavischen Brüdern  fortan 
unmöglich. Dieser unverrückbare Entschluß steht mit unauslösch­
lichen Zügen in dem Herzen der beiden Nordischen Könige, in der 
Brust  der drei Skandinavischen Völker. M öge die Skandinavische 
Ju g en d  mit ernstem Blicke die große Bedeutung des Nordens auf­
fassen, stets bereit sein, B lu t  und Leben zu lassen für die Ehre 
des N ordens;  unsere schönsten Hoffnungen, die sich an die Z u ­
kunft des Nordens knüpfen, werden dann verwirklicht werden. 
Auf das W ohl der Skandinavischen J u g e n d !"  Als man sich 
im P ark  zerstreut hatte , machten der König und Prinz  August die 
Führer der Gäste. Auf dem am anderen Tage von der S ta d t  
Stockholm gegebenen Feste gaben die Behörden dieselben Gesin­
nungen zu erkennen, wurden in Reden und Gesängen die vom 
König angegebenen Ziele wiederholt bezeichnet. Augenzeugen er­
zählen, daß es an officicllem P runk  und Ju be l  allerdings bei 
steten Festen nicht gefehlt habe, daß eine Begeisterung des Volks 
aber nicht habe zum Vorschein kommen wollen, und daß das 
Ganze bei der Bevölkerung den Anschein ofsiciellen Gepränges 
gehabt, an dem man sich a ls  an einer dein Schwedischen K ön igs­
haute dargebrachten Huldigung betheiligt habe.

König O s c a r  ward nicht müde, mit dem Skandinav ism us 
zw liebäugeln. Schon im September schickte er den Vicekönig
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von Norwegen nach Kopenhagen. D ie  S tudenten  wollten ihm 
einen Fackelzug bringen, w as  das Ministerium veranlaßte, zu 
verkünden, daß politische Demonstrationen zu unterbleiben hätten. 
Doch ward in der Anrede an den Schwedischen Prinzen  das 
Glück hervorgehoben, einem M a n n  gegenüber zu stehen, dessen 
offener, ritterlicher Charakter alles Falsche und Niedrige verachte 
und deshalb nur edle, und große Ziele verfolgen werde. „D e r  
Bund der Nordischen Fürsten beschützt, stärkt, entflammt den der 
Völker, mögen deren Hoffnungen nie erschüttert, nie beschämt 
werden! Ew. Königliche Hoheit sind einem Geschlecht entsprossen, 
das unter der Freiheit siegreichen Fahnen ausgewachsen ist; Engel- 
brecht's und W asa 's  Geist" —  sonderbar genug werden hier die 
Geister der ärgsten Feinde der Union beschworen —  „haben bei 
Ih re r  Wiege gewacht und S ie  beherrschen jetzt ein freies Volk; 
auch wir sind S öh ne  eines freien Landes und Ew. Königliche 
Hoheit werden unsere Huldigung nicht geringschätzen; denn S ie  
wissen, daß freigeborne Seelen ohne Trug  sind, S ie  wissen, daß 
nur freie Lippen den Schlag des Herzens wiedergeben." Der 
Prinz antwortete trotz des Dänischen Ministerialerlasses: „Ich
danke für Euer Wohlwollen und drücke meine Freude a u s ,  daß 
I h r  so treu die Erinnerungen bewahrt,  die I h r  von Fyris  H a in  
und des M a la r  S t r a n d  mitgebracht habt, wo meine Wiege stand. 
I n  Sv ith jods  Thälern und Norwegens Felsen tönt dasselbe Echo 
E ures  Freundschastsrufes, und die Tiefe, die mein Kiel durch­
furchte, ist Zeuge, wie oft die Jugend  des Nordens sich brüderlich 
vereinigte. Euren G ruß  bringe ich meinem Vater und König 
und Euren Freunden, von denen ich komme und zu denen ich 
zurückkehre. I n  Euch ist die Hoffnung der Jugend ,  die Wissen­
schaft, die Vaterlandsliebe vereinigt und diese Verbindung uchert 
die reichsten Früchte; w as  ich heute Abend erlebt, werde ich nie 
vergessen, ebensowenig als die Felsen, von denen ich komme, sich 
spalten werden und der S tu r m  den M a n n  auf Abwege zu führen 
vermag. Diese Fackeln werden erlöschen, aber in mein Herz haben 
sie einen Wiederschein geworfen, der nie dahinschwinden wird." 
Die Dänische Königssamilie trat bei dieser dem Schwedischen
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Thronerben dargebrachten und von demselben angenommenen H u l ­
digung in ihrer eigenen Hauptstadt durchaus in den Hintergrund. 
B ei  Eröffnung des Reichstags im October sprach der König 
O s c a r  die orakelhaften Worte: „Die glückliche Vereinigung im
Norden schlägt mit jedem J a h r  tiefere Wurzeln in dem Herzen 
und dem Bewußtsein der Skandinavischen Brudervölker; treu mei­
nen Pflichten a ls  Unionskönig, durchdrungen von dem Gedanken, 
der dem Bunde zu Grunde liegt, bemühe ich mich, den groß­
artigen B a u  zu vollenden, die Theile desselben auszuführen, 
welche in 's  Leben zu rufen die Umstände bisher nicht zuließen/' 

E s  kann nach dem Obigen von Unbefangenen nicht bezwei­
felt werden, daß der Stockholmer H of  die entschiedensten Schritte 
gethan hat, um sich an  die Spitze der Skandinavischen Bewegung, 
wie man diese in Dänemark versteht, zu stellen, sich dadurch zum 
Herrn  derselben zu machen, und daß er dies in einer Weise a u s ­
geführt hat, die, wenn die äußerlich freundschaftlichen Verhältniße 
aufrecht erhalten werden sollten, füglich nicht rücksichtsloser gegen 
den K openhagen« H of  beschaffen sein durften. Nachdem der 
König von Schweden in Stockholm geredet hatte im S ty l  des 
künftigen Beherrschers des ganzen Nordens mit Einschluß D ä n e ­
marks, benutzte der Kronprinz ganz unverhohlen die Gastfreundschaft 
des Dänischen Kvnigs, um in Kopenhagen selbst sich eine H uld i­
gung bereiten zu lassen, welche dort am Hof, bei der Regierung, 
unter Allen, die sich nicht dem politischen Skand inav ism us mit 
feinen sämmtlichen Konsequenzen in die Arme geworfen, die bit­
terste Verstimmung gegen das Schwedisch - Norwegische K önigs­
haus  hervorrufen mußte, welches trotz aller poetischen Reden, 
aller verhüllenden Floskeln und loyalen Versicherungen bei den 
D änen  den Gedanken zu erwecken kein Bedenken trug, daß D ä ­
nemark seinem Scepter verfallen sei. D er  Kronprinz von Schwe­
den und Norwegen reist nicht von Christiania nach Kopenhagen, 
um als Schönredner vor dem dortigen Publicum eine Gastrolle 
zu geben und Kränze zu ernten; seine Reise w ar eine Fortsetzung 
der Stockholmer Königsreden seines V a te rs ,  nicht über eine poe­
tische Preisaufgabe sondern für einen sehr greifbaren P la n .  M ail
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• hat von Seiten der Dänischen Regierung schon unter Christian VIEL 
in der Skandinavischen Idee einen Bundesgenossen gegen die 
Deutschen Herzogthümcr erblickt und mit derselben freundlich ge­
than; es ist eine wahre Nemesis für Dänemark, daß während die 
Deutschen Mächte nicht müde werden, Noten zu schreiben, die 
man mit Gegennoten abfertigt, der ritterliche Kronprinz des N o r­
dens, der künftige Carl X V .,  in dessen Adern das B lu t  B erna-  
dotte's und Eugen 's  fließt, als Vertreter der Skandinavischen 
I d e e ,  wie sie sich nach den alten Traditionen der Stockholmer 
Regierung dem Schwedisch-Norwegischen Königshause a ls  a u s ­
führbar darstellt, leibhaftig als ein m e m e n to  m o r i  au f  dem Ko- 
penhagoner Schlosse erscheint, alle Erinnerungen an die furcht­
baren Gefahren wach ruft ,  welche die Schwedischen Carle der 
Eristenz des Dänischen S t a a t s  wiederholt bereiteten- D ie viel­
deutigen Worte in der Schwedischen Thronrede konnten ferner 
nicht verfehlen, den unheimlichsten Eindruck zu machen. M i t  
Grund  läßt sich behaupten, daß die Dänische Regierung einen 
Fehler beging, als sie in ihrer Depesche vom 20. Februar d. I .  
ihre Furcht vor der neuen W endung, die man in Stockholm dem 
S kand inav ism us gegeben, vor ganz Europa in naiv unverhüllter 
Weise aussprach, und zugleich durch eine verdeckte Denunciation 
die Mitglieder der Schwedischen Königsfamilie persönlich beleidigte. 
E s  ist nicht abzusehn, w as  diese Depesche nützen sollte, wohl aber 
mußte sie nach Form und I n h a l t  schaden. Jeder konnte daraus 
entnehmen, daß nicht die poetische Idee das Kopenhagener Cabi­
net beunruhigte, sondern die dynastische Begehrlichkeit des Schwe­
dischen Königshauses, welches, insofern es sich um  eine Ver- ' 
größerung und Machterweiterung Schwedens handelt, auf die 
Zustimmung und den Beistand des Schwedischen Volkes rechnen 
kann. D a s  Kopenhagener Cabinet bekämpfte aber in der Depesche 
einen Feind, den es in dieser Weise nicht fassen konnte, weil er 
in dem wenn auch durchsichtigen Gewände dichterischer Gefühle 
und litterarischer Thesen als unschuldig erscheint. Um sich gegen 
den Ehrgeiz und die Vergrößerungssucht Schwedens den Beistand 
auswärtiger Mächte zu erwerben, bedurfte es für Dänemark ge-
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wiß anderer Argumente und anderer" Schritte als einer solchen 
D esavou irung  des S ka nd inav ism us  und einer Denuncirung der 
Schwedischen Regierung durch die W endung, daß man nicht u n ­
tersuchen wolle, ob wirklich das von den Nordischen Mächten be­
obachtete Verhalten das den Umständen entsprechendste gewesen 
sei, und welches hätte gewählt werden müssen, wenn es möglich 
gewesen wäre, im V o raus  die Proportionen abzusehn, welche die 
Skandinavische Bewegung annehmen würde. Wie stark man aber 
auch die Dänische Depesche, welche dem H errn  von Scheel das 
Ministerium kostete, zu tadeln sich berufen halten mag, man muß 
einräum en, daß das Verhalten des Stockholmer H ofs  in Kopen­
hagen als  durchaus unerträglich empfunden sein muß, uud daß 
m an bei Abfassung der Depesche einem wenngleich wenig staats- 
männischen, doch sehr natürlichen D range gefolgt ist, seinem ge­
preßten Herzen Luft zu machen. Dem Schwedisch-Norwegischen 
Cabinet konnte es in seiner Depesche vom 4. April nicht schwer 
fallen, die Denunciation  des Dänischen Ministeriums zurückzu­
weisen und unter Versicherungen der Freundschaft für König und 
Volk von Dänemark die in der Skandinavischen Frage genommene 
Position zu behaupten.

W ir  haben die Gründe entwickelt, weshalb der S ka nd in av is ­
mus mit dem Ziel, Dänemark als selbstständigen dritten S t a a t  
in die Nordische Union eintreten zu lassen, keine Aussicht auf 
Erfolg ha t ,  selbst wenn man annim m t, daß die Dänische K ö ­
nigsfamilie mit dem durch das Londoner Protocol! ernannten 
Thronfolger abdicirt oder zum Rücktritt gezwungen wird. D aß  
die Einheit des Nordens in der Bedeutung, wie man sie wohl 
hier und dort aufgefaßt hat, nämlich in der Form eines einheit­
lichen Reichs unter Beseitigung der selbstständigen und n u r  durch 
Personalunion verbundenen S ta a te n ,  auf unbesieglichen Wider­
stand bei den Norwegern stoßen würde, bedarf keines Beweises. 
Dagegen hat die Behandlung, welche die Familie Bernadotte der 
Skandinavischen. Frage seit dem N ovem ber-V ertrag  hat zu Theil 
werden lassen, wie wir sie auffassen, einen vernünftigen und staats­
klugen S i n n  und wird unter bestimmten Voraussetzungen keines­
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wegs auf unüberwindliche Schwierigkeiten stoßen. E s  gab n u r  
Einen W eg, die Dänische Monarchie zu erhalten, nämlich dem, 
welchen die Schleswig-Holsteiner vor 1848 und noch, während 
des Kriegs einschlagen wollten, das alte Bundes-  oder U n io n s ­
verhältniß zwischen dem Königreich und den H erz og tü m ern  tu  
zeitgemäßer Form aber in scharfer Abgränzung der beiden nnir-  
ten S taa ten  wiederherzustellen, und solchergestalt die unter dem 
Scepter des Königs von Dänemark und des Herzogs von S ch les­
w ig-H ols te in  vereinigten Dänischen und Deutschen Länder zu 
einem Bindeglied zwischen Deutschland und dem Skandinavischen 
Norden zu machen, welche beide für den Krieg und den Frieden 
auf die engste Verbindung mit einander angewiesen sind. D ie  
D än en  verwarfen diese Id e e ;  nachdem über dieselbe ausgebroche­
nen Kampf wurden die Schleswig-Holsteiner in den unter R u ß ­
lands Auspicien geschaffenen Dänischen Gesammtstaat hineinge­
zwängt. Dieses neue S taatsw esen  hatte nur  dann Aussicht auf  
dauernde Eristenz, wenn der Krieg, und die von Deutschland 
einerseits und von Dänemark andererseits erlittene Behandlung 
die Lebenskraft der Schleswig-Holsteiner gebrochen hätte. W enig 
mehr a ls  sechs Ja h re  sind verflossen und im Ernste wird dies 
Keiner mehr glauben, weder in W ien und Berlin noch in Kopen­
hagen. W a s  soll jetzt geschehen? Ueber jene Unionsidee ist das 
Rad  der Geschichte hinweggegangen; w a s  auch die D oktrinärs  
sagen mögen, sie ist unter der Dänischen Herrschaft in dem B e ­
wußtsein und dem Gemüthe des Schleswig-Holsteinischen Volkes 
erloschen und deshalb unausführbar. E s  bleibt nichts Anderes 
übrig a ls  völlige T rennung ,  die in der einen oder der anderen 
Form zur Ausführung kommen wird. D ies  weiß man in Stock­
holm so gut wie anderswo. D er  tägliche Hülferuf von Dänemark 
aus  hat ja eben seinen G rund  in der Ueberzeugung, daff man 
selbst, trotz der Gunst des Augenblicks, nicht Herr  werden kann 
über die Schleswig-Holsteiner, daß die Entwaffneten wenigstens 
noch Kraft genug haben, den Dänischen S t a a t  zu zersetzen. Auf 
eine Nordische U nion, wie die D änen  sie wollen, können und 
werden sich unsers Erachtens die Schweden und Norweger, wird
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sich der Unionskönig nicht einlassen; aber die Skandinavische 
Idee  ist vortrefflich dazu angethan, um die D än en  einerseits in 
dem Gefühl zu bestärken, daß sie sich in der Unmöglichkeit befin­
den, ihre bisherige staatliche Sondereristenz fortzuführen, und sie 
andererseits an den Gedanken Schwedischer Herrschaft zu gewöh­
nen. W ir  haben gesehen, wie gut der König und der Kronprinz 
von Schweden bisher zu operiren verstanden; wie lange es noch 
dauern wird, bis man die M aske ablegt, ob man dies jemals 
ganz thun wird und in welchen Formen, ob man nicht, wie es 
wahrscheinlich ist, den G an g  der allenfalls beschleunigten Ereig­
nisse abwarten und sich durch den D ran g  der Umstände zwin­
gen lassen w ird ,  sich der armen D ä n e n  anzunehmen, wird die 
Zukunft lehren.

W ir  glauben nicht, daß die Schwedische S t a a t s -  und H a u s ­
politik daran denkt, mehr a ls  die Dänischen Inse ln  für Schweden 
zu gewinnen; auch Carl X. und Carl XII. sollen nur  diese und 
Norwegen haben erwerben wollen; w a s  die Cimbrische Halbinsel 
an lang t ,  so mögen sie zunächst an daö nahe verwandte und be­
freundete Holstein-Gottorpische H a u s  gedacht haben. F ür  diese 
Beschränkung spricht auch das vou u ns  in einer früheren Schrift 
beleuchtete Verfahren des Stockholmer Cabinets während des 
J a h re s  1848, dafür spricht vor allen D in g e n ,  daß man in Stock­
holm nicht übersehen kaun, Deutschland werde es nicht dulden 
dürfen, daß nach der Auflösung der Dänischen Monarchie eine 
andere und stärkere Macht festen Fuß auf der Cimbrischen H a lb ­
insel saßt. M a n  mag augenblicklich eine solche Politik Deutsch­
lands utopisch nennen, darüber in Deutschland selbst die Achsel 
zucken; sie wird von dem Augenblicke a n ,  daß sich eine wirklich 
starke Deutsche Macht entwickelt, eine gesunde und nothwendige 
Deutsche Politik genannt werden. W ir  halten es nicht für w ahr­
scheinlich, daß man in Stockholm auf die Fortdauer Deutscher O h n ­
macht glaubt speculiren zu können, am Wenigsten in der Dänischen 
Frage , die doch nur dann im Schwedischen Interesse gelöst wer­
den kann, wenn Deutschland sich mit dem Norden gegen Rußland 
verbündet, w as  aber wiederum nur bei einer Umwandlung

Be s e l e r ,  Zur Schlesw.-Holst. Sache. 7
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der Deutschen inneren und ausw ärtigen  Politik möglich ist. M a n  
muß also entweder seine P läne  aufgeben oder ans eine Verstän­
digung mit einem nicht mehr ohnmächtigen Deutschland rechnen. 
D enn  wenngleich der N ovem ber-V ertrag  Schweden von Rußland 
löste und ihm die neuerdings eingeschlagene Richtung bei B ehand­
lung der Skandinavischen Frage ermöglichte, so ist doch auf den 
activen Beistand der damaligen Verbündeten in dieser Angelegen> 
heit keineswegs zu rechnen, man müßte andels die Fortdauer der 
schon mehr als zweifelhaft gewordenen Allianz zwischen Frankreich 
und England voraussetzen, und ferner die bisher nicht erwiesene 
Geneigtheit der Alliirten, Schweden durch einen neuen Krieg mit 
Rußland zum Besitz eines Theils von Dänemark zu verhelfen. 
E s  wird zwar jetzt mit Bestimmtheit behauptet, daß unmittelbar 
vor dem Pariser Frieden ein engerer Allianztractat dem Abschluß 
nahe gewesen sei; wir lassen dies dahin gestellt.

Angenommen aber, daß wir u n s  irrten über den praktischen 
Werth der Skandinavischen Idee und die S tellung  des Schwedi­
schen Königshauses zu demselben, daß wirklich trotz aller dagegen 
sprechenden Gründe das Königreich Dänemark Aussicht hätte, a ls  
dritter selbstständiger S t a a t  in die Nordische Union ausgenommen 
zu werden, so wäre dies allerdings nur möglich bei einer Ansicht 
Schwedischer S ta a tsm ä n n e r  über die Zukunft Deutschlands, die, 
w enn sie von Deutschen gehegt würde, als feige Hoffnungslosigkeit 
zu bezeichnen wäre. Selbst dann aber würden Schweden und 
Norwegen wünschen müssen, nur  die Dänischen Inse ln  als einen 
Duodezstaat sich zuzugesellen. D en n  Jü t la nd  würde doch immer 
ein Ausläufer des Europäischen Continents im Gegensatz gegen 
die Skandinavische Halbinsel mit den daran gränzenden Inse ln  
bleiben, und der Besitz jenes Landes immer die Gefahr in sich 
schließen, in die kontinentalen Verhältnisse verwickelt zu werden, 
während die Schweden und Norweger es als eine besondere 
Gunst ihrer geographischen Lage zu betrachten gewohnt sind, sich 
mehr wie irgend ein anderer Europäischer S t a a t  isolireu zu 
können, wenn und soweit dies ihren Jnteresien entspricht. 
Beim  M ange l  engerer Verhältnisse zu einem mächtigen Deutsch-
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land müßte ihnen dies in erhöhtem M aße wünschenswerth er­
scheinen.

Die Dänischen Skandinaven sind eine außerordentlich rührige 
P arte i .  S e i t  einer Anzahl von Ja h re n  ermüden sie nicht in 
ihrem Eifer, durch die Presse, durch Vereine, wissenschaftliche Ver­
sammlungen, Volksfeste u. s. w. das Dänische Volk zu bearbeiten 
und für ihre Ide en  in den Nordischen Reichen Terrain  zu ge­
winnen. E in  gewisses Geschick zu intrigniren ist ihnen nicht zu 
bestreiten; die Skandinavischen Völker sind freilich für Schmeiche­
leien nicht unzugänglich, hören es gern, wenn die Herrlichkeit des 
Nordens in Versen und Prosa  gepriesen w ird ,  lächeln aber doch, 
wenn die D ä n e n  ihnen in ungereimten Jam ben  begreiflich machen, 
daß O d ins  S ö h n e  nach der Vereinigung der drei Reiche berufen sein 
werden, mit eigenen Machtmitteln F innland wieder zu erobern und 
zu behaupten, Rußland in seine S teppen  zurückzuweisen und 
Deutschland zu P aa ren  zu treiben. D aß  in Schweden einzelne 
heißblütige Seelen  für solche Ueberschwenglichkeiten gewonnen sind, 
darf nicht Ln Verwunderung setzen. D ie Dänischen Skandinaven 
beschränken ihre Thätigkeit aber nicht aus ih r ,  wie sie meinen, 
eigenstes Gebiet, sie suchen auch in Frankreich und England P r o ­
paganda zu machen;» die Skandinavischen Artikel in der Presse 
jener Länder sind sofort an den bekannten banalen Phrasen und 
Schlagwörtern, ihren unvermeidlichen Ursprungszeugnissen zu er­
kennen. W ir  wollen schließlich einige Blicke ans die neueste Litte­
ratur in der Skandinavischen Frage werfen.

E in  Schwede Lallerstedt hat in P a r i s  ein Buch unter dem 
Titel: L a  S candinav ie ,  ses  c ra in te s  e t  ses esp é ran ces ,  er­
scheinen lassen, das in Betreff der Beurtheilung Dänischer V er­
hältnisse sich vollkommen dem Fädreland anschließt, Dänemark 
aber sowohl als Norwegen in der Union nur  a ls  Nebenländer 
Schwedens behandelt, welche diesem zu dem Besitz aller Provinzen 
verhelfen sollen, die eS jemals gehabt, zu seinen natürlichen 
Gränzen, die der Verfasser an der N ew a , am Ladoga und O nega, 
ant Flusse W u g  und ant weißen M eer findet; w a s  westlich liegt, 
gehört zu Finnland. H err  Lallerstedt verlangt zur Sicherheit des

7 *
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Skandinavischen B undes  beide Ufer der Ostsee, also wohl 
mindestens die jetzigen Russischen Ostseeprovinzen, wenn nicht noch 
mehr. W er mit verhältnismäßig so geringen M itte ln  und im 
Vertrauen aus die idées N apo léo nn ien nes  so gewaltige Resul­
tate erreichen will , wird es allerdings nicht.schwierig finden, D ä ­
nemark in die Nordische Union aufzunehmen. I n  der R evue  
des  d eux  rno nd es ,  M aiheft 1857, findet sich ein Aufsatz von A. 
Geffroy über die Skandinavische F rage , welcher nichts ist a ls  eine 
Französische Ueberarbeituug der Artikel des Fädreland. D er  V er­
fasser ist der Verhältnisse so unkundig, daß er, a ls  man ihm in 
H am burg Vorwürfe über seine Parteilichkeit gegen Deutschland 
machte, darüber seine Verwunderung ausdrückte; in Kopenhagen 
sei man mit seinem Aufsatz sehr zufrieden gewesen, es befremde 
ihn ,  daß man es nicht ebenfalls in Deutschland sei. E in  M a n n ,  
der sich Arnliot Gellina nenn t ,  nach der Keckheit der von ihm 
vorgetragenen historischen und statistischen Unwahrheiten und nach 
gewissen eigenthümlichen W endungen zu urtheilen ein Dänischer 
Skandinave, hat in Schwedischer Sprache ein Buch über die 
Skandinavische Frage erscheinen lassen*), welches ebenfalls die 
hundertmal gedroschenen Phrasen der Kopenhagener Eiderdänischen 
Presse wiederholt und sich besonders durch fcie Art auszeichnet, in 
welcher es die Deutschen Schleswiger behandelt. E r  begreift es, 
daß die Flamländer in Belgien ihre Nationalität gegen Franzosen 
und W allonen aufrecht halten wollen; daß aber einige Hundert, 
höchstens einige Tausend, ein unverständliches Deutsch redende 
Personen , welche hier und da zerstreut, besonders in den süd- 
Schleöwigschen S täd ten  lebten, darauf Anspruch machten, eine 
Nationalität zu repräsentiren, sei unerhört. W enn der Verfasser 
auch die Thatsache gekannt hätte , daß Schleswig-Holstein Deutsch 
genug ist, um nach Versorgung der Kieler Universität ein Viertel­
hundert M ä n n e r  der Wissenschaft, und darunter nicht wenige ersten 
R a n g e s ,  an andere Deutsche Hochschulen abzugeben, und daß

*) D en  Skandinaviska F ra g a n . N a g ra  Betraktelser I  S a k  a f A rnliot 
G ellin a . Stockholm  1857 .
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Schleswig dazu sein volles Contingent gestellt hat ,  er würde 
dieser Thatsache ebensowenig gedenken, a ls  er des Umstands ge­
dacht hat ,  daß der landesherrliche Commissär und die Dänische 
M ino r itä t  in  der letzten Schleswigschen Ständeversammlnng in allen 
Fragen von einer großen Deutschen M ajori tä t  geschlagen wurden. I m  
sichtbaren Bunde mit Gellina antwortet ihm sein Freund Thorodd 
S u o r r a s o n * ) ,  der ihn zum letzten M a l  vor acht Jahrhunderten 
in Jämteland gesehn hat ,  daß er seine Sachen vortrefflich gemacht. 
„W ir  fordern die Hülfe S chw ede n -N o rw eg ens ;  gegen den 
Druck des großen Deutschlands von S ü d e n  her müssen wir den 
Druck des ganzen Nordens von der entgegengesetzten S e i te  setzen, 
sonst wird die Anziehungskraft des schweren Germanischen Körpers 
zu stark ans Südscbleöwig. Schleswig aufgeben heißt für mich 
soviel als Dänemark aufgeben, und Dänemarks Auflösung folgt 
unvermeidlich der Verfall des N ordens , um nicht noch mehr zu 
sagen."

Die Redaction der Dänischen Zeitschrift „Nord und S ü d "  
hat eine Reihe von Artikeln, welche vom 1. J u n i  1856 bis zum 
7. April d. I  in jenem B la t t  erschienen, besonders abdrucken 
lassen**;, um die geschichtliche Entwicklung des SkaudinavismuS 
seit dem letzten Upsalazug bis zur Depesche vom 20. Februar 
nachzuweisen und zur richtigen Auffassung des W ahren und Unwahren 
in dieser Angelegenheit beizutragen. E s  hat ein besonderes I n ­
teresse, sich darüber zu unterrichten, welchen Eindruck die Vorgänge 
in Stockholm, die Anwesenheit des Schwedischen Thronfolgers in 
Kopenhagen nicht allein auf die Regierung, sondern auch auf das 
Publicum gemacht haben. „ W a s  die Skandinavische Agitation 
an lang t ,"  beißt es zum Beispiele in einem Artikel vom 12. N o ­
vember , „so ist diese ««bezweifelt dynastischer Art. M a u  merkt 
es dein Ganzen a n ,  daß die Sehnsucht der Nordischen Nationen 
nach Vereinigung, welche auf Berücksichtigung Anspruch hat , dar-

*) D en  Norske Union. Sendebrev T tl A rnliot G eltin a  F ra  H a n s G am le  
B en  Thorodd S n orrason . K iöbenhavn 1857.

* * )  D en  rette Skandinavism e-. K iöbenhavn 1857 .
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auf h inaus läu f t ,  theils Dänemark unter die Schwedische Dynastie 
zu bringen, theils dynastischen P lä n e n  gerecht zu werden. D ie  
Schwedischen B lä t te r ,  besonders das Aftonblad und die G o then ­
burgische H a n d e ls -  und Schifffahrtszeitung gerathen in  großen 
Eifer, äußern ihren Unwillen darüber, daß Prinz  Christian Sitz 
im S taa tö ra th  erhalten ha t ,  drohen damit, daß er doch den Thron  
verlieren könne, züchtigen die Dänischen B lä t te r ,  die nicht Schwe­
disch-dynastisch genug sind. D am it  halte m an  die D rohungen  
Deutschlands zusammen, daß wir aus  Schleswig heraus sollen, 
und andere P lä n e  wegen dessen Theilung. D ie  geehrten Schwe­
dischen B lä t te r ,  welche solchergestalt u ns  zur rechten Zeit zum 
Gehorsam ererciren, sind vielleicht für eine Bemerkung- zugänglich. 
E s  kommt u n s  nämlich so vor ,  daß es doch im Ganzen für die 
Skandinavische Idee gleichgültig sein muß, ob der König Carl 
oder Christian heißt." D ie Furcht vor einer Auflösung Dänemarks 
durch die Nordische Union mehrt sich von einem Artikel zum an ­
deren; am 26. November sagt das B la t t :  „W ir  wollen kein
W ort  sagen, welches im Geringsten Eifersucht zu erwecken geeignet 
sein könnte; aber wer ist unter der bestimmten Voraussetzung 
schwächer a ls  wir D ä n e n ,  die w ir nicht allein die Anker kappen, 
indem wir dort Hülfe suchen, sondern auch bei jeder Gelegenheit 
es aussprechen oder andeuten, daß die Nordische Stärke dort oben 
ist, daß wir selbst u n s  n u r  durch größere Weichheit und Milde 
auszeichnen, daß unser Volksbewußtsein in der Litteratur geblüht 
hat und daß die des Nordens noch blühen wird. M öge man 
hinweisen auf den 2. A pril , auf die Schlachttage von Schleswig 
und Jdstedt. An dem Tage, an welchem Dänemark aufwacht und 
findet, daß es nicht selbst die Krone trägt, daß es unter dem 
Schutz des Nordens in ganz anderer Weise steht a ls  Norwegen 
unter dem Schutze Schwedens —  und Norwegen w ar  doch in J a h r ­
hunderten kein selbstständiges Reich gewesen — , daß seine eigene 
abgesonderte Flagge sich nicht länger auf den Meeren zeigt, daß 
es für die Weltgeschichte nicht länger unter eigenem Nam en eristirt; 
an  dem Tage wird Dänemark vollständig todt, und es wird nur 
noch eine Frage der Zeit sein, w an n  das Deutschthum sich über
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die ganze Halbinsel erstrecken und die Inse ln  Theile Schwedens 
sein werden." I n  dem Artikel vom 12. December wird dem 
Fadreland vorgeworfen, daß es in der Uebersetzung einer Cor- 
respondenz der T im es ans  Berlin  die Worte ausgelassen habe:
„D ie  Norweger gehen sogar so weit, sich zu weigern, Jü t la nd
mit aufnehmen zu wollen." Offenbar ist es dem B la t t  vollkvm- - 
men klar geworden, w as  Dänemark von der dynastischen Begehr­
lichkeit des Schwedischen Königshauses zu erwarten ha t ,  welches 
in der Union n ur  seine Hausinteressen und Schwedens Vergröße­
rung vor Augen haben würde.

W ir  haben schon gesehen, daß zwei der verbreitetsten und
einflußreichsten Schwedischen B lätter  die Skandinavische Frage als 
eine Schwedisch-dynastische betrachten. E s  ist von Interesse, die 
Ansicht des bekannten Schwedischen Publicisten von Crusenstolpe 
kennen zu lernen, von dem man als demokratischen Patrioten , 
unbeugsamen Oppositionsm ann, tödtlichen Feind R u ß lan ds ,  der 
niemals die geringste P ie tä t  für das Schwedische K önigshaus  an  
den T ag  gelegt ha t ,  erwarten könnte, daß er in Uebereinstimmung 
mit den Dänisch-demokratisch-Skandinavischen Ansichten, au s  H aß  
gegen Rußland und ohne Vorliebe für die dynastischen P län e  des 
K önigs und des Kronprinzen sich den Dänischen Skandinaven 
mit der ganzen Energie seines Geistes und der ganzen Heftigkeit 
seines Charakters anschlösse. I n  der von ihm herausgegebenen 
Zeitschrift erklärt er sich im October 1856 auf das Allerentschiedenste 
gegen die Dänische Unionsidee. E s  sei schon schwer genug für 
den gemeinschaftlichen Monarchen, zugleich Schweden und N o r­
wegen gerecht zu werden; es sei aber eine Art politischer Kunst­
reiterei, wenn dieses Kunststück mit noch einem dritten Reiche 
aufgeführt werden sollte. D e r  Redacteur des Fädreland hatte in 
Upsala in einer Rede gesagt, daß mit Dänemarks Aufnahme in 
die Union Norwegen sich gestärkt fühlen werde, da beide in  N a ­
tionalität und Einrichtungen einander näher stünden- als Schweden. 
Crusenstolpe antwortet: „Für  Schweden unter einer erblich-mon- 
archsichen Regierung taugt keine Union mit einem anderen Lande, 
es sei denn in der Form einer Einverleibung in das Stammreich,
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wie es früher mit Finnland der Fall w ar  und noch jetzt mit 
Schonen, H o lland , Bleking und Bahuslehn . I s t  es eine solche 
Union, welche die Bewohner von Seeland und Fühnen erstreben, so 
können sie sich überzeugt halten, daß sie in  den Schweden auf­
richtige und hingebende Brüder finden werden. Deswegen ist es 
den Schweden völlig gleichgültig, w as  die P a r te i ,  welche unter 
der Leitung der Dänischen Camarilla steht, wünscht oder nicht 
wünscht. I s t  es die Absicht der D ä n e n ,  ihre besondere S te l lung  
als S t a a t  zu behalten, aber sich unter dem P u rp u r  der Schwe­
dischen Dynastie zu verkriechen, so müssen sie sich selbst schützen, so gut 
wie sie können." Crusenstolpe macht es zur ausdrücklichen B e ­
dingung der Einverleibung der Dänischen Inseln  in Schweden, 
daß die Jütische Halbinsel ausgeschlossen werde. F ür  Schweden 
werde der Besitz dieses Landes so gefährlich sein, daß m an nicht 
einmal die Dänischen Inseln  übernehmen dürfe, wenn diese nicht 
alle Ansprüche nicht allein aus Schleswig und Holstein, sondern 
auch auf Jü t land  abschwüren. Deutschland werde den H a h n  nicht 
in Ruhe setzen, ehe es seine natürliche Gränze im Norden erreicht 
habe, und diese sei Skagen —  die äußerste Nordspitze J ü t ­
lands — . Dänemarks Sache gegen Deutschland sei eine Frage,
deren Erledigung keine Einwirkung auf Schwedens Staatöinteressen 
habe, und welche die D änen  daher auf eigene H and  zur Entschei­
dung bringen möchten, so gut sie könnten. D en n  für Schweden 
würde Jü t la nd  eine unnatürliche und zu weit abliegende Besitzung 
sein; es würde eine landesverrätherische Politik für Schweden sein. 
Menschen und Geld zu opfern, um im Unionscostüm Dänemark 
in seiner Sache gegen Deutschland zu Helsen. Molbech in seiner 
früher citirten Schrift über den Skandinavischen Einheitsgedanken 
behauptet, daß Tausende und aber Tausende verständiger, den­
kender und praktischer M ä n n e r  in Schweden, welche mit den 
inneren Zuständen, den wirklichen Staatöinteressen und der herr­
schenden S t im m ung  des Landes bekannt w ären , die Ansichten 
Crusenstolpes W ort für W ort  unterschreiben würden. Molbech ist 
freilich Gesammtstaatsmann und wir räumen ein, daß seine Ur­
theile in Parteischristen mit Vorsicht aufzunehmen sind; wo es sich
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aber um die Behauptung von Thatsachen handelt, die er so genau 
kennt, wie die Schwedischen Zustände, verdienen seine Aeußerungen 
gewiß beachtet zu werden.

I n  Norwegen erklärte schon im Jah re  1811 ein bekannter 
Schriftsteller Olnfsen * ) ,  es sei wünschenswerth, daß eine auf 
E inheit  gegründete nähere Verbindung zwischen Norwegen und 
Dänemark zn Wege gebracht werden könne; aber die verschiedene 
Natnrbeschaffenhcit dieser Länder und der sehr abweichende C ha­
rakter der Bewohner derselben wären zn stark ausgeprägt, um 
einer solchen Hoffnung irgend eine N ahrung zn geben. Nach dem 
a n s  der Schrift des Professors Munch bereits Mitgetheilten wird 
m an  schon entnommen haben, daß seiner Ansicht nach jetzt eine 
solche Hoffnung noch weniger Nahrung  findet. Munch ist der 
geschworene Feind des Dänischen heuchlerischen und gleißnerischen 
S ka nd in av ism us ,  welcher in den Nordischen Reichen H aß  gegen 
Deutschland säen. will, und der entschiedenste Vertreter eines 
engen Bündnisses Skandinaviens mit Deutschland, um Rußland 
die Spitze zn bieten; wir geben seine Ansicht mit seinen eigenen 
W orten :  „ E s  ist also klar, daß ein rationeller Skand inav ism ns 
keineswegs gegen Deutschland Front zu machen, sondern vielmehr 
mit Deutschland sich innigst zn vertragen und zn verbinden habe. 
E r  hat die Nordisch-Germanische Nationalität  insgesammt zn um­
wehren und wider einen Russischen S la v i s m n s  sicher zu stellen. 
E s  gilt, diesen zurückzuweisen, insofern er unzweifelhaft die T en ­
denz ha t ,  westlich vorzudringen und sich bis an die Meere E u ro ­
pas  auszudehnen, wie es bereits mit Finnland geschehen ist. Der 
Wachtposten Skandinav iens ist am weißen M eer ,  nicht an der 
Elbe oder Eider. E r  hat sich an Deutschland anzulehnen, statt 
ihm zn trotzen. Kein H a ß ,  kein widriges Gefühl ist stattnehmig 
nach der Seite  hin, sondern ein Schutz- und Trnhbündniß. D ies 
ist die neue P h a s i s , die dem S kand iuav ism us erst gegeben wer­
den muß, jedoch schon ans  den officiellen Betrachtungen der West-

*) N og le  physikalske og politiske Bem ärkninger over den Danske S t a t  
af (S. O lnfsen , 1811 .
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mächte hervorgeht. D ies  der wahre S ka nd tn av iö m u s , seine ver­
nünftige Berechtigung, sein politisches Ziel. D er  Dänische S k a n ­
d inavismus ist gegen diesen ein blindes Tappen in der I r re ,  
nach Leidenschaftlichkeit und partikulärer Einseitigkeit und gehört 
einer unberechtigten partikulären Gefühlspolitik an." M a n  steht, 
Munch hat in Betreff der S tellung  Skandinaviens zu Deutsch­
land den richtigen Grundgedanken, aber bei der Verwirklichung 
dieses Gedankens verschwimmen seine Vorstellungen über M itte l  
und Wege in 's  Nebelhafte. E r  wirft den D änen , ihrer unglaub­
lichen Selbstüberschätzung, die Hauptschuld des Zerwürfnisses auf 
der Cimbrischen Halbinsel, des S tre i te s  zwischen Deutschen und 
D ä n e n  vor, glaubt aber, daß der Riß  geheilt werden könne, so­
bald nur  die stupiden nationalen Rücksichten zum Schweigen ge­
bracht wären. D ie D än en  wären doch ein Mischvolk und müßten 
sich mit den Schleswig-Holsteinern in einem Gesammtstaat ver­
tragen können; es sei zu verwundern, wenn die Holsteiner unter 
Voraussetzung einer gerechten Behandlung von Sei ten  der D än en  
isolirenden S tim m ungen  R aum  gäben und sich krampfhaft an eine 
Chimäre vom „einigen großen Vaterland" festklammerten, über 
welche n u r  noch schwache Illusionen vorherrschten. Vielleicht habe 
jedoch die Skandinavisch-Eiderdänische Agitation schon so giftige 
Früchte getragen, daß Versöhnung unmöglich sei. D ie Geschichte 
der letzten Schleöwigschen Ständeversammlung offenbare einen 
unheilbaren Bruch, eine feindliche S t im m u n g ,  die nicht leicht zu 
überwinden sein werde. Und dennoch sei S kand inav ism us ohne 
Beseitigung dieser S t im m u ng  undenkbar, und Dänemark thäte 
dann besser, sich Deutschland ganz und gar anzuschließen. Oder 
es müßte die so lange befürchtete Auflösung des Dänischen S t a a t s  
eintreten, das kontinentale Dänemark müßte nach S üd en  gehen, 
Seeland Schwedisch werden. E r  wolle aber trotzdem noch an 
eine Versöhnung glauben. E s  ist klar, daß Munch ein M a n n  
von weitem Gesichtskreis und lebendiger Freiheitsliebe ist, der 
die Germanische Freiheit im Norden auf recht halten und thunlichst 
in Deutschen Territorien herstellen möchte. I n  seinem Eifer ver­
liert er sich aber in eine kosmopolitische Unterschätzung des ge­
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schichtlich Entwickelten und des Nationalen auf der Cimbrischen 
Halbinsel;  obgleich in  seiner ganzen Schrift auch keine Andeutung 
vorkommt, daß er a ls  Norweger das Geringste von der starren 
nationalen Abgeschiedenheit seines Landes den Schweden oder gar 
den D änen  gegenüber opfern möchte, will er trotz alledem die 
Hoffnung nicht aufgeben, daß Deutsche zu Gunsten der D änen  
ihre Selbstständigkeit und ihr nationales Leben hingeben werden, 
w enn  man ihnen n u r  die inhaltslosen Formen der Freiheit biete. 
E r  kennt offenbar die Schleswig-Holsteinische Sache nicht, hat 
keine Vorstellung davon, daß das Dänische „Mischvolk", eben weil 
es das Bewußtsein hat, von Deutschen Elementen mehr oder we­
niger angegriffen zu sein, desto feindseliger gegen die Deutschen 
gestimmt ist, welche seine Sondereristenz selbst auf friedlichem Wege 
in  dem langsamen G an g  der Geschichte auszulöschen drohen. 
W e n n  wir auch bei ihm einer geringen M einung  von der politi­
schen Würdigkeit der Deutschen Nation begegnen, so dürfen wir 
darin wie in so vielen anderen Kundgebungen des Auslandes 
nur  eine Aufforderung finden, dasselbe durch die T ha t  eines Bes­
sern zu belehren. Nicht dadurch wird der Deutsch-Nordische Bund  
ermöglicht werden, daß Dänemark, wie Munch sich ausdrückt, nach 
Beseitigung der Eiderdänischen Wahngebilde mit so vielen D eu t­
schen Provinzen, als es n u r  erwarten kann, in denselben eintritt, 
sondern nur dadurch, daß zunächst eine feste Gränze zwischen 
Deutschland und Skandinavien  gezogen, solchergestalt der Keim 
künftiger Streitigkeiten erstickt w ird, und dann die beiden Zweige 
der großen Germanischen Völkerfamilie sich zum Heile der Mensch­
heit die Bruderhand reichen. Dazu gehört, aber, daß Deutschland 
und der Norden sich über das Schicksal Dänemarks verständigt, 
dasselbe unschädlich gemacht haben, weil cs sonst in seinem eitlen 
W ahn  nie ermüden w ürde, die Drachensaat der Zwietracht zu 
säen; dazu gehört vor allen D in gen ,  w a s  Munch in seiner dok­
trinären Unschuld übersieht, daß ^Deutschland, das Hauptglied des 
zu stiftenden B undes, vorher wenigstens den entschiedenen Willen 
gefaßt habe, seine Sache mit Rußland vollständig zum Austrag  
zu bringe».
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Einige andere Erscheinungen in der Litteratur über die S k a n ­
dinavische Frage sind von geringerer Bedeutung. E in  U ngenann­
te r * )  sucht die Behauptung festzuhalten, daß die Skandinavische 
Idee seit der Calmarischen Union in der Geschichte fortgelebt habe; 
wir haben über solche Versuche gesprochen. D er  B aro n  B liren  
Finecke, vermählt mit einer Hessischen Prinzessin, Schwester der 
Gemahlin des Thronfolgers, Prinzen Christian von Dänemark, 
kämpft in einer bcmerkenswerthen S c h r i f t* * )  gegen den dynasti­
schen Ehrgeiz des Schwedisch-Norwegischen H a u se s ,  der neuer­
dings in Kopenhagen so viele Unruhe verursacht hat. E r  macht 
deu für seinen Zweck, nämlich die Skandinavische Id e e ,  wie man 
sie in Schweden ausbeutet, auf die Griechischen Calenden zu ver­
schieben, wohl berechneten Vorschlag, daß das Dänische und Schwe­
disch-Norwegische K ön igshaus sich gegenseitig adoptiren sollen, 
und daß der zuletzt blühende M annsstam m berechtigt sein soll, die 
drei Kronen zu tragen. E in  Anonymus nimmt von dieser Schrift 
Veranlassung, den S k a nd in av ism us ,  dessen Verwirklichung keinen 
Aufschub leide, nur  unter zwei Voraussetzungen für praktisch zu 
erklären, daß nämlich erstens das Londoner Protocol! mit der darin 
angeordneten Erbsolge aufgehoben werde, weil man sonst zu kei­
nem Compromiß zwischen den Nordischen Reichen gelangen könne, 
und daß zweitens Dänemark mit der zur Monarchie gehörigen 
Deutschen Nationalität sich abfinde, weil nur auf solche Weise 
die Zukunft Skandinaviens gegen die stets vom S ü d e n  her 
drohende Einmischung gesichert und Schweden-Norwegen zur Ver­
einigung mit Dänemark bewogen werden k ö n n e* * * ) .  I n  diesen 
Gedanken sind so viele Körner unbefangener politischer Einsicht, 
daß wir die Schrift keinem D änen  sondern einem Schweden zu­
schreiben möchten. E in  fernerer Ungenannter räth zur Verhöh­
nung und zum Frieden in dem Dänischen Gesammtstaat, der, 
wenn erst P rinz  Ehristian den Thron  bestiegen haben und in den

*) S k an d in av ism en s historiske Udvikling. N o g le  Bem ärkninger foran­
ledigede ved den sidste Moldbechske P iece . K iöbcnhavn. 1857 .

**) Skandinavism en  praktisk a f B liren  Finecke. K iobenhavn 1857.
***) S k and in avism en  og B lire n  Finecke. K iobenhavn 1857 .
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Herzogthümern ein neues Geschlecht herangewachsen, wenn die 
letzten S p u re n  des Aufruhrs verschwunden sein würden, D eu t­
schen und D änen  unter seinem schirmenden Dach Glück und Heil 
gewähren m üßte*) .  M a u  sieht wieder aus  dieser mit G ew andt­
heit abgefaßten Schrift eines Gesammtstaatsmannes, welcher gegen 
die Herzogthümer gerecht und billig wenigstens scheinen will, wie 
es diesen Leuten, selbst wenn sie zum Frieden mahnen, unmöglich 
ist, von ihrem einseitig Dänischen S tandpunkt das Geringste auf­
zugeben. I h re  Verblendung ist unheilbar.

Nachdem wir O biges geschrieben, erhalten wir eine fernere 
Schrift des Professors M u n c h * * ) ,  welche indessen nichts Neues 
enthält, sondern nur eine weitere und vielfach überschwengliche A u s ­
führung seiner bereits besprochenen Ansichten, ohne daß diese an 
staatsmännischer Consistenz dadurch gewonnen hätten. S e in  Pan#  
germ anism us, sein Deutsch-Nordischer B und  gegen das Russen­
thum, gegen den ärgsten Feind Germanischer Freiheit und Civili­
sation, ist ein gesunder, wenngleich kein neuer Gedanke, und wir 
lassen es unerörtert, ob der Zweck des B undes ohne E nglands 
Hülse zu erreichen ist; sobald Munch aber daran geht, den B und  
zu gestalten, zeigt er sich als unverbesserlicher Doctrinär. E r  
eifert gegen die Nationalitätsraserei und erhebt sich zu den W o r­
ten: „D ie  wahre Civilisation und das Christenthum gehen H and  
in H a n d ;  gleichwie sie beide kosmopolitisch sind und bei allen 
Nationalitäten gleich gut Wurzel schlagen können, so muß und 
wird ihre Wirkung sein, daß die nationalen Verschiedenheiten nach 
und nach ausgeglichen werden, bis es im eigentlichen S i n n  nur  
Einen H ir ten  und Eine Heerde giebt." Diesen politischen S ta n d ­
punkt, welcher die Völkerpersönlichkeiten vernichtet, haben wir in 
Deutschland hoffentlich überwunden, wäre es auch n u r ,  weil die

*) P rindS  Christian. (St P a r  O rd T il .  M edborgere F ra  E n F ravae-  
rende Landsm and. Kiöbenhavn 1837.

**) D er  P a n germ an isin u s. E ine S ch r ift für Deutschland und die Nordischen 
Reiche gegen den Dänischen S k a n d in av ism u s und d as Russenthum von P r o ­
fessor P .  A . Munch in E hristian ia. A u s dem Norwegischen übersetzt. H am ­
burg 18 57 .
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kosmopolitischen Vertreter desselben sich überzeugt, daß, jemehr 
man bei u n s  demselben mit aller Ehrlichkeit huldigt, es dem kos­
mopolitischen Ausländer umsoweniger entfallt, den Rechten und 
Interessen seiner Nationalität, seines Volkes das Geringste zu ver­
geben, daß er vielmehr dieselben auf unsere Kosten zur Geltung 
zu bringen stets bereit ist. Dieser Standpunkt hält denn auch den 
Verfasser nicht ab ,  sein Norwegerthum mit der größten Schärfe 
gegen die D änen  geltend zu machen, während er den Deutschen 
und namentlich den Holsteinern unbedenklich zumuthet, sich den 
D änen  unterzuordnen, um seinen Dänisch-Deutschen S t a a t  als 
Bindeglied zwischen Nord- und Südgerm anien zu gewinnen. 
Einer Berichtigung seiner schiefen Ansichten über die Schleswig- 
Holsteinische Sache bedarf es nicht; wenn er die H altung  der 
letzten Schleswigschen Ständeversammlung ein abenteuerliches 
Gebühren nenn t ,  so führen wir diese Worte nur  a n ,  um die 
Höhe und Tiefe seiner Anschauungen in dieser Angelegenheit zu 
charakterisiren. E r  fordert mit cynischer Offenheit und beleidigen­
dem S p o t t  die Deutschen zum Abfall von ihrem Vaterlande auf, 
sagt ihnen, daß wenn die Skandinavisten mit ihrer aufregenden 
Agitation inne hielten und den Deutschen die H and  reichten, der 
blinde H aß  der Holsteiner aufhören würde, daß sie dann mit 
Ruhe und ohne irreleitende Nebenabsichten die Frage erörtern 
könnten, welcher Zustand, ihnen am Nützlichsten und am E hren ­
vollsten wäre, entweder Mitglieder des Dänischen S t a a t s  und des 
Nordischen Vereins der Volksfreiheit, oder Unterthanen entes 
Deutschen Völkerbundes zur Unterdrückung der Freiheit zu sein. 
E r  spricht ferner von den Schwärmern in der Paulskirche, von 
der Deutschen Verzweiflung an  der Deutschen E inheit,  die aller­
dings nie zu S tan d e  kommen werde, u. s. w. E s  ist augenblick­
lich sehr wohlfeil für den A usländer ,  auf Deutsche öffentliche Z u ­
stände mitleidig herabzusehen oder dieselben zu verunglimpfen; eS 
wird unsere Aufgabe sein, dem Auslande Respect aufznnöthigen. 
D er  Professor Munch insbesondere würde sich aber in den 
Augen der Welt nicht geschadet, sondern den R u f  seiner Beschei­
denheit vermehrt haben, wenn er nicht wegwerfend von den
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Schwärmern der Paulskirche gesprochen hätte , unter denen sich 
viele, vielleicht zu viele M ä n n e r  der Wissenschaft befanden, vor 
deren strahlendem Glanz sein R uhm  schon in der Ferne erbleicht. 
Von dem Professor Munch ferner, welcher mit Deutschland einen 
Bund schließen w ill ,  um den Russischen Einfluß in Europa zu 
vernichten, von dem Pangerm anen  durfte man billig erwarten, 
daß er so viele staatsmännische Fassungskraft und so viele Kunde 
der Deutschen und Europäischen Verhältnisse besitze, um es zu be­
greifen, daß wenn Deutschland, dem er wie billig die Hauptrolle 
in dem Bunde überlassen will, die Führung des Kampfes gegen 
Rußland übernehmen, ja nur  daran Theil nehmen soll, dies noth­
wendig voraussetzt, daß das Deutsche Volk vorher auf der G ru n d ­
lage der Einheit und Freiheit ein S taa tsw esen  mit einem einigen 
und mächtigen Willen erhalten hat. Anstatt wegwerfend über die 
Deutsche Zukunft zu urtheilen, dieselbe als hoffnungslos darzu­
stellen und dadurch wenigstens von seinem Standpunkt aus  seine 
praktische Unfähigkeit zu documentiren, sollte der Norwegische P r o ­
fessor heiße Gebete zum Himmel senden, daß es dem großen S ü d -  
germanischen S tam m e gelingen möge, sich wieder aus  seiner N ie­
drigkeit zu erheben, um nicht allein sich selbst zu helfen, sondern 
auch den Nordischen Brudervölkern Beistand zu leisten.



ill.

S c h le s w i g -Holstein ist nur ein kleines Land von 317 Geviert­
meilen, wovon 164 auf Schleswig mit Ausschluß der Dänischen 
Enclaven, 153 auf Holstein fallen; Schleswig hat reichlich 400,000, 
Holstein reichlich 500,000 Einwohner. D a s  Interesse, welches der 
kleinere, südliche Theil der Cimbrischen Halbinsel in neuerer Zeit 
erweckt, ist das Ergebniß einer Reihe zum Theil tragischer Ereig­
nisse, durch die derselbe mit der werdenden Geschichte der D e u t­
schen Nation verwachsen ist, und geht weit über die Zahl seiner 
Quadratmeilen und Seelen  h in au s ;  während er früher im Lauf 
der Jahrhunderte fast wie ein verlorner Deutscher Posten behan­
delt, während Holstein von einem Hohenstaufen, wie in aller- 
neuester Zeit wieder von den Mächtigen dieser Erde, aufgegeben 
und als ein Besitzthum der D än en  anerkannt w ard , steht Sch les­
wig-H olstein  sich plötzlich a ls  ein kostbares Stück Deutscher Erde 
von dem Deutschen Volke umfaßt und wird als ein beredter 
M ahner  an seine Ehre und an seine Zukunft von ihm auf den 
Schild gehoben. Deutschland wandelte früher andere B ahnen  und 
kümmerte sich wenig um ein Ländcheu, welches für die Römerzüge, 
für die Heerfahrten gegen Franzosen und Türken bedeutungslos 
w ar und , von zwei Meeren bespült, hoch im Norden in beschei­
dener Abgeschiedenheit eine kleine Welt für sich bildete. I n  der 
Englischen Geschichte lesen wir jedoch davon, wie aus  dem Kampf
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der Angelsachsen und Normanen und der endlichen Verschmelzung 
beider das Volk von England hervorging, und Engländer erkennen 
noch jetzt die größte Aehnlichkeit zwischen der Physiognomie ihrer 
südlichen Grafschaften und der des Landes Angeln, sind überrascht 
durch die Gleichheit der Laute des Angelschen Volksdialekts und 
der eigenthümlichsten Laute ihrer eigenen Sprache. Aber auch für 
den Deutschen E thnographen, Geschichts- und Sprachforscher hat 
das  Land schon früh ein nicht geringes Interesse, weil die H a lb ­
insel von ältester Zeit her der Tummelplatz verschiedener S täm m e 
w a r ,  die in  Krieg und Frieden mit einander um die Herrschaft 
rangen ;  früh schon nahm der S t re i t  den Charakter eines K am ­
pfes zwischen Deutschen und Dänischen Elementen an. V on  der 
M it te  des dreizehnten Jah rhunderts  bis zur M itte  des fünfzehnten 
handelte es sich besonders um  den politischen Besitz von Schles­
w ig ;  der Kampf endigte damit, daß Schleswig mit Holstein ver­
einigt und ein unbestritten Deutsches Land w ard , bis in neuester 
Zeit die alte Fehde wieder begonnen hat und voraussichtlich grö­
ßere Dimensionen annehmen wird. M a n  hat wiederholt den V o r­
schlag machen hören, Schleswig nach der Sprachgränze zu theilen 
und damit den S tre i t  zu beendigen. Dieser Vorschlag hat viel 
böses B lu t  erregt; wir wollen versuchen, unsere Leser in den 
S ta n d  zu setzen, über Werth oder Unwerth desselben zu urtheilen. 
M a n  wird u n s  gestatten müssen, u n s  einige Augenblicke mit der 
Vergangenheit zu beschäftigen.

I n  Holstein war in  ältester Zeit n u r  Wagrien, der südöstliche 
Theil des Landes, nicht Deutsch; im zwölften Jahrhundert  w u r­
den die dort seßhaften S la v e n  so vollständig besiegt, daß sie fast 
spurlos verschwanden; n u r  die hier in großer Zahl und in fast 
ununterbrochener Reihe liegenden Rittergüter deuten darauf hin, 
daß es eine Zeit gab, in welcher das Land unter Eroberer ver­
theilt ward. D ie Hochdeutsche Sprache fand bei ihrem Vordringen 
in Holstein nur  Plattdeutsch Redende.

Ueber die nationalen und sprachlichen Verhältnisse im Herzog­
thum Schleswig besitzen wir in den Schriften von Falck, Molbech, 
W erlaus , Clement, Allen und Anderen eine eigene Litteratur.

B e s e le r ,  Zur SchleSw.-Holst. Sache. 8
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V or Kurzem ist von D r . Friedlieb *)  in Kiel eine systematische 
Darstellung des für den Gebrauch der Sprachen in Schleswig 
jetzt geltenden Norm ativs erschienen; in derselben befindet sich eine 
einleitende geschichtliche und statistische Uebersicht über die Nationa-  
litoits- und Sprachverhältnisse, welche auf dem verhältnißmäßig 
kleinen R au m  von 78 Seiten  eine klare Einsicht in die ganze 
Sache gewinnen läßt. D ie Schrift ist mit wissenschaftlicher Treue 
gearbeitet, enthält sich aller politischen Polemik und verdient eine 
weite Verbreitung. W ir  heben für unseren Zweck nur Folgendes 
hervor. I n  dem Herzogthum haben, soweit die beglaubigte G e ­
schichte reicht, Friesen, Sachsen und Angeln neben einander ge­
w ohnt;  die Friesen an der Westküste auf den In s e ln ,  in  den 
Marschen und auf der Vorgeest, von der Eider im S ü d e n  bis 
über die W idau  bei Tondern h inaus im N orden; die Sachsen süd­
lich von der Schlei und einer Linie, welche fast genau mit dem 
Dannewerk zusammenfällt. D ie  Alterthumssorscher streiten darüber, 
ob die S ta d t  Schleswig eine ursprünglich Sächsische S t a d t  ist. 
I n  den Friesischen Districten mit Ausnahme Eiderstedts und einiger 
Inse ln  hat sich die Friesische Sprache als Volkssprache bis auf den 
heutigen Tag  erhalten; die Kirchen-, Schul- und Geschäftssprache 
ist die Deutsche. I n  dem von jeher Sächsischen und dem früher 
Friesischen District ist Plattdeutsch die Volkssprache. Nach der A n­
sicht auch der Dänischen Historiker Molbech und Werlaus ist das 
übrige Schleswig sowie Jü t land  ursprünglich von Südgermanischen 
Völkerschaften bewohnt gewesen. D er  Name Angeln umfaßt heute 
n ur  das Land zwischen der Schlei und dem Flensburger M eer­
busen, muß aber in alter Zeit einen viel größeren District bezeich­
net,  sich weiter nach Norden ausgedehnt haben; die nördlicher 
wohnenden Jü te n  gehörten ebenso wie die Angeln zu jenen ori­
ginären Bewohnern  der Südgermanischen Race. M a n  nimmt an,

*) E . F ried licb , System atische D arstellung des in  G em äßheit der V e r ­
fassung für das Herzogthum S c h lesw ig  vom 15. Februar 1854  in B etreff des 
offieiellen Gebrauchs der Teutschen und Dänischen Sp rach e geltenden N o r­
m a tiv s. K iel 1 857 .
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daß die Völkerschaften auf der ̂ ganzen Cimbrischen Halbinsel, wie 
sie derselben N ationali tä t  angehörten, ursprünglich auch dieselbe 
M u n d a r t  gesprochen haben. D a s  wird durch die sprachlichen E r ­
scheinungen für Schleswig und wenigstens einen großen Theil 
J ü t la n d s  bestätigt, hier sowohl wie dort —  von den Theilen 
S ch lesw igs ,  wo das Volk Friesisch oder Plattdeutsch spricht, ist 
hier natürlich nicht die Rede —  fehlen dem Volksdialekt diejenigen 
charakteristischen Eigenthümlichkeiten, welche als die einzigen wirk­
lich specifischen C rite r ia :  der Nordischen oder Nordgermanischen 
Sprachen im Gegensatz zu den übrigen Germanischen Sprachen 
nachgewiesen werden können. Während nämlich in  den Nordischen 
Sprachen  der bestimmte Artikel, wenn kein Adjectiv hinzugefügt 
ist, hinten an das Substantiv  angehängt und das Passivum ohne 
Hülfszeitwort gebildet wird, findet sich in der Volkssprache der 
erwähnten Gegenden wie im Deutschen der Artikel voraugesetzt 
und das Passivum mit einem Hülfszeitwort gebildet; hierzu kommt 
noch, daß in dieser Volkssprache, soweit sie in Schleswig geredet 
wird und auch in  einem Theil von Jü t land ,  nicht die eigenthüm­
liche, die Dänische Sprache auch von der Schwedischen unterschei­
dende Bildungsweise der höheren Zahlen durch Multiplication mit 
zwanzig angewandt wird, sondern daß man auf Plattdeutsch zählt. 
Diese Erscheinungen erklären sich zur Genüge aus  den Folgen der 
zahlreichen Auswanderungen , die vom fünften Jahrhundert  an 
aus  der Cimbrischen Halbinsel S t a t t  fanden. E s  läßt sich nicht 
annehmen, daß jene Gegendei: durch diese Auswanderungen gänz­
lich entvölkert sind, wohl aber, daß die Nachbarn durch die vielen 
leer gewordenen Sitze sich zur Einwanderung aufgefordert gefühlt 
haben. E s  kamen D än en  in großer Zahl von den Inse ln  und 
Schonen nach der Cimbrischen Halbinsel herüber, auf der sie, wie 
Einige annehmen, schon früher die nordöstliche Seite  bewohnten. 
A us einer Mischung der ursprünglich Deutschen Dialekte der H a lb ­
insel mit dem Dänischen, wobei aber der Grundcharakter der ent­
stehenden Sprachmischung der alte blieb, ist diejenige Volkssprache 
hervorgegangen, die mit verschiedenen kleinen Nüancen noch heu­
tigen T a g s  in dem größten Theile J ü t la n d s  vom gemeinen M a n n

8'
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gesprochen, und auch im Hcrzogthum Schleswig, insofern daselbst 
nicht Plattdeutsch oder Friesisch das Volksidioin ist, angetroffen 
wird. Jener  von dem Dänischen Historiker Werlaus als eine 
Mischung von Dänisch und Plattdeutsch charakterisirte Dialekt heißt 
der Jütische oder AngeldLnische. Derselbe hat sich im S ü d e n  nie 
weiter a ls  bis in die Schleigegend erstreckt. Friedlieb nimmt an, 
daß bei dem Vordringen der Fränkischen Herrschaft unter Carl 
dem Großen bis an  die Eider nicht wenige Bewohner des erober­
ten Holsteins nordwärts geflohen seien, um die alten Götter und 
der L a te r  alte Weise bei den dortigen Stammesgenossen bewahren 
zu können, und daß auf diese Weise das Sächsische Element im 
südlichen Schleswig wieder gestärkt worden sei, ohne daß man 
den uralten, untermischten Sächsischen Charakter dieser Gegend 
von einer Deutschen Markgrafschaft, von einer Colonisation ab ­
zuleiten nöthig hätte. Ursprünglich w ar  also, vielleicht mit A u s ­
nahme der Nordostspitze von J ü t la n d ,  die ganze Halbinsel ein 
Deutsches Land; später hat in Folge der angeführten Ereignisse 
auch der Norden von Schleswig und von der M itte  desselben der 
breitere östliche Theil gemischte Deutsch-Dänische Bevölkerung und 
Sprache erhalten. D a  jener Dialekt nie Schriftsprache geworden 
ist, so stritten sich später die Dänische und die Deutsche Sprache 
um das Gebiet desselben wie um ein zu erwerbendes Terrain, 
um dessen Bevölkerung neben dem Volksidiom zunächst durch 
Kirche und Schule die Schriftsprache und mit derselben die höhere 
Begriffswelt zu geben. D ie  Dänische Sprache w ar dabei geo­
graphisch und politisch im Vortheil. Geographisch, weil die H a lb ­
insel, je weiter nach Norden, desto mehr durch das M eer isolirt, 
dckch von den Dänischen In se ln ,  woher die letzte Einwanderung 
S t a t t  gefunden, in der M itte  nur  durch schmale Meeresengen ge­
trennt ist, sei)aß ihr von dort a u s  am Leichtesten die Cultursprache 
zugeführt werden konnte; politisch, weil das Dänische Reich sich 
bald über die Cimbrische Halbinsel bis an die Holsteinische Gränze 
ausbreitete. N u r  die Friesen erhielten sich stets in fast vollstän­
diger Unabhängigkeit. Jü t la nd  und der Norden Schlesw igs , je­
doch letzteres mit Ausnahme der S tä d te ,  verfielen der Dänischen
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Cultursprache, die freilich bei ihrer nahen Berührung mit dem 
Deutschen sich von dem Altnordischen immer mehr entfernte. Auf 
der Ostküste und dem Landrücken von Mittelschleswig sowie in 
den Nordschleswigschen S täd ten  hat die Dänische Schriftsprache 
nie Wurzel gefaßt, sondern die Deutsche herrschte, zuerst natürlich 
die Niedersächsische und später die Hochdeutsche. Auf diesem T er­
ra in  von Mittelschleswig haben aber die beiden Volksdialekte, das 
Angeldänische und das Plattdeutsche noch einen stillen Kampf mit 
einander geführt, a ls  die beiden Schriftsprachen schon ihr Terrain 
in Besitz genommen hatten; jetzt ist das Plattdeutsche östlich über 
F lensburg  h inaus  vorgedrungen und hört westlich ungefähr auf 
derselben Höhe mit dem Friesischen auf, ohne daß man von jedem 
an  der jetzigen Gränze der beiden Volksmundarten liegenden D o rf  
immer mit Bestimmtheit behaupten könnte, daß diese oder jene 
M u n d a r t  die herrschende sei. S o  lange noch gestritten wird, sind 
die Bewohner solcher Dörfer begreiflich b il ingues. W ir  wollen 
hier n u r  gelegentlich bemerken, daß der leitende Gedanke der 
jetzigen Dänischen Sprachtyrannei der ist, in allen Kirchspielen, 
wo früher einmal das Angeldänische der Volksdialekt gewesen, 
aber durch das Plattdeutsche verdrängt zu werden im Begriff ist, 
und ferner, wo jener Dialekt sich noch neben der Deutschen Cul- 
tnrsprache, besonders in den Nordschleswigschen S tä d te n ,  erhalten 
hat, die Dänische Sprache statt der Deutschen als Kirchen-. Schul- 
und Geschäftssprache einzuführen. D e r  H aß  der D änen  gegen die 
Plattdeutsche Volkssprache ist ohne G ränzen; sie kennen ihren ge­
fährlichsten Feind auf diesem Gebiet.

D a s  zum Theil von Deutschen, zum Theil von einem aus  
Deutschen und Dänischen Elementen gemischten Volk bewohnte 
Schlesw ig , früher auch Süd jü tland  genannt, muß sich sehr bald, 
wenn es gleich zum Dänischen Reich gehörte, a ls  ein Land mit 
besonderen Eigenthümlichkeiten charakterisirt haben, welche eine be­
sondere Verwaltung nothwendig oder doch zweckmäßig erscheinen 
ließen. M a n  bildete nicht etwa nach den Gränzen der verschie­
denen Racen verschiedene Verwaltnngödistricte, sondern das Land 
ward a ls  eine besondere, eine gewisse Selbstständigkeit behanp-
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tende Provinz bald von hohen Dänischen S ta a tsb e a m te n ,  bald 
von Prinzen des königlichen Hauses administrirt, im zwölften 
Jahrhundert  aber schon an  die unmittelbaren Thronfolger auf ihre 
Lebzeit oder auf des Königs Gnade zu Lehn gegeben. W eil  der 
Belehnte a ls  Thronfolger kein von der Krone gesondertes I n ­
teresse zu vertreten hatte, so blieben diese Belehnungen, wie schon 
Lotnsen bemerkt, für Dänemark gefahrlos. I m  Jah re  1237 aber 
schritt König Waldemar nicht nur  zur Belehnung seines jüngeren 
S o h n e s  Abel mit Schleswig, sondern gestattete auch dessen Ver­
schwägerung mit dem benachbarten Holsteinischen Grafenhause. 
D ie  unvermeidlichen Folgen dieser Schritte lagen zu T a g e ; es 
w ar  vorauszusehen, daß das Fürstenhaus, welches keine gesicherte 
Aussicht auf die Thronfolge in Dänemark hatte , nach Erblichkeit 
des Lehns streben und in diesem Vorhaben bei dem Holsteinischen 
Grafenhause, welches erst kürzlich nach Vertreibung der D ä n e n  
wieder zur Herrschaft gelangt w a r ,  und wahrscheinlich auch bei 
den Lübeckern kräftige Unterstützung finden werde. D en  B ew oh­
nern Holsteins und ihrem Fürstenhause mußte nach den gemach­
ten Erfahrungen die Umwandlung Schleswigs aus  einer Provinz 
in  ein erbliches Lehnsherzogthum der Krone Schutz gegen D ä n e ­
mark gewähren, besonders wenn die gemeinschaftlichen Familien­
interessen der Holsteinischen Grasen und einer jüngeren Linie des 
Dänischen Königshauses wesentlich dazu beitrugen, Holstein und 
Schleswig eine gemeinschaftliche Politik gegen Dänemark befolgen 
zu lassen. Diese Umwandlung der Schleswigschen Verhältnisse 
konnte leicht mehr a ls  eine bloße Verminderung der Dänischen 
Macht in sich schließen, sie konnte dem Königreich aus  einem 
seiner bisherigen Bestandtheile einen unversöhnlichen Gegner und 
den Holsteinern und Lübeckern einen zuverläßlichen Bundesgenossen 
schaffen, sie konnte in ihren endlichen Erfolgen leicht zur V er­
legung der Dänischen Gränze von der Eider an die Königsaue 
führen. H atten  einmal die Lehnsherzöge die Erblichkeit erlangt, 
so w ar vorauszusehen, daß sie, wie eS auch in Deutschland ge­
kommen, in ihren Kämpfen mit der Krone nicht rasten würden, 
bis sie das Lehnsverhältniß zur bloßen Formalität herabgebracht
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und sich die völlige Unabhängigkeit errungen hatten. Nachdem 
W aldem ar die B a h n  solcher Möglichkeiten eröffnet, vereinigten 
sich das Holsteinische G rasenhaus und die Lübecker, Alles aufzu­
bieten, dem S ta m m  Herzog Abel's zum erblichen Lehnssürsten- 
thum zu verhelfen. D ie E inwohner Schleswigs schloffen sich die­
sem S treben  und diesem Kampfe a n ;  die Gemeinschaftlichkeit der 
Interessen Schlesw igs und Holsteins, auf die schon häufig h in­
gewiesen, fand in  der vorhandenen Volksgenossenschaft eine h in­
längliche Unterstützung, es handelte sich in dem Kampfe, welcher 
sich nunmehr eröffnete, nicht etwa n u r  um ein fürstliches I n ­
teresse, sondern mindestens ebensosehr um eine Volks- und Lan­
dessache. Dieser Kam pf hatte vollständigen Erfolg, nöthigte nach 
blutigen Kriegen, wahrscheinlich schon 1263 das Dänische K ön igs­
h a u s ,  die Nachkommen Abel's bis zum gänzlichen Erlöschen dieses 
S ta m m e s  mit dem Herzogthum zu belehnen. Noch in späteren 
Fällen muhte die Vollziehung der Belehnung jedoch mit den 
Waffen erkämpft werden. V on dieser Zeit an standen Schleswig 
und Holstein dem Königreich Dänemark verbündet gegenüber; 
daß diese Verbindung sich zu einer dauernden gestalte, lag in  den 
Zwecken selbst, für welche sie von S e i ten  der Einwohner beider 
Lande sowie des Holsteinischen Grafenhauses eingegangen war. 
D ie Gefahr w ar aber groß, daß nach dem etwaigen Aussterben 
des Abel'schen S tam m es  das Herzogthum nicht wieder verlehnt, 
oder daß ein Abel'scher Herzog zum König werde gewählt werden, 
um auf diese Weise das Herzogthum wieder mit der Krone zu 
vereinigen. D a s  G rafenhaus benutzte daher seine Theilnahme 
an den inneren Streitigkeiten des K önigs von Dänemark mit den 
Großen des Reichs und seinen Einfluß ans die Angelegenheiten 
des letzteren, um die Unabhängigkeit Schleswigs und dessen Ver­
bindung mit Holstein für die Folgezeit sicher zu stellen. I n  einer 
Urkunde von 1326 , die Waldemar'sche Constitution genannt, er­
klärte König Waldemar I I I . ,  daß das Herzogthum Süd jü tland  
nie wieder mit der Krone Dänemark vereinigt werden solle, so 
daß E in  H err  über beide sei, und in einer zweiten Urkunde von 
1330 ertheilte König Christopher I I . dem Grafcnhause die An-
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Wartschaft auf das Schleswigsche Lehn für den Fall des Ausster- 
bcns des Abel'schen S tam m es ,  indem er den Grafen  Gerhard III. 
und dessen Erben für jenen Fall zur gesummten H and  mit dem 
Herzogthum belehnte. Dieser Fall trat im J a h re  1375 ein, a ls  
mit Herzog Heinrich das Abel'sche Geschlecht erloschen war. D a s  
Grafenhaus setzte sich sofort in  den Besitz von Schlesw ig, die 
Belehnung erfolgte nach längeren Verhandlungen mit der K ön i­
gin M argaretha im Jah re  1387.

S e i t  dem letzten Kriege mit den D ä n e n  w ar  ein Vierteljahr­
hundert in  Ruhe verflossen, welches von dem gräflich-herzoglichen 
Hause benutzt ward, um die Verhältnisse in  Sch leswig-Holste in  
zu consolidiren und seine Herrschaft über das ihm von Dänemark 
abgetretene Nordfriesland auszudehnen. I m  Anfang des vier­
zehnten Jah rhunderts  ward es in eine Fehde mit den D i th ­
marschen verwickelt; der Versuch, ihr Land zu erobern, nahm  
einen verderblichen A u sgang ;  beide damals regierende Fürsten 
fanden in  den Feldzügen von 1404 und 1405 ihren Tod, außer­
dem vierhundert vom Schleswig-Holsteinischen Adel. D ie Kraft 
des Landes schien für längere Zeit gebrochen; das gräflich-herzog­
liche H a u s  hatte keine kriegserfahrenen M ä n n e r  mehr; es be­
stand nur  noch aus  einem abgefundenen geistlichen H e r rn ,  dem 
Bischof Heinrich von Osnabrück, und drei unmündigen Prinzen  
unter Vormundschaft ihrer M utte r ,  der der Bischof jedoch die 
Vormundschaft streitig machte, während die Königin M argare tha  
einen Theil des Adels in ihr Interesse zu ziehen wußte. Als je­
doch die wirklichen Absichten M argare thens  und König Erich's 
a n 's  Tageslicht kamen, nämlich die traurigen Verhältnisse des 
Landes zu benutzen, um Schleswig wieder zu gewinnen, ver­
einigte sich der Bischof mit der H erzog in -W ittw e und der Adel 
gab die Verbindungen mit Dänemark auf. M i t  kurzen Unter­
brechungen dauerte der nun  au f 's  Neue um Schleswig a u s ­
brechende Kieg sechöundzwanzig Ja h re  von 1409 bis 1435. U n ­
ter Beistand der Hansestädte führte Sch lesw ig-H olste in  diesen 
Krieg gegen die König Erich zu Gebote stehende Macht der drei 
Nordischen Königreiche mit rühmlichster Ausdauer. E s  w ar die
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Blutläuse, welche die Bereinigung jener Laude empfing, und als 
im Ja h re  1435 endlich der König durch einen Aufstand in  Schwe­
den zur Abschließung des Wordingburger Waffenstillstandes genö­
thigt w ar ,  welcher die nördlichsten Theile Sch lesw igs ,  H aders­
leben und Arroe, dem Könige vorläufig überließ, unterwarfen sich 
diese schon im J a h re  1438 freiwillig wider den Herzog Adolph. 
Selbst der Jütische Adel näherte sich, wie schon früher wiederholt, 
dem gräflichen Hause. D e r  nach Erich's Entthronung im Jah re  
1440 gewählte König Christoph ertheilte unter diesen gefährlichen 
Umständen und bei der Schwierigkeit Schwedens Herzog Adolph 
sofort die erbliche Belehnung mit Schleswig. D ie D änen  wähl­
ten nach Christoph's Tod ans den Vorschlag Adolph's, dem sie 
vergeblich die Krone angeboten hatten, dessen Schwestersohn, G ra f  
Christian von O ldenburg , zum König. I m  Jah re  1459 starb 
Herzog Adolph kinderlos, der Letzte aus  dem S ta m m  Gerhard 's  
des G roßen , des ersten Erwerbers des Schleswigschen Lehns. 
M a n  wirft es ihm vor,  daß er sein Land durch Kurzsichtigkeit 
und Kleinmuth, au s  Vorliebe für seinen Schwestersohn Christian 
in die Lage gebracht, diesen statt des Grafen O t to  von Schaum ­
burg, rechtmäßigen Erben Holsteins, als Herzog von Schleswig 
und Grafen von Holstein anzuerkennen. Aber wie die Sachen 
lagen, schien es wenigstens zweifelhaft, ob nicht die Krone D ä ­
nemark unter Berücksichtigung der Waldemar'schen Constitution ein 
anderes Fürstenhaus mit Schleswig zu belehnen berechtigt sei, 
oder gar den Versuch machen werde, das Herzogthum als  ein a n ­
heimgefallenes Lehn einzuziehen, in welchen beiden Fällen die 
Trennung  Schleswigs von Holstein erfolgt wäre. Um dies zu 
verhüten, verstanden sich die Schleswig-Holsteinischen S tänd e  da­
zu, den König Christian zu ihrem Herzog und Grafen zu wählen. 
D er mit dem König und dem Dänischen Reichsrath abgeschlossene 
Vertrag sicherte ihnen die ewige Untrennbarkeit der Lande und 
deren völkerrechtliche Unabhängigkeit von Dänemark. D ie  Lehns­
abhängigkeit Schleswigs ward später durch den Roeskilder Frieden 
von 1658 aufgehoben.

W ir  haben diesen kurzen Rückblick auf die ältere Schleswig-
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Holsteinische Geschichte geworfen, um es anschaulich zu machen, 
wie sich die Unabhängigkeit Schleswigs von Dänemark und dessen 
staatliche Verbindung mit Holstein gebildet ha t ,  wie Schleswig 
nicht.durch ein zufälliges Ereigniß, wenn es solche in der G e ­
schichte giebt, nicht durch Acte despotischer Willkür, nicht vorzugs­
weise im Interesse eines Fürstenhauses zu dieser Trennung und V er­
einigung gelangt ist. E s  dürfte kaum möglich sein, in der G e ­
schichte ein Beispiel nachzuweisen, daß mit größerer Ausdauer und 
schwereren O pfern  ein bestimmter politischer Gedanke Jahrhunderte 
lang verfolgt, vor keiner noch so drohend scheinenden G efahr zu­
rückgeschreckt ist, um das bestimmte Ziel zu erreichen; nach dem 
schweren Verlust im Ditbmarsischen Kriege, während ihnen der ge­
wohnte Beistand einsichtiger und heldenmüthiger Fürsten fehlte, 
fehlte es den Holsteinern und den Schleswigern nicht an  dem 
M u t h , für ihre staatliche Verbindung einen fast hoffnungslos 
scheinenden Kampf gegen große Uebermacht auf sich zu nehmen. 
M a n  könnte sagen, daß keine S taa tsb ildung  einen normaleren 
Verlauf gehabt hat ,  daß durch den G an g  der Geschichte die in­
nere Nothwendigkeit des Zusammenseins beider Lande bis zur E v i ­
denz nachgewiesen ist, Holsteins und Sch lesw igs ,  nicht eines 
Theils von Schleswig. Nordschleswig hat nie Versuche gemacht, 
sich von Schleswig-Holstein  zu trennen, es fehlt aber nicht an 
einem Beispiel, daß es sich freiwillig wieder mit dem S ü d e n  ver­
einigt hat ,  als die Erfolge der Waffen es an Dänemark gebracht. 
D ie  Nationalitätsfrage hat dieser S taa tsb ildung  nie Schwierig­
keiten bereitet, und als dieselbe im Ja h re  1460 vollendet war, 
stand natürlich noch weniger zu erwarten, daß der Dänisch redende 
Theil von Schleswig Lust bezeigen werde, sich von den Herzog- 
thümern zu trennen und dem Königreich einverleiben zu lassen. 
Schleswig, wenn es gleich nicht zum politischen Verbände Deutsch­
lands gehörte, ward in Verbindung mit Holstein, bei Deutscher 
Verfassung und Verwaltung ein entschieden Deutsches Land; es 
würde die größte Anomalie sein, n u r  durch die ärgste Mißregierung, 
durch eine Entartung  der bewegenden Kräfte erklärt werden kön­
n e n ,  wenn der historische Entwickelungsact nach Erreichung des
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Ziels später eine rückläufige Bewegung nach dem Ausgangspunkte 
hin gemacht hätte. D er  Norden Schleswigs hat die inneren Zustände 
der Herzogthümer getheilt, deren Wesen bis in die neueste Zeit 
unter Anderem darin bestand, daß man wenig verwaltete, der 
Selbftregierung weiten R aum  ließ, während man in Dänemark 
a u s  der ärgsten Adelswirthschaft in  einen demokratisch - bureau- 
kratischen Absolutismus verfiel, der jetzt das Gew and constitution 
neller Regierungsformen angenommen hat. Diese Verschiedenar­
tigkeit der Zustände diesseits und jenseits der Königsaue hat hier 
und dort im Laufe der Jahrhunderte die tiefsten S p u re n  zurück­
gelassen, welche nicht wieder zu verwischen sind. W er jemals den 
Norden Schleswigs gesehen hat, wird in Hadersleben eine Deutsche 
S t a d t  erkannt und an der Jütischen Gränze sich überzeugt haben, 
daß die Königsaue zwei verschiedene Länder trennt. D er  Nord# 
schleswigsche Bauernstand , der so vortrefflich situirt ist wie der 
Bauernstand irgendwo sonst in den H erzog tüm ern , und sich so­
fort in seiner ganzen äußeren Erscheinung, in der B ebauung der 
Felder —  die Gränze schneidet scharf die Schleswig-Holsteinische 
Koppel- und Heckenwirthschaft ab —  von den Jü te n  unterschei­
det, hat es nie kränkend oder nur  auffalleud gefunden, wenn der 
König noch zu Anfang des Jah rhunderts  die Herzogthümer seine 
Deutschen Lande nannte ,  hat bis in die neueste Zeit eifrig da­
gegen protestirt, mit den Jü te n  auf dieselbe Linie gestellt zu 
werden.

Als das Herzogthum Schleswig eine berathende S tändever­
sammlung erhielt, zeigte sich zu Anfang auch keine strenge S p a l ­
tung derselben in Deutsche und Dänische Bestandtheile, wohl aber 
drangen die Abgeordneten der nördlichen Districte darauf, daß in 
den Dänischen Volksschulen Unterricht in der Deutschen Sprache 
ertheilt werde, deren Kunde ihnen für den Verkehr mit dein S ü ­
den unerläßlich nothwendig sei. D ie  Kopenhagener suchten aller­
dings sehr bald in Nordschleswig P ropaganda zu machen, indem 
sie in  besten Bewohnern mit allen M itte ln  der Agitation ein G e­
fühl Dänischer N ationalität zu erwecken sich bemühten, denselben 
vorspiegelten, daß ihre Sprache gefährdet sei, daß sie mit Hol-
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stein für die Zwecke des Deutschen B undes  würden geopfert wer­
den, gegen Rüsten und Franzosen würden ins Feld ziehen müssen, 
während Dänemark eine ruhige und glückliche Existenz werde be­
haupten können. E s  ward den Landleuten, die ein starkes G e ­
fühl der Unabhängigkeit haben, vorgehalten, daß die vorzugsweise 
in Holstein ansässige Ritterschaft unter dem Einfluß der B u n d e s ­
verhältnisse an s  Regiment kommen und die Banernsreiheit unter­
drücken werde; man beutete mit Geschick die Deutschen Zustände 
a u s ,  wo Alles unter der Herrschaft der Polizei geknebelt liege, 
wies namentlich auf die schon vor dein Jah re  1848 sehr unge­
bundene Dänische Presse h in , während diese in  den H e r z o g tü ­
mern nach Deutscher Art den ärgsten Beschränkungen unterworfen 
sei. S e i t  der Thronbefestigung Christian's V III .  vereinigte sich 
die königliche Agitation mit der des Dänischen Volks, um im 
Norden eine anti - Schleswig - Holsteinische Bewegung hervorzu­
rufen. D ie Agitation hätte jedoch wahrscheinlich weniger erheb­
liche Folgen gehabt, wenn nicht persönliche Verhältnisse und E in ­
flüsse, bereit Erörterung hier unterbleiben kann, es den D än en  er­
leichtert hätten, die Schleswig-Holsteinische Bewegung den B e ­
wohnern von Nordschleswig als  eine freiheitöfeindliche zu ver­
dächtigen, diese mit großer Abneigung gegen den Deutschen B u nd  
und die öffentlichen Zustände Deutschlands, mit der Besorgniß, 
daß man ihrer Sprache G ew alt  anthun werde, zu erfüllen, ein 
Gefühl dumpfer Unbehaglichkeit, unbestimmter Bangigkeit in ihnen 
zu erwecken. D ies  führte in den vierziger J a h re n  dahin, daß die 
Opposition gegen die entschieden Schleswig-Holsteinischen Anträge 
in der Schleswigschen StLndeversammlung, welche letztere in voller 
Zahl an s  vierundvierzig Mitgliedern bestand, es in einzelnen 
Fällen bis zu sieben S t im m en  brachte, so viel wir erinnern nicht 
höher. D ie  Sache stand aber so, daß allerdings die Bewohner 
der nördlichen Landdistricte mit Einschluß der Inse l  Alfen —  die 
Deutschen Ansiedler natürlich ausgenommen —  im Allgemeinen 
erklärten, daß sie keine Deutsche w ären , daß sie aber auch keine 
Jü te n  sein oder werden, daß sie vielmehr bleiben wollten, w as  sie 
wären, nämlich Dänisch redende Schleswiger. D ie  N a t io n a l i s t s -
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frage beschränkte sich nach ihrer Auffassung damals wenigstens auf 
die Sprache, die ihnen übrigens begreiflich kein Mensch rauben 
wollte; gegen eine Einverleibung in Dänemark protestirten sie 
auf das Eifrigste. Die beiden Abgeordneten der S ta d t  F lens­
burg, nach Altona der ersten Handelsstadt des Landes, welche zu 
den S ieben gehörten, waren Deutsche Kaufleute, deren Nationali­
tät wie die ihrer Wähler ganz außer Zweifel war. M a n  erklärte 
ihre Opposition au s  dem Umstande, daß die D än en  in Verbin­
dung mit dem Hofe einem Theil der Flensburger Bevölkerung 
das Mährchen glaublich gemacht hatten, der Flensburger Handel 
werde durch einen näheren Anschluß an Dänemark und durch künstliche 
Trennung  von H am burg eine bisher ungekannte Blüthe erreichen. 
Jetzt, da der früher so blühende Handelsplatz seinen Großhandel 
mehr und mehr verliert, seinen schönen Hafen verödet, seine ge­
achtelten Firmen verschwinden, sein früher wohlgeordnetes Com- 
mnnalwesen unter Dänischer Verwaltung und durch Dänische R e ­
quisitionen in gänzlichen Verfall gerathen sieht und für die frühere 
begehrliche, vaterlaudslose Leichtgläubigkeit eines T he ils  seiner 
Bewohner nur  zu hart bestraft ist, empfinden diese in großer 
Zahl bittre Reue wegen ihrer früher den D än en  gewährten U n ­
terstützung.

W ir  wollen hier keine statistischen Untersuchungen darüber 
anstellen, wie viel die Zahl der S c h le s w ig s ,  welche die Angel- 
Dänische Volkssprache reden, über 100,000 und Derjenigen, welche 
zugleich das Angeldäuische und Plattdeutsche Id io m  sprechen, über 
10,000 beträgt; da die Zahlenverhältnisse zur Parteisache geworden 
sind, so ist darüber zu keinem allerseits anerkannten Resultate zu 
gelangen. W ir'befinden u n s  aber im Besitz von Zahlen, die zur 
Aufklärung über die fraglichen Verhältnisse ein vortreffliches M a ­
terial liefern. Unsere Leser werden sich entsinnen, daß d ieSprach- 
fache in der Schleswigschen Ständeversammlnng dieses J a h r s  mit 
aller Schärfe behandelt ward und auch zur Abstimmung gelangte; 
es läßt sich mit Bestimmtheit annehmen, daß beide sich auf das 
Feindlichste einander gegenüber stehenden Parte ien  diese Sache als
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eine S tandar te  betrachteten. D ie W ahlen zu dieser Versammlung 
waren unter dem ärgsten Terrorism us vorgenommen; der Regie- 
rungscommissär und die K openhagen« Presse ließen es an  V er­
suchen nicht fehlen, die Deutschen Mitglieder derselben einzu­
schüchtern. D a ra u s  folgt einmal, daß das Zahlenverhältniß sich 
wahrscheinlich für die Deutsche M ajoritä t  viel günstiger gestaltet 
haben würde, wenn die W ahlen frei gewesen w ären , und ferner, 
daß diejenigen Abgeordneten, welche für den Deutschen Antrag 
in  der Sprachsache stimmten, mit der größten Sicherheit zur D e u t ­
schen M ajori tä t  gerechnet werden können. D er  Antrag ward mit 
siebenundzwanzig S t im m en  gegen elf angenommen, während die 
Gegenanträge der Dänischen M inor itä t  mit dreißig S tim m en  gegen 
acht verworfen wurden. Zu mehr S tim m en  hat es also augen­
blicklich die Dänische Regierung und das Dänische Volk trotz aller 
bei den W ahlen und bei der Abstimmung angewandten Einschüch­
terungsmittel in einer Parteifrage nicht bringen können, in der es 
sich um Deutsch oder Nicht-Deutsch handelte. Z u  den Elf gehört 
noch einer der Flensburger Abgeordneten, welcher seiner früheren 
Oppositon treu geblieben ist. Privatnachrichten zufolge soll nach 
dem Kriege und besonders in allerneuester Zeit eine entschiedene 
W and lung  in der S t im m ung  der Dänisch Redenden zu Gunsten 
der Deutschen Sache eingetreten sein; wir nehmen diese Nach­
richten mit Vorsicht auf , und glauben, daß die S t im m ung  jetzt, 
nachdem der Stachel der Agitation stumpfer geworden, wesentlich 
dieselbe ist, wie vor dem Kriege, daß die Leute jeden Gedanken, 
von Schleswig getrennt zu werden, bestimmt zurückweisen, ohne 
national Deutscher geworden zu sein, daß sie aber, nachdem sie 
seit Jah ren  die Dänische Wirthschaft unter sich gesehen haben, 
durch Dänische Beamten gemaßregelt, durch Dänischen Steuerdruck 
siscalisch ausgebeutet sind, nachdem sie ferner erfahren, w a s  es 
mit den Dänischen Geistlichen auf sich ha t ,  die man im Herzog­
thum Schleswig „schwarze Gendarmen" nenn t ,  sich vieler T ä u ­
schungen entschlagen haben. S i e  kennen jetzt genau die Gründe 
der Dänischen Zärtlichkeit und haben Gelegenheit gehabt, die V or­
theile des Schleswig-Holsteinischen und des Dänischen Regiments
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gegen einander abzumessen, die Deutsche und die Dänische H u m a ­
nitä t  mit einander zu vergleichen.

Erw ägt man hiernach die mehrfach angeregte Idee einer Thei­
lung Schleswigs nach Nationalitäten zunächst aus  dem Gesichts­
punkte der H um an itä t  und Billigkeit, so ergiebt sich, daß eine 
Theilung durchaus ungerechtfertigt wäre. D er  größte Theil der 
Bevölkerung des Nordens ist ein Deutsch-Dänisches Mischvolk, 
welches ein Deutsch-Dänisches P a to i s  spricht, dem aber die hervor­
gehobenen Verhältnisse früher die Dänische Schriftsprache gebracht 
haben. Diese Menschen für Teutsche zu erklären, wäre Thorheit; 
sie sind aber ebensowenig reine Dänen . S ofe rn  bei ihnen über­
haupt von einer bestimmten Nationalität die Rede sein kann, 
setzen sie diese in ihre Sprache, welche zu vertheidigen sie bereit 
w are n ,  als die D än en  ihnen eingebildet hatten, daß sie in Gefahr 
w ä re n ,  dieselbe zu verlieren, nennen sich selbst „Dänisch redende 
Schleswiger" im Gegensatz gegen die benachbarten J ü t e n * ) .  S ie  
wollen nicht von Schleswig getrennt werden, zu dem sie staatlich 
seit vier Jahrhunderten  gehören, sie sind durch den ganzen D e u t­
schen O rg a n ism u s  von Schleswig - Holstein mit diesem ver­
wachsen, und erkennen in ihrerHalbschlägtigkeit mit besonderer Schärfe 
die auf Geld und Geldeswerth zu reducirenden Vortheile ihrer 
Verbindung mit dem S u d e n ,  auf den alle ihre H an de ls -  und 
Verkehrsinteressen sie hinweisen. D aher  ihre stete Erwiderung auf 
die Aufforderung, sich zu erklären, ob sie zu Schleswig-Holstein  
oder zu Dänemark gehören wollen: „W ir  wollen bleiben, w as
wir sind, Dänisch redende Schleswiger." D er  Krieg war ihnen 
verhaßt, sie wären in der überwiegenden Mehrzahl gern neutral

*) Professor Munch geht offenbar in seinen Behauptungen über die V e r ­
deutschung der D ä n en  zu weit.  Um zur Möglichkeit der B ild u n g  eines Deutsch-  
Dänischen Mischstaats zu gelangen ,  welcher das  Bindeglied in dem zwischen 
den S ü d -  und Nordgermauischen Völkern zu bildenden B u nde  gegen Russland  
sein s o l l , werden tendcntivs den D ä n en  fast die letzten Reste ihrer Nordischen 
Abstammung genommen. W a s  die Verdeutschung betrifft , so sind stufenweise 
die Dänisch redenden S c h le s w ig e r ,  die J uten  und die Jnseldänen zu unter­
scheiden.
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geblieben, sahen mit Abneigung ihre Districte bald von Deutschen 
bald von Dänischen Truppen überzogen; ihre junge Mannschaft 
entwich zum Theil über die Dänische Gränze, aber nicht, w a s  
sehr bezeichnend ist, mit bei den D än en  Dienste zu nehmen, son­
dern um überhaupt nicht zu dienen. E s  war natürlich, daß die 
Deutschen Truppen in Nord - Schleswig auf dem platten Lande 
nur  ausnahmsweise S ym path ien , an einzelnen Stellen  eine feind­
selige S tim m ung  fanden. M ehr  a ls  Deutsche Gutmüthigkeit gehört 
aber dazu, es unter solchen Umständen für eine Pflicht der H um an itä t  
und Billigkeit zu halten, die Leute von Schleswig abzutrennen, 
weil sie wahrheitsgemäß behaupten, kein Deutsches Nationalbewußt­
sein zu haben, zugleich aber dagegen Verwahrung einlegen, daß 
man sie von sich stoße. Am Liebsten wäre es ihnen, in ihrem 
Par ticu lar ism us, welcher sich wie jeder beschränkte Part icu la r ism us  
der Deutschen Sache gegenüber abwehrend verhält, wenn Sch les­
wig oder gar Schleswig-Holstein  ein neutraler, nationalitätsloser 
Fleck auf der Erde bliebe und sie solchergestalt mit den S o rgen  
und M ühen  einer großen Nation  nichts zu schaffen hätten. D a s  
ist nun  einmal nicht möglich, und so müssen sie sich bescheiden, 
mit ihrem engen Gesichtskreis und ihren localen Wünschen nicht hem­
mend in das Rad  der Geschichte eingreifen zu können, sondern 
mit dem Herzogthum Schlesw ig, das in seiner Totalität ein D e u t­
sches Land ist, die Schicksale zu theilen, welche der Deutschen 
N ation  bestimmt sind. W ie sie einmal sind und geworden sind, 
haben sie viel weniger G ru n d ,  sich darüber zu beklagen, wider 
Willen den B ahnen  einer großen Nation  folgen zu müssen, als 
andere Angehörige anderer S t a a t e n ,  die vielleicht durch Erbfälle, 
Friedensschlüsse oder sonstige Begebenheiten an ein Reich gekettet 
sind, in welchem eine fremde N ationali tä t ,  der sic mit einem stark 
ausgeprägten Nationalbewußtsein feindselig gegenüber stehen, die 
herrschende ist. I h r  schönes Land, in dem Schleswig-Holstein an 
der Königsane und dem kleinen Belt  eine natürliche Gränze hat, 
au s  Deutscher H um anitä t  opfern zu w ollen , wäre nichts als eine 
höchst tadelnswerthe Schwäche, um so tadelnswerther, a ls  die 
Deutschen sich sagen können, daß sie H um an itä t  genug besitzen,
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die Nordschleswigschen Sprachverhältnisse, die den Menschen wirk­
lich am Herzen liegen, ohne allen Z w a n g ,  wie bisher, dex freiesten 
Entwicklung zu überlassen. Und wäre es etwa h um an ,  die Deutsch­
gesinnte Bevölkerung der trefflichen S ta d t  Hadersleben, welche 
trotz alledem niemals ihre Gesinnung verleugnet hat ,  den Deutsch­
gesinnten Theil der Bevölkerung der anderen Nordschleswigschen 
S tä d te ,  die auf dem Lande zerstreut wohnenden Deutschen aus  
keinem anderen G runde von u n s  zu stoßen, a ls  weil wir nicht 
das Vermögen hätten , H um an itä t  von schwächlicher Gutmüthigkeit 
zu unterscheiden?

V om staatsrechtlichen S tandpunkt aus  bedarf die Theilungs­
idee keiner E rörterung; der Norden von Schleswig gehört so gut 
zum Herzogthum wie der S ü d e n ,  wie das nördliche Ufer des 
Kieler H a fe n s  und die Landschaft Eiderstedt. Aber die Politik, 
hört man von einigen Sei ten  ausru fen , die Klugheit erfordert es, 
daß man einen Theil des Streitobjects opfere, um den Rest zu 
sichern, und die verschiedenen Sprachen bieten einen Anhalt ,  um 
die Theilungslmie zu finden; dadurch würde denn auch allen 
inneren Streitigkeiten, allen Versuchen der D ä n e n ,  im Lande zu 
agitiren, für die Zukunft vorgebeugt werden. Um den letzten 
P unk t  zuerst zu beleuchten, so ist es völlig klar, daß, sobald die 
Herzogthümer zu ihrem Recht, das heißt, zu einer selbstständigen, 
von Dänemark getrennten Verfassung und Verwaltung gelangt 
sein werden, die Eigenthümlichkeit der Nordschleswigschen B evö l­
kerung nicht die geringsten Schwierigkeiten machen wird, v o raus­
gesetzt, daß man ihrer Sprache ihr Recht angedeihen läßt,  und 
Niemand wird die Möglichkeit annehmen, daß dies nicht der Fall 
sein werde. D ie  Dänisch redenden S c h le sw ig s  sind seit J a h r ­
hunderten Deutsch regiert und haben sich wohl dabei befunden; 
unter Deutscher Gesetzgebung haben sich die agrarischen Verhält­
nisse in  ihren Distrikten wie in dem übrigen Lande ausgebildet, 
an denen sie mit großer und berechtigter Vorliebe hangen; ihr 
Handel und Verkehr in S t a d t  und Land bringt sie in tägliche 
und enge Verbindung mit dem mittleren und südlichen Schleswig 
sowie mit Holstein und H am burg , sie wissen, daß eine Zolllinie

B e s e l e r , Zur SchleSw.:Holst. Sache. 9
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von Apenrade nach Hoier sie in Verzweiflung bringen würde. 
V on  H aß  gegen die Deutschen ist bei ihnen nicht die Rede, w a s  
sich so allsnimmt, ist ein Kunstprodukt der D ä n e n ; die Unruhe, 
in welche die Dänische Agitation sie gebracht ha t ,  würde von dem 
Augenblicke an gänzlich schwinden, daß die Verhältnisse sich be­
festigt hätten und die Zukunft des Landes menschlicher Einsicht 
nach sicher gestellt wäre. D ie  Leute sind wohlhabend und verstän­
dig, unter einer gerechten und vernünftigen Regierung sehr leicht 
zu regieren; wenn ihre Verbindung mit den Herzogthümern, unter 
der Voraussetzung geordneter Verhältnisse, im Geringsten Schwie­
rigkeiten machte, so wäre dies allein die Schuld einer unfähigen 
und schwachen Regierung. E s  ist kaum erforderlich, hier noch 
einmal hervorzuheben, daß der nördliche Gränzdistrict von Sch les­
wig-Holstein sich mit Rücksicht auf die eigenthümlichen N ationali­
tätsverhältnisse seiner Bewohner in  einer vortheilhafteren Lage 
befindet, a ls  die Gränzdistricte vieler anderen S t a a t e n ,  die von 
einer durchaus fremden Nationalität bewohnt sind. Und doch 
wird kein S t a a t s m a n n ,  wie sehr er auch eine compacte N atio na­
lität für einen Grundpfeiler glücklicher öffentlicher Zustände hält, 
der M einung  sein, daß man in überhumaner S taa tsw e ishe i t  die 
Fremden mit ihren Gränzdistricten abschneiden, vielleicht wichtige 
Festungen und militärische Linien, unentbehrliche Communicationen 
und andere große Interessen an benachbarte S ta a te n  abtreten soll, 
um sich reinlich und sauber von fremden Elementen zu halten. 
E in  solches Verfahren würde mindestens den ewigen Frieden zur 
Voraussetzung haben.

Angenommen ferner, die Schleswig-Holsteiner und die D ä ­
nen wären grundsätzlich zur Theilung geneigt, um behufs Ausglei­
chung ihrer Streitigkeiten eine neue Gränze zwischen Schleswig- 
Holstein oder Deutschland und Dänemark zu finden, glaubt man 
wirklich, daß m an sich um eine solche Gränze einigen würde? 
W enn  das so leicht oder überhaupt möglich, wenn die vorhandene 

.Gränze nicht die durch die N a tu r  der D inge gegebene wäre, so 
würde es jedenfalls merkwürdig erscheinen, daß in den vielen 
und langen Kriegen zwischen Schleswig-Holstein  und Dänemark,
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die mit wechselnden Erfolgen geführt wurden, die alte Gränze 
immer dieselbe blieb, daß die Deutschen die Waffen nicht eher 
niederlegten, als b is dieselbe im nächsten Frieden gesichert war, 
daß die Absicht der D ä n e n  immer dahin ging, ganz Schleswig, 
nicht einen Theil desselben zu erobern. N u r  einmal, soviel u n s  
bekannt, und zwar in  dem erwähnten Wordingborger Waffenstill­
standsvertrag ward Haderöleben mit Arröe an König Erich vor­
läufig überlassen, aber schon nach drei J a h re n  siel es wie von 
selbst wieder zurück. D e n  südlichsten militairischen Abschnitt bildet 
die Schleilinie mit dem alten Gottorff, um welches soviel gestritten 
worden; aber zur Sicherung dieser Linie gehört, daß man F lens­
burg und den Flensburger H afen  besitzt, und beides wird von 
der Inse l  Alfen dominirt. M a n  darf also von Deutscher Seite  
Alfen auf keinen Fall aufgeben, und wer diese wichtige und von 
der Landseite schwer zu bewältigende Seefestung besitzt, hat, wenn 
ihm die erforderlichen Streitkräfte zu Gebote stehen, die Ostküste 
bis an die Jütische Gränze in seiner G ew alt ,  besonders wenn er 
auch H err von Fühnen  ist. M a n  sieht also, mit einer Theilung 
nach der Sprachgränze ist hier wenig auszurichten, wenn man 
von Deutscher Sei te  nicht die wichtigsten Landesinteressen gefähr­
den will;  F lensburg und dessen Hafen würden einem unzweifelhaft 
zufallen, Alsen aber nicht. A us dem Früheren dürfte ferner her­
vorgehen, daß es auch unmöglich ist, eine bestimmte Sprachgränze 
zu finden, weil es eine solche nicht giebt. W ir  halten, wie die 
Sachen liegen, jeden Versuch unmöglich, die beiden Cultursprachen 
zum Maßstab zu nehmen, um die beiden Sprachgebiete abzumessen; 
die Deutschen würden behaupten, daß ihre Sprache auch im N o r­
den neben der Dänischen sich Geltung verschafft habe und dort 
von allen gebildeten Leuten gesprochen werde, und die D än en  
würden daran festhalten, daß ihre Sprache soweit gehe, a ls  sie 
neuerdings die Dänische Kirchen- und Schulsprache gewaltsam vor­
geschoben haben. M a n  würde, wenn die Sache überhaupt einen 
vernünftigen S i n n  haben sollte, auf die Volkssprachen zurückkom­
men müssen. Ueber diese zu einer Verständigung zu gelangen, 
würde aber ebensowenig möglich sein, weil es bei dem Vorrücken

9*
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des Plattdeutschen Districte giebt, wo m an beide Volkssprachen 
redet, wo es unthunlich w ird, zu sagen, diese oder jene M un dar t  
herrscht in diesem Augenblick vor. Auf eine Abstimmung der E in ­
wohner der fraglichen Districte werden die D än en  sich nie ein­
lassen, weil sie eine sichere Niederlage voraussehen. D a ra u s  ist
zu erklären, daß im Jah re  1848 der Palmerston'sche Vorschlag,
welcher sich so einfach und natürlich au sn a h m , beiden P arte ien  
als die unpopulärste und unerwünschteste Erledigung des S t re i ts  
erschien, und daß die D ä n e n ,  soviel wir wissen, in  London nur 
die Aussicht eröffneten, den südlichen S a u m  des Landes Holstein 
zu überlassen. W o man aber auch eine Gränze zöge, man würde 
stets unzählige Privatinteressen zerschneiden, den nordwärts fallen­
den Theil auf das Empfindlichste beeinträchtigen, und mit Sicher­
heit erwarten können, auf einen Widerstand zu stoßen, welcher, 
wenn er auch für den Augenblick durch G ew alt  niedergeschlagen 
würde, immer noch Kraft genug behielte, um bei lebhafter S e h n ­
sucht nach Wiedervereinigung einen Zustand der Unzufriedenheit 
und Unruhe zu erhalten.

Diejenigen, welche es bisher für leicht möglich gehalten h a ­
ben, den S tre i t  um Schleswig durch eine Theilung des Landes
in der Weise zu erledigen, daß man sich von beiden Seiten  fried­
lich darüber verständigte, kennen entweder die besonderen hier in 
Betracht kommenden Verhältnisse nicht oder haben keine Vorstel­
lung davon, in welcher Weise die Völker streitende Interessen der 
A rt ,  wie sie hier vorliegen, zur Entscheidung bringen. Handelte 
es sich um ein Stück Land, welches kürzlich den Urwäldern ab­
gewonnen worden, welches nur  noch dünn bevölkert w äre ,  wo 
sich noch keine bestimmten und starken Interessen domicilirt hätten, 
oder um ein Land, dessen Bevölkerung seine Lebenskraft bereits 
verbraucht hätte, dann dürfte es unter Umständen keine große 
Schwierigkeiten machen, daß zwei benachbarte S ta a te n ,  welche 
auf dasselbe Anspruch erhüben, sich zur Erledigung des S t re i ts  
über eine Theilung verständigten. Hier aber gilt es ein altes 
Land, dem seine geographische Lage, seine noch lebenskräftige 
Bevölkerung und deren Geschichte ein so bestimmtes Gepräge sei-
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ner Ind iv idua l i tä t  aufgedrückt haben, als dies im neueren Europa 
n u r  rücksichtlich irgend eines anderen Landes der Fall ist. O b
Schleswig ein kleines oder ein großes Land ist, thut dabei zur
Sache nichts. W a s  schon im zwölften Jahrhundert  die Dänischen 
Könige bewog, gerade das Land südlich von der Königsaue bis
zur Eider als ein besonderes Land abzugränzen und besonders
verwalten zu lassen, ob schon damals die Einwirkung von S ü d e n  
her an  jener Aue neuerdings eine bestimmte Gränze zwischen An­
geln und Jü te n  gebildet hatte, ob es vorzugsweise der tiefe T ha l­
grund jenes Flüßchens w a r ,  welcher den Dänischen Königen als  
eine Landmarke erschien, oder ob die Gemeinschaftlichkeit der I n ­
teressen Schleswigs und des südlich gelegenen Holsteins schon um 
jene Zeit so bestimmt hervortrat, daß sich eine administrative Ab­
sonderung von Dänemark als  nothwendig zeigte, ist jetzt nicht zu 
ermitteln; soviel ist aber gewiß, daß, w a s  auch die Dänischen 
Könige zu dieser Absonderung bestimmt hat ,  dieselbe auf richtiger 
Einsicht beruhte. Als im nächsten Jah rhundert  Herzog Abel, ein 
jüngerer Königssohn, mit Schleswig belehnt w ard , trat der G e ­
danke, daß Schleswig andere Interessen habe als Dänemark, daß 
es seinen naturgemäßen Anhalt im S ü d e n  suchen müsse, unter 
Begünstigung des Umstandes, daß seine Bevölkerung theils au s  
Deutschen, theils au s  einem Deutsch-Dänischen Mischvolk bestand, 
so bestimmt hervor, daß von den Schleswigern in Verbindung mit 
den Holsteinern zuerst die Erblichkeit des Lehns, dann die ewige 
Trennung  Schleswigs von Dänemark, dann die Eventualbelehnung 
des Holsteinischen Grafenhauses mit Schleswig, dann die virtuelle 
Belehnung jenes Hauses, und endlich die ewige Vereinigung und 
staatliche Verbindung Schleswigs mit Holstein erkämpft ward. Kei­
nem nachdenkenden M anne, welcher sich n u r  im Geringsten mit G e­
schichte und mit der Bedeutung geschichtlicher Existenzen beschäf­
tigt hat ,  kann es entgehen, daß der D ra n g ,  welcher zwei J a h r ­
hunderte hindurch die Bevölkerung immer au f 's  Neue antrieb, in 
blutigen Kriegen Schritt vor Schritt nach dem Ziele zu streben, 
welches 1460 erreicht w ard ,  auf einer gewissen Nothwendigkeit 
beruhte, die in den früher hervorgehobenen Verhältnissen begrün-
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bet w ar. Ebensowenig a l s  sich Sch le sw ig  durch V erständ igung  
unter D r i t ten  dauernd von Holstein trennen läß t ,  ebensowenig 
wird m an  Schlesw ig  durch Konferenzen und P ro tocolle  theilen 
können, um  dem S t r e i t  über dasselbe ein E n d e  zu machen, und 
am  Wenigsten werden sich die B ew oh n er  des Landes selbst um  
eine solche T heilung  einigen. M a n  würde allerdings m it  ü ber­
mächtiger G e w a l t  eine T he ilungsl in ie  ziehen und diese m it  eben 
der G ew a l t  ausrecht halten können; aber sobald diese G e w a l t  
nachließe, würde das  unnatürlich G etrennte  sich wieder vereinigen, 
ebenso wie augenblicklich S chlesw ig  durch übermächtige G e w a l t  
von Holstein getrennt ist und  n u r  so lange getrennt bleiben wird, 
a l s  diese G ew a l t  vorhält.  H ä t te  m an  die S c h le sw ig -H o ls te in e r  
und  die D ä n e n  ihren K am p f  b is  in  Ende  auskämpfen lassen, so 
hätte sich entweder, wie schon früher so häufig, au f  beiden S e i t e n  
Erschöpfung gezeigt und der Friede wäre  un ter  Aufrechthaltung 
der alten G ränze  abgeschlossen; oder die D ä n e n  w ären  endlich 
völlig unterlegen —  sie entgingen diesem Schicksal bei Jdstedt 
durch eine wunderbare Laune des Glücks —  dann  w äre  es nicht 
unwahrscheinlich schon dam als  im Verfolg  der Ereignisse zur A uf­
lösung des Dänischen S t a a t s ,  zur T re n n u n g  J ü t l a n d s  von den 
In s e ln  gekommen; oder die S c h le sw ig -H o ls te in e r  hätte  dieses 
Schicksal getroffen, dann  w äre  mindestens S chlesw ig  verloren ge­
wesen. F ragen ,  wie sie sich a n  die Schleswig-Holsteinische Sache 
knüpfen, werden erfahrungömäßig n u r  in  Folge großer U m w äl­
zungen oder a u f  dem Schlachtfelde entschieden. Vielleicht werden 
Manche, die draußenvor stehen, es dennoch unvernünftig  finden, nicht 
theilen zu wollen. S i e  mögen versuchen, einen Theilungsvorschlag 
zu machen, welcher den Deutschen und D ä n e n  zugleich an nehm bar 
erschiene. G la u b t  m an  vielleicht, daß m an  von  irgend einer S e i te  
geneigt sein würde, Alsen auszugeben, eine der wichtigsten Festun­
gen für Deutschland und D ä n e m a rk ?  Auch finden sich vielleicht 
Ein ige, welche der M e in u n g  sind, daß, w enn  die S c h le s w ig -H o l ­
steiner n u r  den D ä n e n  ihre Bereitwilligkeit zu erkennen gäben, 
einen billigen Vergleich durch T heilung  zu ermöglichen, d ann  die 
D ä n e n  durch solche Loyalität dergestalt gerührt werden w ürden,
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daß sie den Deutschen mit derselben Loyalität entgegen kämen. 
M i t  solchen Politikern ist nicht zu reden. Möglich, daß bald der 
G an g  der Ereignisse dahin führt, daß man sich auf der Cimbrischen 
Halbinsel mit anderen und größeren Fragen beschäftigt, als mit 
den politisch ziemlich unerheblichen Betrachtungen über die Gebiete 
des Plattdeutschen und Angeldänischen Id io m s  im Herzogthum 
Schleswig.



IV.

2 6 ir haben tu den früheren Abschnitten über die Schleswig- 
Holsteinische Sache und die Skandinavische Frage soviel M aterial 
zusammengestellt, a ls  wir für erforderlich hielten, um den Theil 
des Deutschen P ub l ic um s ,  welcher keine besondere Veranlassung 
h a t ,  diesen Angelegenheiten eine fortlaufende und eingehende Auf­
merksamkeit zu widmen, in den S ta n d  zu setzen, sich über die 
augenblickliche Lage derselben, über ihr Verhältniß zur Deutschen 
Gegenwart und Zukunft ein Urtheil zu bilden. W ir  möchten an 
das Obige schließlich folgende Betrachtungen reihen.

D er  Zustand des Gesammtstaats ist, wie wir gesehen haben, 
unheilverkündend. Zwei feindliche N ationalitäten , welche sich 
ungefähr die W age halten, deren S tre i t  die moralische und bin­
dende Kraft des S t a a t s  verschlingt, die Entwicklung desselben im 
I n n e r n  und die Geltung desselben nach außen lähmt; die eine 
Nationalität in ihrer Hülflosigkeit sehnsuchtsvoll dem Norden, die 
andere in ihrer Bedrängnis» vertrauensvoll deut S ü d e n  zuge­
w andt;  an  der Spitze des S t a a t s  ein Fürst, der es müde sein 
soll, König dieses zwiespältigen Geineinwesens zu sein, sein muth- 
»naßlicher Nachfolger ein kinderloser G re is  und in  zweiter Linie 
ein P r in z ,  welcher nach dem Londoner Tractat vorn 8. M a i  1852 
berufen ist, ein neues Herrscherhaus in dieser zerrütteten Monarchie 
zu gründen, um der letzteren Festigkeit und D auer  zu verleihen. 
Die Aufgabe des Prinzen würde auch dann die ganze Weisheit
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und Thatkraft eines großen M a n n e s  erfordern, wenn der Rechts­
titel seiner Succession den Glauben  von Jahrhunderten für sich hätte. 
D ie  Europäischen Mächte sind der M einung  gewesen, in diesem 
Falle die Legitimität der für nothwendig erklärten Untheilbarkeit 
der Monarchie zum Opfer bringen zu müssen; sie haben unberufen 
die Anordnungen des K önigs von Dänemark wegen Gründung  
einer neuen Dynastie in dem Königreich und den Herzogthümern 
genehmigt, aber auch nur  genehmigt, nicht garantirt , nachdem ein 
geringer Theil der eventuell in  Dänemark nach dem Königsgesetz 
und in  den Herzogthümern nach anderen O rdnungen  berufenen 
Thronfolger des Oldenburgischen Hauses zu der neuen Erbfolge­
ordnung ihre Zustimmung gegeben. S p ä te r  ist diese dem D ä ­
nischen Reichstage vorgelegt und hat durch Beschluß vom 24. J u n i  
1853 dessen Genehmigung erhalten; die Herzogthümer sind, wie 
gewöhnlich, gar nicht gefragt worden. I n  den Büchern der G e ­
schichte finden sich viele Fälle verzeichnet, daß Erbfolgestreitigkeiten 
zu Kriegen geführt, daß das Schwert über das Recht die endliche 
Entscheidung gegeben hat. D a ß  jemals ein Concert unbefugter 
fremder Mächte hingereicht hätte , nach Beseitigung der Ansprüche 
Derjenigen, die nach rechtlich bestehenden Satzungen zur Regierung 
berufen sind, eine neue Dynastie zu gründen, ist u n s  nicht bekannt, 
wohl aber wissen w ir , daß die pragmatische S anc t ion  Kaiser 
C ar l 's  VI., die von Frankreich sogar garantirt w a r ,  den Oester­
reichischen Erbfolgekriez herbeiführte. D a s  Dänische Thronfolge­
gesetz vom 31. J u l i  1853 scheint daher auch keineswegs dazu bei­
getragen zu haben, ein Gefühl der Festigkeit und D auer  des 
Bestehenden in der Dänischen Monarchie über das Leben des 
jetzigen Königs und des Erbprinzen Ferdinand h inaus zu erwecken, 
selbst nicht im Königreich, trotz der Erklärung des Reichstags. 
M a n  scheint auch dort jenem Beschlusse, welcher bekanntlich nach 
den Grundsätzen des Erbrechts, auf dem die Europäischen Throne 
beruhen, keine Bedeutung hat, ein um so geringeres Gewicht bei­
zulegen, als der Londoner Tractat eine völkerrechtliche Verein­
barung ist, welche sich offenbar nicht der rechtlichen S phäre  aller 
völkerrechtlichen Verträge entziehen kann, mithin nur  so lange
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gilt, als  die Kontrahenten sich einig bleiben; später entscheidet der 
G ott  der Schlachten. W ir  glauben kaum zu i r re n , wenn wir 
annehmen, daß die Ueberzeugung von der Gebrechlichkeit jenes 
auf unberechtigter Willkür fußenden Thronfolgegesetzes auch in 
Stockholm getheilt w ird, und daß die offene Weise, in der die 
Dynastie Bernadette sich neuerdings an die Spitze der S k a n d in a ­
vischen Bewegung gestellt h a t ,  um sie im eigenen und zum V o r ­
theil Schwedens in eine andere B ah n  zu lenken, alck welche die 
Dänischen Skandinavisten ihr anweisen, mit jener Ueberzeugung 
in enger Verbindung steht. D aher  ist es denn auch zum nicht 
geringen Theil zu erklären, daß seit den in Stockholm und K o ­
penhagen von der Schwedisch-Norwegischen Königsfamilie der 
Skandinavischen Idee dargebrachten Huldigungen die Kopenhage- 
ner Zustände noch zerrissener geworden sind. D ie  Rathlosigkeit 
der Parte ien  kommt in den verschiedenen O rg a n e n  der dortigen 
Presse von T ag  zu Tag  mehr zum Vorschein.

Angesichts dieser Zustände in der Dänischen Monarchie be­
gegnen wir wohl in Deutschland der M e in u n g ,  daß, da doch der 
Gesammtstaat trotz der ihn umwehrenden Protokolle und trotz der 
Geneigtheit der Deutschen Mächte verloren sei, man die D inge 
ihrer Entwickelung überlassen und dem sich abspielenden interessan­
ten D ram a als  Europäisches Publicum ruhig zuschauen könne. 
Diese Ansicht ist ein gefährlicher I r r thum . W enn  Deutschland 
überhaupt eine Großmacht sein will, so darf es keinem E uropäi­
schen Ereigniß unthätig zusehen, am Wenigsten einem solchen, 
welches sich unmittelbar an seiner Gränze vollzieht, an  das sich 
so wichtige Deutsche Interessen heften; ein solcher Q u ie t is m u s  
wäre das sicherste Zeichen der Fortdauer Deutscher Ohnmacht und 
würde von den anderen Mächten unfehlbar benutzt werden, um 
auf Kosten Deutschlands die Sachen zu ordnen. D en n  man 
bilde sich nicht ein, daß mit der Auflösung des Dänischen Ge- 
sammtstaates die Sache ohne Weiteres zu Gunsten der Herzog# 
thümer entschieden wäre; die Katastrophe, in welcher Form sie 
auch austreten mag, w ird , wenn nicht alle Zeichen trügen, jeden­
falls durch die Theilnahme R ußlands zu einer Europäischen sich
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gestalten, und wie umsichtig auch in  erneut solchen Fall die H e r­
z o g tü m er  ihr besonderes und das Deutsche Interesse wahrzuneh­
men beflissen w ären , ihre von Deutschland früher desorganisirten 
Kräfte würden allein schwerlich ausreichen, jenes Interesse voll- 
au s  und nachhaltig zu vertreten. E s  ist im Gegentheil w ahr­
scheinlich, daß erst dann für Deutschland die rechte Arbeit begin­
nen und daß es erst dann vollständig begriffen werden wird, welchen 
schweren Fehler man vor einigen Ja h re n  begangen, a ls  man hülf- 
reiche H and  dabei leistete, die Deutsche S te l lung  auf jener H a lb ­
insel, anstatt sie vorwärts zu schieben oder doch zu befestigen, h in­
ter die Position zurückzudrängen, welche sie vor einem halben 
Jahrtausend einnahm. M a n  erwarte insbesondere nicht von der 
Entwickelung der Skandinavischen Ide e ,  daß diese Schleswig- 
Holstein an  Deutschland zurückliefern oder letzteres in den Besitz 
der ganzen Cimbrischen Halbinsel setzen wird, ohne daß Deutsch­
land seine ganze Macht in  die Wagschale zu legen und vielleicht 
blutige Kriege zu führen genöthigt sein wird. W ir  glauben dies 
zur Genüge anschaulich gemacht zu haben. I n  neuester Zeit ist 
davon die Rede gewesen, daß Schweden Dänemark das Anerbie­
ten gemacht, ihm Schleswig zu garantiren. W äre dies geschehen, 
so würde eine solche Offerte bei der augenblicklichen Lage der 
D inge keinen rechten S i n n  haben, wenn m an nicht annähme, 
daß es dem Hause Bernadotte vorläufig n u r  darum zu thun sei, 
sich möglichst tief in  die Dänischen Angelegenheiten zu mischen, 
eine Art von Protectorat über Dänemark zu gewinnen und dort 
das Gefühl der Abhängigkeit zu befestigen; bei einer Auflösung 
des Dänischen S ta a te s  hätte dann ein solches Garantieversprechen 
seine Bedeutung verloren und würde Schweden in fernen O p e ­
rationen durchaus nicht hemmen. W ill aber Deutschland nicht 
mit der Würde einer großen Nation  auch die Bürde eiuer solchen 
übernehmen, glaubt es mit einer principiellen Neutralitätspolitik 
große Geschäfte machen zu können, so werdet: andere S ta a te n  ihm 
die M ühe abnehmen, über die Cimbrische Halbinsel zu ver­
fügen.

W ir  wissen nicht, ob der Verfasser des dritten fliegenden
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Blattes  aus  B a y e r n * ) ,  welches übrigens mit dank ensw er te r  
W ärm e für Schleswig-Holstein geschrieben ist, sich die Sache nicht 
zu leicht gedacht hat, wenn er sagt, daß je stärker Deutschland ein­
dringe auf den Gesammtstaat, desto sicherer werde durch voll­
ständige Trennung von Dänemark die Unabhängigkeit der H e r ­
zo g tü m er  aus  der Lösung der Skandinavischen Frage hervorgehen. 
W ir  stimmen ihm natürlich in der Hauptsache bei, möchten aber 
hinzufügen: vorausgesetzt, daß Deutschland sich den großen A n ­
forderungen, welche diese Lösung an dasselbe stellen wird, gewachsen 
zeigt. E in  Aufsatz in der M ine rv a ,  Februarheft 1857 , beschäftigt 
sich mit der Skandinavischen Union; w ir  finden auch hier dieselbe 
Theilnahme für Schleswig-Holstein und denselben Gedanken, daß 
nämlich diese Union letzteres von Dänemark absondern werde, 
fürchten aber auch hier, daß der Verfasser sich die Sache zu leicht 
vorstellt. Beide Schriften gehen in Widerspruch mit unseren A n ­
sichten davon a u s ,  daß die Union nach der Idee der Dänischen 
Skandinaven zu S tand e  kommen werde.

Nicht selten stößt man in Deutschland auch auf die Ansicht, 
es könne bei ernstlichem guten Willen beider Theile nicht schwie­
rig sein, den ganzen Deutsch-Dänischen S tre i t  dadurch zu besei­
tigen, daß man Schleswig nach Nationalitäten theile. W ie wenig 
G rund  eine solche Ansicht hat, glauben wir nachgewiesen zu haben; 
welche Verantwortlichkeit Derjenige auf sich ladet, welcher dazu 
beiträgt, durch Verbreitung solcher M einungen  die richtige Einsicht 
in die wahre Sachlage zu trüben und die Thatkraft diesseits und 
jenseits der Elbe zu lähmen, liegt auf der Hand. Vorausgesetzt 
aber, es wäre wirklich an sich und bei der Dänischen S t im m u ng  
möglich, durch eine Theilung die beiderseitigen Interessen zu ver­
söhnen, so würde es doch mehr a ls  bedenklich sein, unter den 
gegenwärtigen allgemeineren und bestimmenden Verhältnissen, die 
durchaus noch den D än en  günstig sind, von Schleswig-Holsteini­
scher Seite  darauf gerichtete Anträge zu stellen. M a n  muß drin­
gend wünschen, daß keine die Schleswig-Holsteinische Sache be­

*)  Deutschland und D änem ark im  A p ril 1 8 57 . N ördlingen  1857 .
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treffende Frage zur Entscheidung komme, so lange nicht die Deutsche 
Politik eine durchaus andere S te l lung  und Bedeutung gewonnen 
hat. Für  den Augenblick noch hat Dänemark alle Chancen der E uro ­
päischen S i tu a t io n  für sich. E s  hilft einmal nichts, sich gegen die 
Einsicht zu sträuben, ja es ist schon ein wesentlicher Fortschritt zur 
Besserung, wenn diese Einsicht sich verbreitet und befestigt, daß 
kein auswärtiges Deutsches Interesse, wenn es nicht etwa zugleich 
ein Oesterreichisches ist, bei der jetzigen Lage Deutschlands hoffen 
darf, eine gehörige Vertretung zu finden. M ußten  doch die Ame­
rikaner für den Deutschen Handel die Aufhebung des Sundzolls 
bewirken!

Endlich giebt es in Deutschland Leute, welche sich der E r ­
wartung hingeben, der Kampf der beiden Sprachen in  Schleswig 
werde die Sache zu Gunsten Deutschlands entscheiden; im Lauf 
der Zeit werde die ganze Cimbrische Halbinsel Deutsch werden, 
und dann stehe Alles gut. E s  ist allerdings w ahr ,  daß die 
Deutsche Sprache langsam vordringt, vielleicht in fünfzig Jah ren  
um Eine M eile , so daß wir im Jah re  3000 vielleicht am Lym- 
fjord angelangt sein würden, d. h. wenn nicht das Deutschthum 
auf der Cimbrischen Halbinsel der schwächere Theil w ird ,  in wel­
chem Fall eine umgekehrte Bewegung eintreten müßte. E s  trägt 
jedoch ein solches Vertrauen auf den mühelosen S ie g  des stillen 
Wirkens eigener eingebildeter Vortrefflichkeit den brennenden Fragen 
gegenüber so sehr das Gepräge unmännlichster Entartung, daß wir 
u n s  entsehen müssen,-darüber Worte zu verlieren.

Während wir dieses schreiben, ist die außerordentliche B eru ­
fung der Holsteinischen Ständeversammlung auf den 15. August 
erfolgt. W ir  haben u n s  über die Bedeutung, welche diese B e ­
rufung unsers Erachtens hat, des Weiteren ausgesprochen. D a s  
Deutsche Publicum wird beim bald erfahren, welche Vorlagen 
die Regierung der Versammlung gemacht, und in welcher Weise 
diese die ihr dargebotene Gelegenheit zum Sprechen benutzt hat.

E s  ist Thatsache, daß die Schleswig-Holsteiner nicht ent* 
muthigt sind, daß sie im Gegentheil rüstig fortfahren, mit den 
ihnen zu Gebote stehenden M itteln  ihren Todfeind, den D ä n i ­
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schen Gesammtstaat, zu bekämpfen. S i e  dürfen für die nächste 
Zeit auf keine Entscheidungen bauen; sie werden, wenn nicht 
plötzlich große Ereignisse eintreten, ihr Joch noch eine Weile tragen 
müssen. S ie  werden sich stets gegenwärtig halten, daß es augen­
blicklich weniger darauf ankommt, w a s  sie durch ihren Kampf er­
reichen, als daß sie nicht müde werden im Kampf; sie werden des 
Vertrauens bleiben, daß G ott  die Muthigen nicht verläßt und 
daß die Zukunft ihnen gehört.

Druck von M . B r ü h n  in Braunschwrig.
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